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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Wirtschaftspolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Mittei- 
lung der Kommission an den Rat über die von der Gemeinschaft 
auf dem Flugzeugsektor zu treffenden industriepolitischen und 
technologischen Maßnahmen. 

Die Kommissionsmitteilung enthält folgende Durchführungs- 
texte: 

1. Entwurf einer Empfehlung des Rates über die Koordinierung 
der Entwicklungspolitik der Mitgliedstaaten und die struk- 
turellen Angleichungen von Unternehmen des Luftfahrtsek- 
tors 

2. Mitteilung der Kommission an die Mitgliedstaaten über 
einen gemeinschaftlichen Rahmen für die Beihilfen für For- 
schung und Entwicklung, für Investition und für die Ver- 
marktung im Gemeinsamen Markt betreffend Zivilflugzeuge, 
die im Rahmen Transnationaler Programme in d^ Gemein- 
schaft gebaut werden 

3. Vorschlag einer Richtlinie des Rates über den Erlaß gemein- 
samer Bestimmungen für Kreditversicherung, Kredite, Wech- 
selkursgarantien und Garantien gegen Preissteigerung für 
die Ausfuhr von Zivilflugzeugen, die im Rahmen Transna- 
tionaler Programme in der Gemeinschaft gebaut werden, 
nach Drittländern 

4. Mitteilung der Kommission über die zolltechnische Situation 
der Erzeugnisse des Flugsektors 

Die Kommissionsmitteilung ist mit Schreiben des Herrn Prä- 
sidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 19. Juli 1972 dem Herrn Präsidenten des Rates der Euro- 
päischen Gemeinschaften übermittelt worden. 

Der Zeitpunkt einer Diskussion im Rat der Europäischen Ge- 
meinschaft ist noch nicht abzusehen. 

Brandt 
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Einleitung 

Im vierten Teil des „Memorandums der Kommission 
an den Rat über die Industriepolitik der Gemein- 
schaft" (Brüssel 1970) wurden die besonderen Pro- 
bleme herausgestellt, die sich auf den technologisch 
fortgeschrittenen Sektoren ergeben; zugleich wurde 
der Versuch gemacht, die Leitlinien für eine etwaige 
gemeinsame oder konzertierte industrielle Entwick- 
lungspolitik auf diesen Sektoren aufzuzeigen. 

Auf dieser Grundlage und unter Berücksichtigung 
der Lehren, die aus den seit der Hinterlegung der 
Denkschrift durchgeführten Diskussionen und Kon- 
sultationen gezogen wurden, hat die Kommission 
eine eingehende LFntersuchung des Flugzeugsektors 
vorgenommen. In der vorliegenden Mitteilung hat 
sie nicht nur die Ergebnisse dieser Untersuchung 
niedergelegt, sondern auch Vorschläge über die 
Maßnahmen gemacht, die nach ihrer Ansicht im ge- 
meinsamen Interesse zweckmäßigerweise zu treffen 
sind. 

Solche Vorschläge haben nur dann ihren vollen 
Wert, wenn sie sich nicht auf einzelne Punkte be- 
schränken. Daher wird in dem Dokument der Ver- 
such unternommen, eine sektorale Gesamtkonzep- 
tion zu definieren und in dem so abgesteckten Rah- 
men der Kohärenz eine Reihe von Aufgaben und 
Maßnahmen festzulegen, deren Durchführung die 
Entwicklungsaussichten eines für Europa bedeuten- 
den Sektors verbessern könnte. 

Die in dem vorliegenden Dokument enthaltenen 
Analysen und Vorschläge entsprechen auch unmittel- 
bar der im Protokoll der Sitzung vom 31. Januar 
1972 festgehaltenen Erklärung des Rates der Ge- 
meinschaften, in der es wie folgt heißt: 

„Was das Protokoll XVII im Anhang zum Abkom- 
men über die Festlegung eines Teils des gemein- 
samen Zolltarifs für die Erzeugnisse der Liste G im 
Anhang zum Vertrag anlangt, so werden die Organe 
der Gemeinschaft anhand der gesammelten Erfahrun- 
gen im Laufe des Jahres 1972 die Lage prüfen, da- 
mit gegebenenfalls die Maßnahmen getroffen wer- 
den können, die dem Ausbau und der Stärkung der 
Wettbewerbsstellung der europäischen Flugzeugin- 
dustrie unter Berücksichtigung aller damit im Zu- 
sammenhang stehenden Interessen, insbesondere 
derjenigen der Luftfahrtgesellschaften, entsprechen." 

Das Dokument bezieht sich auf die Luftfahrtindu- 
strie im weiten Sinne - Zellen, Motoren, Aus- 
rüstungen -, aber auf der Ebene des Flugzeugbaus; 
besondere Dokumente werden sich später mit den 
Problemen der einzelnen Zweige, u. a. der Motoren- 
branche, beschäftigen. Die Luftfahrtindustrie wird 
auch unter dem Blickpunkt ihrer gesamten Tätigkeit 
betrachtet, z. B. einschließlich der mit den Raum- 
fahrtprogrammen zusammenhängenden Tätigkeiten; 
in dem vorliegenden Dokument werden jedoch die 
Probleme der Raumfahrtpolitik, über die zu ge- 
gebenerZeit ein besonderes Dokument ausgearbeitet 
wird, nicht angeschnitten. 

In der Tätigkeit der Flugzeugindustrie nimmt das 
militärische Material einen sehr bedeutenden Platz 
ein. In dem vorliegenden Dokument wird daher. 


ohne in Überlegungen über die Verteidigungspolitik 
einzutreten, die Notwendigkeit unterstrichen, bei 
der Definition einer gültigen sektoriellen Politik die 
Daten über den Markt der Militärflugzeuge soweit 
wie möglich mitzuberücksichtigen. 

Schließlich sei noch darauf hingewiesen, daß die in 
dem Dokument enthaltenen Untersuchungen und 
Vorschläge die erweiterte Gemeinschaft betreffen, 
wie sie sich aus den Beitrittsverträgen ergeben wird. 


Kapitel 1 

Lage und Perspektiven 

1. Die Schwierigkeiten 

Die schwierige Lage, in der sich die Luft- und Raum- 
fahrtindustrien der Mitgliedstaaten der Gemeinsdiaft 
(der Zehn) seit dem Ende des zweiten Weltkriegs 
befinden, läßt sich mit den nachfolgenden Fest- 
stellungen leicht veranschaulichen. 

Die vorher so mäditig gewesenen europäischen Pro- 
duzenten nehmen Anfang 1970 auf dem Markt der 
westlichen Welt nur einen unbedeutenden Platz ein, 
nämlich 9,5 v. H. (hiervon 5,7 v. H. das Vereinigte 
Königreich), während der Rest auf die Vereinigten 
Staaten entfällt. Ihre Lieferungen auf dem eigenen 
Markt sind - mindestens soweit es sich um die sechs 
Mächte handelt - ebenfalls unbedeutend, nämlich 
15 V. H., während die britischen Hersteller immer 
noch über 70 v. H. des im Vereinigten Königreich 
gekauften Materials liefern. Auf dem amerikani- 
schen Markt, der allein fast zwei Drittel des Welt- 
markts repräsentiert, nimmt die europäische Produk- 
tion einen geradezu lächerlichen Platz ein: 2,1 v. H. 

Die europäischen Erzeugnisse haben sich somit trotz 
ihrer technischen Qualität und der Bemühungen der 
Industrie und der Regierungen bisher schlecht ver- 
kauft. Die vorherrschende Stellung des amerika- 
nischen Materials auf dem Markt läßt sich zum Teil 
dadurch erklären, daß in Europa - außer dem 
V.C. 10 - keine Langstreckenflugzeuge gebaut wer- 
den (auf diesen Flugzeugtyp entfielen wertmäßig 
mehr als 50 v. H. des Marktes); aber diese Tatsache 
zeigt um so deutlicher, daß Europa nicht in der Lage 
ist, einen wesentlichen Anteil an dem Markt der 
anderen Flugzeugtypen zu erobern. 

Dieselben tatsächlichen Verhältnisse kommen in den 
wichtigsten Indikatoren des Tätigkeitsniveaus in der 
erweiterten Gemeinschaft zum Ausdruck. 

Der Gesamtumsatz der Luft- und Raumfahrtindustrie 
der sechs Mächte ist zwar zwischen 1960 und 1968 
eindeutig rascher gestiegen als der Umsatz der Luft- 
und Raumfahrtindustrie des Vereinigten Königreichs 
und der Vereinigten Staaten, aber in bezug auf das 
Tätigkeitsniveau ist noch ein gewaltiger Unterschied 
zwischen der europäischen und der amerikanischen 
Industrie vorhanden: der durchschnittliche Umsatz 
(der Zehnergemeinschaft) für die Zeit von 1960 bis 
1968 macht 14,3 v. H. des Umsatzes aus, den die 
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gleichen Industrien in den Vereinigten Staaten er- 
zielt haben. 

Soweit es sich um den Mehrwert handelt, liegt der 
Anteil der Luft- und Raumfahrtindustrie an dem 
Mehrwert der Fertigungsindustrie in Europa unter 
einem Viertel des Anteils dieser Industrie in den 
Vereinigten Staaten. 

Schließlich ist der Beitrag des europäischen Luft- und 
Raumfahrtsektors zum Export - und damit zum Aus- 
gleich der Zahlungsbilanz - im Vergleich zu den 
Vereinigten Staaten unbedeutend. 1968 verzeichne- 
ten die Vereinigten Staaten einen positiven Saldo 
von 2661 Mio I, die Sechsergemeinschaft dagegen 
im Verhältnis zu Drittländern einen negativen Saldo 
von 251 Mio S; die beiden wichtigsten europäischen 
Herstellerländer (Frankreich und das Vereinigte 
Königreich) wiesen zusammen nur einen positiven 
Saldo von 424 Mio S aus. Bekanntlich hatte aber 
auch die amerikanische Luft- und Raumfahrtindustrie 
ernsthafte Schwierigkeiten zu verzeichnen, die weit- 
gehend auf die Kürzung der großen militärischen 
und Raumfahrtprogramme zurückzuführen waren. 
Der Umsatz dieses Sektors, der von 1955 an ständig 
gestiegen war, geht seit 1968 zurück. Allerdings 
scheint sich ein neuer Aufschwung anzukündigen, 
und die Prüfung von Maßnahmen zur Förderung 
dieser Wiederbelebung ist im Gange. 

Bei der Luft- und Raumfahrtindustrie der europäi- 
schen Länder ist also trotz der seit 1960 anhaltenden 
Belebung im Vergleich zu den Vereinigten Staaten 
eine relative „Unterentwicklung" festzustellen. Diese 
Feststellung wäre zwar an sich nicht beunruhigend, 
wenn sich der Luft- und Raumfahrtsektor von ande- 
ren Sektoren nicht unterschiede, aber sie erhält ihr 
volles Gewicht, wenn man daran denkt, daß es sich 
um einen Sektor handelt, dem das dritte Programm 
für die mittelfristige Wirtschaftspolitik besondere 
Bedeutung für die wirtschaftliche Entwicklung und 
den technischen Fortschritt zuerkennt und der außer- 
dem für die Verteidigung und für die politische 
Stellung der Staaten in der Welt wesentlich ist. 

Seit Kriegsende hat Europa eine ansehnliche Zahl 
von bedeutenden Programmen für den Bau von 
Zivilflugzeugen verwirklicht, deren Entwicklung und 
Produktion sehr hohe Mittel erforderten. Lediglich 
drei oder vier dieser Programme waren kommerziell 
erfolgreich, d. h. die Länge der Fertigungsserien 
reichte zur Deckung der Kosten aus. Den europäi- 
schen Produzenten stehen amerikanische Unterneh- 
men gegenüber, deren Programme in der Mehrzahl 
lange und in raschem Tempo entwickelte Serien zu 
zeichnen hatten. Begreiflicherweise hat diese Situa- 
tion den überseeischen Konkurrenten eine schnelle 
Expansion ermöglicht; es wäre festzustellen, aus 
welchen Gründen eine solche Lage nicht in Europa 
herrschte. 

2. Die historischen Gründe 

Der Ursprung der jetzigen Schwierigkeiten läßt sich 
bis in die Erschütterungen des zweiten Weltkriegs 
zurückverfolgen. Als die Feindseligkeiten zu Ende 
gehen, ist das Potential Europas, das vorher an 


erster Stelle stand, weitgehend überholt, wenn nicht 
zerstört: lediglich Großbritannien ist hiervon ausge- 
nommen. In der Folgezeit beginnt für die franzö- 
sische Industrie ein langer Wiederanstieg, während 
Großbritannien im Schwünge seiner Kriegsanstren- 
gungen eine beachtliche Tätigkeit fortsetzt (aber 
nicht immer die kommerziellen Ergebnisse erzielen 
kann, die mit Rücksicht auf sein Potential und seine 
Anstrengungen zu erwarten gewesen wären) ; 
Deutschland und Italien aber müssen für viele Jahre 
auf jede bedeutsame Tätigkeit verzichten. 

Auf der anderen Seite des Atlantik wird die Um- 
stellung und Expansion der infolge der Anstrengun- 
gen während des Krieges stark ausgebauten ameri- 
kanischen Industrie durch zwei mächtige Triebkräfte 
gefördert: die rasche Entwicklung des zivilen Luft- 
verkehrs sowie die militärischen und Raumfahrt- 
programme. 

Man hat sich in Europa oft auf die Wettbewerbsver- 
zerrung berufen, die durch die amerikanischen mili- 
tärischen und Raumfahrtprogramme hervorgerufen 
wird. Es ist richtig, daß diese Programme den be- 
teiligten Firmen erhebliche Mittel zuführten und 
technologische Fortschritte zur Folge hatten, welche 
die Einführung neuen Materials auf dem zivilen 
Markt ermöglicht haben. 

Heute weiß man freilich, daß auf diese Vorteile oft 
keineswegs belanglose Nachteile folgten und daß 
die technologische Innovation wirtschaftlich nur von 
Bedeutung ist, wenn sie auf der Ebene des Marktes 
eine ausreichende Übereinstimmung mit geäußerten 
oder nicht zutage tretenden Bedürfnissen bewirkt. 
Auf jeden Fall sind die den amerikanischen Her- 
stellern eingeräumten Vorteile, so real sie sein 
mögen, keine genügende Erklärung dafür, daß den 
europäischen Produkten der kommerzielle Erfolg 
versagt bleibt. 

3. Wettbewerbsfähigkeit und Markt 

Es bleibt bei der grundlegenden Feststellung, daß 
sich die europäischen Flugzeuge, insgesamt genom- 
men, auf dem Markt nicht so durchsetzen konnten 
wie die amerikanischen. Diese mangelnde Wett- 
bewerbsfähigkeit zeigt sich um so deutlicher, als sie 
auf dem europäischen Markt selbst festgestellt wird; 
sieht man nämlich von gewissen Sonderfällen ab, in 
denen eine Art „Gegenpräferenz" zugunsten ameri- 
kanischer Erzeugnisse eine Rolle spielen konnte 
(Abkommen über die Stationierung amerikanischer 
Truppen in Europa oder Abkommen zur Kompensa- 
tion industrieller Investitionen durch Ankäufe, die 
in der Hauptsache bei militärischem Material von 
Bedeutung gewesen sein dürften), so ist nicht einzu- 
sehen, warum die europäischen Verbraucher lieber 
außerhalb Europas gekauft haben sollen, wenn 
ihnen voll befriedigende europäische Erzeugnisse 
angeboten worden wären. 

Man muß sich daher zwei Fragen stellen: 

— Warum hat sich das amerikanische Material durch- 
setzen können? 

— Warum hatten die europäischen Erzeugnisse ins- 
gesamt nicht den gleichen Erfolg zu verzeichnen? 


4 



DeMscher Bundestag - 6. Wahlperiode Drucksache VI/3733 


a) Der größte Trumpf, der den amerikanischen Her- 
stellern zugute kam, ist die Existenz eines großen 
dynamischen Binnenmarktes (vgl. hierzu die An- 
gaben über diesen Markt in Anlage I). 

Auf Grund der vorgelegten Programme ging 
rasch eine große Zahl von Bestellungen ein, die 
den Einsatz eines umfangreichen Produktions- 
apparates rechtfertigte; die Produktionsserien 
erreichten schnell hohe Zahlen, die eine beschleu- 
nigte Abschreibung der Investitionen ermöglich- 
ten und den Firmen die erforderlichen Mittel ver- 
schafften, um sich auf die Eroberung der aus- 
wärtigen Märkte zu stürzen und hierbei die 
attraktivsten kommerziellen Bedingungen einzu- 
räumen (Verkaufspreise, Entwicklung des Grund- 
modells zu einer Flugzeug- „Familie", Kunden- 
dienst, Ersatzteillager usw.), sowie neue Projekte 
vorzubereiten. Die Größe der Programme und die 
Erfordernisse der Produktion hatten ebenfalls 
eine Auswirkung auf die Industriestrukturen, 
deren Konzentration die Möglichkeit gab, die 
Rationalisierung soweit wie möglich voranzu- 
treiben. Diese Darstellung bestätigt, daß sich die 
amerikanische Flugzeugindustrie in vollem Um- 
fang die maßstabbedingten Einsparungen zunutze 
machen konnte, die durch den großen Binnen- 
markt ermöglicht werden und ohne die im 
übrigen die Herstellung technisch hochentwickel- 
ten Materials zu einer untragbaren Belastung 
würde. 

b) Die Lage, die man in Europa vorfindet, ist das 
Gegenteil der in den Vereinigten Staaten herr- 
schenden Zustände; dies gilt für die Marktstruk- 
tur wie auch für das Volumen und die Dynamik 
der Nachfrage. 

Gegenüber dem vom Wettbewerb beherrschten 
einheitlichen Markt der Vereinigten Staaten 
bleibt der europäische Markt weitgehend in 
Sparten unterteilt. Die EWG hat zwar die Zölle 
und mengenmäßigen Beschränkungen zwischen 
ihren Mitgliedstaaten beseitigt, aber innerhalb 
der Gemeinschaft ist der Handel mit Erzeug- 
nissen der europäischen Flugzeugindustrie von 
untergeordneter Bedeutung. 

Für militärisches Material, das bisher mehr als 
50 V. H. des Marktes ausmachte, kommt in den 
einzelnen Staaten nur die öffentliche Hand als Ab- 
nehmer in Frage; es waren aber auch bilaterale 
(Transall, Jaguar, Alpha- Jet) und multilaterale 
Programme (Atlantic, MRCA) zu verzeichnen. Bei 
dem zivilen Material ist die Nachfrage „ver- 
zettelt" zwischen einer großen Zahl nationaler 
Gesellschaften (die zwar ihrer Satzung nach 
Handelsunternehmen, aber in bezug auf die 
Finanzierung von Flugzeugkäufen rechtlich oder 
tatsächlich meist von Behörden abhängig sind) 
und einer ständig größer werdenden Zahl von 
Unternehmen, die sich auf Charterflüge beschrän- 
ken. Die positivste Entwicklung in dieser Hin- 
sicht ist die Errichtung der Kartelle ATLAS *) und 
KSSU**), die Absprachen über die technischen 


*) ATLAS: Air France, Alitalia, Lufthansa, Sabena, Iberia 

**) KSSU: KLM. SAS, Swissair, UTA 


Spezifikationen der Bestellungen durchführen; 
andererseits hat es nicht den Anschein, als habe 
sich die zwischenstaatliche industrielle Zusam- 
menarbeit bei der Herstellung neuer Flugzeuge 
(Concorde, Airbus usw.) bereits auf der Ebene 
des Marktes ausgewirkt. 

Zölle und Kontingente gibt es zwar nicht mehr, 
aber der rechtliche Rahmen des Luftverkehrs 
bleibt freilich seinem Wesen nach national; die 
Arbeiten zur Einführung europäischer Normen im 
Flugzeugbau sind noch nicht beendet. Das 
gleiche gilt für die Arbeiten zur Einführung eines 
europäischen Flugtüchtigkeitscodes. Der Fort- 
bestand derartiger technischer Hindernisse 
schadet natürlich nicht nur dem binneneuropäi- 
schen Handel (der von untergeordneter Bedeu- 
tung ist), sondern auch den Bauprogrammen, die 
in Zusammenarbeit zwischen zwei oder mehreren 
Ländern durchgeführt werden. Dieser Fort- 
bestand ist um so unverständlicher, als die euro- 
päischen Länder bei der Einfuhr von Flugzeugen 
aus den Vereinigten Staaten, die amerikanischen 
Normen und Standards grundsätzlich ohne 
Schwierigkeiten akzeptiert haben. 

Auf dem Hintergrund der „Struktur" des Marktes 
zeigt sich natürlich die gegenwärtige Organisa- 
tion des Luftverkehrs in Europa. Es ist leicht, das 
Beispiel der Vereinigten Staaten anzuführen, wo 
der Luftverkehr in einem System ausgedehnten 
Wettbewerbs eine beträchtliche Expansion erlebt 
hat; aber diese Expansion wurde durch zwei 
Faktoren erleichtert, die in gleichem Maße in 
Europa nicht vorhanden sind: die langen Ent- 
fernungen zwischen dichtbevölkerten Gebieten 
und die fehlende Konkurrenz der Eisenbahn. Be- 
deuten die für Europa eigentümlichen Merkmale, 
daß man hier - nicht einmal auf lange Sicht - mit 
einer größeren Vitalität des Luftverkehrs rech- 
nen kann? 

Daß eine derartige Hypothese richtig ist, steht 
keineswegs fest; sie dürfte auf einer Resignation 
angesichts der Strukturen basieren, die durch die 
nach dem zweiten Weltkrieg abgeschlossenen 
internationalen Abkommen geschaffen wurden. 
Diese Strukturen gründen sich bekanntlich dar- 
auf, daß der Inlandsverkehr nationalen Gesell- 
schaften Vorbehalten ist und daß Verkehrs- 
genehmigungen für internationale Verbindungen 
nur auf bilateraler Ebene erteilt werden. Renta- 
bilitäts- und Flaggengründe haben dazu geführt, 
daß in erster Linie den interkontinentalen Ver- 
bindungen bezüglich deren die nationalen Gesell- 
schaften miteinander im Wettbewerb stehen, 
Aufmerksamkeit geschenkt wird, während die 
(internationalen oder nationalen) binneneuro- 
päischen Verbindungen häufig nach Maßgabe des 
Langstreckenverkehrs geplant worden sind. Der 
binneneuropäische internationale Verkehr unter- 
liegt den lATA-Bestimmungen, wodurdi ein 
starrer Rahmen für die Tarif gestaltung gegeben 
ist. Alle diese Faktoren haben sich ungünstig auf 
die Entwicklung des innereuropäischen Netzes 
ausgewirkt, die im wesentlichen auf einige große 
Achsen konzentriert war. Es wäre zu einfadi, zu 
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behaupten, daß es durch Senkung der Tarife und 
Rationalisierung des Netzes möglich wäre, den 
binneneuropäischen Verbindungen zu erneuter 
Expansion zu verhelfen. Die Lasten, welche die 
nationalen Luftverkehrsgesellschaften zu tragen 
haben, sind bekannt, und es ist nicht davon die 
Rede, ihre Geschäftsführung zu beanstanden. 
Unter diesen Umständen muß man jedoch nach 
dem technischen, wirtschaftlichen und institu- 
tionellen Wert des heutigen Systems und auch 
danach fragen, ob die derzeitigen Maschinen und 
die Infrastrukturen den Erfordernissen des Kurz- 
streckenverkehrs angepaßt sind, während sich 
im weiteren Sinne die Frage stellt, welcher Platz 
dem Luftverkehr in einer modernen Verkehrs- 
politik zukommt. Obwohl es im gegenwärtigen 
Stadium nicht möglich ist, die Auswirkungen 
einer rationelleren Gestaltung des Luftverkehrs 
auf den Umfang und die Art des Flugzeugbedarfs 
abzuschätzen, muß doch festgestellt werden, daß 
diese Fragen nicht eingehend genug untersucht 
worden sind. 

Die übermäßige Zersplitterung des Marktes und 
die Geringfügigkeit der Nachfrage hatten für die 
europäischen Industrien, als Ganzes betrachtet, 
offensichtlich Folgen. Es fehlte ihnen ein Anreiz, 
an dem es ihren Konkurrenten nicht mangelte? 
sie waren daher bei den meisten Projekten nicht 
in der Lage, lange Serien in raschem Tempo her- 
zustellen, und dies war bei verschiedenen Unter- 
nehmen ausschlaggebend für 

— ihre unzureichende finanzielle Kapazität und 
ihre unzulängliche Produktivität sowie ihre 
- vielleicht zu starke - Abhängigkeit von 
staatlichen Beihilfen (bisweilen sogar von 
den Anschaffungsauflagen, die den nationalen 
Gesellschaften erteilt werden), 

— ihre Programmpolitik - die Programme sind 
wenig rationell, weil mit den in Betracht ge- 
zogenen Abnehmern nicht genügend abge- 
stimmt “ und ihre Kommerzialisierungs- 
bemühungen - die im allgemeinen für die Er- 
oberung neuer Märkte nicht ausreichen, 

— die Beibehaltung zu knapper Strukturen, um 
auf der Ebene einer weltweiten Konkurrenz 
Projekte von zunehmender Größe zu meistern. 

Diese Feststellungen bedeuten nicht, daß alle 
europäischen Produktionen nicht in der Lage 
waren, auf dem Markt in Erscheinung zu treten 

— einige Fälle haben es gezeigt; aber in diesen 
Fällen wurde der Erfolg nur erreicht, weil das 
angebotene Material einen zusätzlichen Wett- 
bewerbsfaktor (Modell, das eine Marktlücke 
ausfüllt, technologische Neuheit, besonders gün- 
stige Betriebskosten usw.) enthielt, durch das 
oben genannte wesentliche Handikap kompen- 
siert werden konnte. 

c) Die Rolle des großen amerikanischen „Binnen- 
marktes" wurde oben ausführlich hervorgehoben. 
Einige behaupten trotzdem, man müsse darauf 
verzichten, dem europäischen „Binnenmarkt", der 
zugänglicher und dynamischer geworden sei, eine 
ähnliche Rolle zu verschaffen. Ihrer Ansicht nach 
ist der Markt für europäisches Flugzeugmaterial | 


schon jetzt ein Markt von internationaler Dimen- 
sion geworden, und Westeuropa würde nicht 
mehr einen ausreichenden geographischen Rah- 
men bilden. 

Diese Behauptung enthält bestimmt insofern ein 
Körnchen Wahrheit, als Flugzeuge (mit Aus- 
nahme von Sonderanfertigungen, wie z. B. für die 
Entwicklungsländer) internationale Produkte und 
für einen weltweiten Handel geeignet sind. Aber 
trotzdem wäre die Auffassung unrichtig, es sei 
bereits ein internationaler Markt vorhanden, auf 
dem sich der Wettbewerb unbehindert entfalten 
könnte und die Produzenten sich chancengleich 
gegenüberständen. 

Abgesehen von der beherrschenden Stellung, 
welche die amerikanische Industrie erlangt hat, 
ist festzustellen, daß es eine ganze Reihe staat- 
licher Maßnahmen gibt, die den europäischen 
Herstellern den Zutritt zum amerikanischen 
Markt und zu anderen Märkten erschweren. 
Zunächst ist darauf hinzuweisen, daß von den 
USA ein Einfuhrzoll (5 v. H.) auf Flugzeuge er- 
hoben wird, während die Gemeinschaft, welche 
die Interessen ihrer Verbraucher in den Vorder- 
grund stellt, den im gemeinsamen Außenzolltarif 
vorgesehenen Zoll auf Flugzeuge von über 15 
Tonnen freiwillig suspendiert hat. Der amerika- 
nische Zoll ist zwar nicht gerade hoch, aber er 
wirkt sich um so deutlicher aus, als der Wett- 
bewerb stärker geworden ist und dieser Effekt 
zu den anderen Faktoren hinzukommt, die zu- 
ungunsten der europäischen Erzeugnisse ins 
Gewicht fallen. Unter diesen Faktoren sind na- 
mentlich die Rolle der Export-Import-Bank zu 
erwähnen (eines bemerkenswerten Instruments 
des Ausfuhrkredits), die Schranken, welche die 
technischen Normen und die Lufttüchtigkeits- 
normen bilden, und ganz allgemein der Kontext, 
der die Interessenten eines Landes veranlaßt, 
einheimische Produkte zu kaufen. 

Bei aufmerksamer Prüfung stellt sich heraus, daß 
auf beiden Seiten gewisse Maßnahmen den Wett- 
bewerb beeinflussen. So waren die europäischen 
Länder gezwungen, ihren Industrien, die nach 
dem zweiten Weltkrieg „unterentwickelt" ge- 
blieben waren, finanziell zu helfen; diese Maß- 
nahme hatte die amerikanische Regierung selbst 
für die Entwicklung des Projekts SST vorge- 
schlagen. 

Es ist nicht möglich, hier eine vollständige und 
unumstößliche Bilanz aufzustellen; trotzdem ist 
die Schlußfolgerung erlaubt, daß auf dem Gebiet 
des Flugzeugbaus der Wettbewerb auf der Ebene 
der Industrien mit einem mehr „politischen" 
Wettbewerb auf der Ebene der Staaten Hand in 
Hand geht, und daß nur globale Verhandlungen 
auf hoher Ebene die Möglichkeit geben würden, 
„Spielregeln" einzuführen, die den Produzenten 
wirklich gleiche Chancen gewähren. 

4. Die Dimension der Unternehmen 

Die Kompliziertheit sowie die beträchtlichen und 

steigenden Kosten des Flugzeugmaterials verlangen 
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den Einsatz von Produktionsanlagen von zunehmen- 
den Dimensionen. Diese Notwendigkeit wird um so 
stärker empfunden, als die Entwicklung in den 
letzten Jahren dahin tendierte, aus der Luft- und 
Raumfahrtindustrie eine „Industrie der Systeme" zu 
machen, welche die Fertigungsindustrie im klas- 
sischen Sinne ablöst (man verlangt von ihr jetzt, 
„Waffensysteme" oder „Transportsysteme" zu pro- 
duzieren). Selbst wenn das federführende Unter- 
nehmen mit einer beträchtlichen Anzahl von Unter- 
lieferanten arbeitet, hat es doch das industrielle 
Gesamtrisiko und die eigentliche Bürde der Entwick- 
lung zu tragen; es empfiehlt sich also, daß dieses 
Unternehmen von großem einheitlichem Zuschnitt 
und hochkonzentriert ist. Die Schwierigkeiten, die 
bei der Verwirklichung von Programmen auf treten, 
an deren Durchführung verschiedene Firmen Zu- 
sammenarbeiten, sprechen für diese Auffassung. 

Aber das Erfordernis der Dimension der Unterneh- 
men ergibt sich nicht nur aus den Kosten der Pro- 
gramme und der Größe der Risiken. Es steht auch 
mit der Erweiterung des Marktes in unmittelbarem 
Zusammenhang. Im Abschnitt 3 war von dem Druck 
die Rede, den die Erfordernisse eines großen Mark- 
tes auf die industriellen Strukturen ausüben; jetzt 
ist zu betonen, daß bei einem zersplitterten Markt 
kostspieliges Material nur produziert werden kann, 
wenn die einzelnen Produzenten ihre Kräfte zusam- 
menfassen, um die Mannigfaltigkeit des Angebots zu 
verringern und den Markt zu erweitern. 

Je kostspieliger die Produktionsanlagen sind, um so 
mehr erfordern sie somit einen ausgedehnten Markt 
und großen Scharfsinn, wenn es um die Bestimmung 
des Zeitpunktes geht, zu dem ein Produkt unter den 
günstigsten Bedingungen auf den Markt gebracht 
werden kann. Es bleibt daher kein Platz mehr für 
verschiedene Unternehmen von durchschnittlicher 
Größe, die auf eng begrenzten Märkten einen mit 
hohen Kosten verbundenen Konkurrenzkampf aus- 
tragen. 

Wie namentlich aus der Anlage II (der Produktions- 
apparat) hervorgeht, ist die europäische Luft- und 
Raumfahrtindustrie unter dem Blickpunkt der Dimen- 
sion gegenüber ihrer wichtigsten Konkurrentin stark 
benachteiligt. Die nachstehenden beiden Angaben 
veranschaulichen diese Lage: 

— von vier Firmen in den Vereinigten Staaten er- 
zielt jede für sich einen Umsatz, der höher ist als 
der Umsatz in der gesamten Gemeinschaft (der 
Sechs), nämlich etwa 2000 Mio $ (2000 Mio $ im 
Jahre 1968, 2293 Mio $ im Jahre 1970); 

— die durchschnittliche Größe der fünf bedeutend- 
sten Firmen der Sechsergemeinschaft macht nur 
ein Siebentel der durchschnittlichen Größe der 
fünf bedeutendsten amerikanischen Firmen aus 
(im Falle der Zehnergemeinschaft ist das Verhält- 
nis 5:2). 

Die Notwendigkeit einer starken Konzentration auf 
dem Luft- und Raumfahrtsektor wurde in den mei- 
sten europäischen Herstellerländern anerkannt; in 
den wichtigsten europäischen Ländern sind nur 
zwei große Unternehmen für den Zellenbau be- 
stehen geblieben. Aber die Konzentration auf euro- 


päischer Ebene steht erst am Anfang; 1969 wurden 
zwei Abkommen abgeschlossen: VFW und Fokker 
gründeten eine Zentralgesellschaft, welche sämt- 
liche Anteile der Gründergesellschaften besitzt; die 
Konzerne Dassault-Breguet und Fokker- VFW er- 
werben eine sehr hohe Mehrheitsbeteiligung an dem 
Kapital der SABCA. 

Die im nationalen Rahmen durchgeführten Konzen- 
trationsmaßnahmen haben gezeigt, welche Schwie- 
rigkeiten mit solchen Maßnahmen verbunden sind. 
Man versteht, welche wirtschaftlichen, finanziellen, 
steuerlichen und menschlichen Probleme eine Fusion 
hervorruft und wozu ein Zusammenschluß führen 
soll: Rationalisierung der Produktionsmittel. Es ist 
auch verständlich, daß die Lösung dieser Probleme 
schwieriger sein kann, wenn der Zusammenschluß 
über die Grenzen hinweg vorgenommen wird und 
wenn er öffentliche und private Unternehmen be- 
trifft. Daher sind Regierungen und Industrie an der 
Zusammenarbeit interessiert, aber diese kann nur 
eine Etappe sein. 

5. Die internationale Zusammenarbeit 

Ihre Notwendigkeit wird von den europäischen 
Regierungen und Industrien bejaht. In dem Bericht 
einer Regierungsstelle*) heißt es: „Den europäischen 
Industrien bleibt, abgesehen von der Zusammen- 
arbeit, keine andere Wahl, wenn sie sich nicht selbst 
für immer von dem Bau großer Zivilflugzeuge aus- 
schließen wollen." Besser ließe sich die Existenz des 
im Abschnitt 4 oben behandelten „strukturellen" 
Problems nicht bestätigen. 

Die Vorteile der Zusammenarbeit (siehe hierzu in 
der Anlage III die Angaben über Zusammenarbeit 
und Programme) sind nicht zu bestreiten: 

a) durch die Zusammenlegung technischer und 
finanzieller Mittel gegebene Möglichkeit, kost- 
spieligere und risikoreichere Produktionen durch- 
zuführen; 

b) Hoffnung auf Erweiterung des Marktes (durch- 
Gewinnung von Kunden der zusammenarbeiten- 
den Länder) ; 

c) erste Versuche einer sich auf die Firmen ver- 
schiedener Länder erstreckenden Mitarbeit, wel- 
che die Grundlage dauerhafter Zusammenschlüsse 
bilden kann; 

d) Hebung des technologischen Niveaus für die an 
einem fortgeschrittenen Projekt beteiligten ver- 
schiedenen Partner. 

Aber die Zusammenarbeit bringt auch nicht unbe- 
deutende Nachteile mit sich: 

a) sie hat allgemein zusätzliche Fristen sowie Mehr- 
kosten zur Folge, welche die kommerzielle Ab- 
wicklung des Programms stark belasten können. 
Diese zusätzlichen Fristen sowie die Mehrkosten 
können auf zwei Ebenen verursacht werden: 

— handelt es sich um eine Zusammenarbeit, an 
der die Regierungen unmittelbar beteiligt 


*) Basisprogramm für die deutsche Luft- und Raumfahrt- 
industrie 1970-1974 (Juli 1970) 
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sind, so können sich erfahrungsgemäß Schwie- 
rigkeiten aus folgenden Gründen ergeben: 
mangelnde Stabilität der „Marschroute", poli- 
tische oder budgetäre Unschlüssigkeiten der 
Partner sowie einem schon von sich aus 
schwer funktionsfähig zu machenden Ge- 
schäftsführungssystem auferlegte zwingende 
Anordnungen für die Aufschlüsselung oder 
den „juste retour"; 

— handelt es sich um eine Zusammenarbeit auf 
der Ebene der gewerblichen Unternehmen, so 
wird der Wert der Zusammenarbeit von der 
„Integration" des Projekts abhängen, d. h. 
von der Kapazität, es einer von allen Partnern 
akzeptierten gemeinsamen Autorität zu unter- 
stellen und zu einer Einheitlichkeit der Ent- 
wicklungs- und Produktionsarbeiten zu kom- 
men. In dieser Beziehung wäre vielleicht am 
besten die Zusammenarbeit, die sich an die 
Zulieferung anschließt, aber diese Lösung 
dürfte nur im Verhältnis zwischen Partnern 
von unterschiedlicher Bedeutung annehmbar 
sein. Das System der gemeinsamen Tochter- 
firma ist im Falle des Jaguar und des MRCA 
mit Erfolg angewandt worden; es gestattet ein 
gemeinsames, integriertes Management, wo- 
bei Interessenkonflikte der Muttergesellschaf- 
ten jedoch zu Schwierigkeiten führen können. 

b) Sie hat nicht die gleiche Kraft, auf den Markt vor- 
zustoßen, wie ein Einzelunternehmen, Der Kunde 
hängt nicht an einem Lieferanten, der seine 
Identität mit jedem Projekt ändert; er verhandelt 
auch lieber mit einem sich durch gewisse Beson- 
derheiten auszei ebnenden Unternehmen, das für 
ein Erzeugnis „einstehen" kann; 

c) aber der größte Nachteil der Zusammenarbeit 
liegt darin, daß sie nur gelegentliche und unge- 
wisse Bindungen zwischen den Unternehmen 
herstellt und eine rationelle langfristige Pro- 
grammierung der Tätigkeiten und Investitionen 
nicht zuläßt. 

Kurz gesagt: Die Zusammenarbeit bietet viele Vor- 
teile, was um so mehr gilt, je stärker die Tätigkeiten 
integriert sind. Sie bleibt aber eine „halbe Maß- 
nahme" in einer Entwicklung, in der das Erfordernis 
der Dimension die Konzentration der Potentiale und 
die Erweiterung des Marktes verlangt, d. h. struk- 
turelle Maßnahmen, durch welche die Zukunft des 
Sektors langfristig gesichert werden kann. 

Bis zur Umstrukturierung des Sektors müssen die 
Methoden der Zusammenarbeit soweit wie möglich 
verbessert werden, und zu diesem Zweck ist ihr 
gewerblicher Charakter zu betonen. Diese Ver- 
besserung dürfte jedoch nicht von dem zu erreichen- 
den Ziel ablenken. Auf lange Sicht betrachtet, dürfte 
sich eine erhöhte Produktivität und Leistungsfähig- 
keit nur durch eine Veränderung der gewerblichen 
und kommerziellen Organisation des europäischen 
Luft- und Raumfahrtsektors erreichen lassen. 

Diese Veränderung ist um so dringender, als sich 
inzwischen gewisse Unternehmen veranlaßt sahen, 
eher mit Partnern in Drittländern Abkommen über 
industrielle Zusammenarbeit abzuschließen, als sich 


um eine dauerhafte Annäherung an einen oder 
mehrere andere europäische Partner zu bemühen. 
Diese Abkommen können zwar Vorteile bieten: 
technologische Übertragungen, Zugang zu auswär- 
tigen Märkten usw., aber sie bringen auch Risiken 
mit sich, wenn die Stellung des europäischen Part- 
ners nicht ausreichend stark ist, um ein ausgewoge- 
nes Abkommen in die Tat umzusetzen, und sie kön- 
nen in jedem Fall ein Hindernis für eine optimale 
Umstrukturierung in Europa bilden. Erst nach einer 
Umstrukturierung auf europäischer Ebene könnten 
die Abkommen mit außereuropäischen Partnern 
ihren vollen Wert bekommen. 

Im Rahmen der Arbeiten über die Industriepolitik 
und über die wissenschaftliche und technische For- 
schung hat die Kommission bereits empfohlen, jeder 
Aufnahme von Besprechungen mit Drittländern, die 
eine behördliche Intervention zur Folge haben könne, 
solle eine Konsultation innerhalb der Gemeinschaft 
vorangehen. Dieses Verfahren, das schrittweise zu 
einer gemeinsamen Politik der Zusammenarbeit mit 
Drittländern führen müßte, wäre auf dem Luft- und 
Raumfahrtsektor besonders zweckmäßig. 

6. Die staatlichen Interventionen 

In allen europäischen Herstellerländern hat sich der 
Staat veranlaßt gesehen, in bedeutendem Umfang, 
aber auf verschiedenen Stufen und nach unterschied- 
lichen Methoden Entwicklung, Produktion und Kom- 
merzialisierung des Luftfahrtmaterials zu unter- 
stützen (siehe hierzu Anlage V). Diese Unterstützung 
war und bleibt unentbehrlich für die Wieder- 
belebung einer Industrie, welche die obenerwähnten 
Handikaps hinnehmen mußte. Die Hilfe der öffent- 
lichen Hand bei der Lancierung großer technisch 
hochentwickelter Programme wird allgemein unter- 
stellt. In dieser Hinsicht wird weiter oben auf die 
geplante Unterstützung des Programms SST in den 
Vereinigten Staaten angespielt. 

Diese Unterstützung ist, so unentbehrlich sie auch 
ist, in bezug auf die Beschlußfassung hierüber und 
ihre Formen bisher im nationalen Rahmen ver- 
blieben; selbst im Falle eines Regierungsabkommens 
- Airbus-Abkommen - haben die einzelnen Regie- 
rungen den Unternehmen nach Festlegung der 
gegenseitigen Verpflichtungen die Hilfe den 
nationalen Regelungen entsprechend gewährt. 

Es kann nicht genug betont werden, daß die Bei- 
behaltung nationaler Beihilfesysteme in Wirklich- 
keit den Fortbestand zersplitterter Produktions- 
potentiale und abgekapselter Märkte fördert. 

Aber über diese gewissermaßen mittelbaren Wir- 
kungen der nationalen Struktur der Beihilfesysteme 
hinaus ist hervorzuheben, daß durch diese Systeme 
hindurch die Orientierung der sektoriellen Politik 
erkennbar wird. Bis jetzt gab es in Europa nur Fälle 
von Zusammenarbeit, aber keine gemeinsame Kon- 
zeption und keine gemeinsamen Ziele. Jedes ein- 
zelne Land hat für seinen Bereich seine sektorielle 
Politik festgelegt, meist ohne zu überlegen, ob seine 
Ziele mit denen seiner europäischen Partner über- 
einstimmten. Man braucht sich über die relative 
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Wirkungslosigkeit gewisser Programme nicht zu 
wundern, zumal man in zahlreichen Fällen den Ein- 
druck hat, die Beihilfen seien eher aus sozialen oder 
regionalen Gründen (Aufrechterhaltung des Besdiäf- 
tigtenstandes) oder aus Gründen der Landesverteidi- 
gung (Aufrechterhaltung einer militärischen Kapazi- 
tät) gewährt worden als zur Sicherung des kommer- 
ziellen Erfolgs einer Maßnahme oder zur Befriedi- 
gung eines auf der Ebene des Marktes oder staat- 
licher Stellen bestehenden Bedarfs. Mit so orientier- 
ten Politiken konnten die europäischen Länder 
schwerlich dem Wettbewerbsdruck aus den Ver- 
einigten Staaten erfolgreich widerstehen. Die einge- 
setzten beträchtlichen Mittel zeitigten keine Erfolge, 
die zu den aufgewandten Bemühungen in einem 
angemessenen Verhältnis standen; man hätte ge- 
meinsame Ziele festlegen müssen, die auf einer ein- 
gehenden Untersuchung des Bedarfs beruhten, die 
Programme auf diese Ziele ausrichten und bereit 
sein müssen, auf gewisse Vorhaben zu verzichten, 
die nicht einem tatsächlichen Bedarf entsprachen 
oder eine unnütze Doppelarbeit waren. 

7. Die Perspektiven 

Die vorgehenden Bemerkungen beziehen sich im 
wesentlichen auf die Vergangenheit; es lassen sich 
hieraus keine Schlüsse ziehen, wenn man nicht kurz 
die Perspektiven berücksichtigt, die sich dem Luft- 
und Raumfahrtsektor bieten. 

Diese Perspektiven enthalten ermutigende Elemente, 
aber auch Ungewißheiten und Dinge, die zu Besorg- 
nis Anlaß geben. 

Betrachtet man die Entwicklung in weltweitem Rah- 
men und können Befürchtungen, es werde einen 
anhaltenden Wirtschaftsrückgang geben, außer Be- 
tracht bleiben, so steht fest, daß sich der Luftverkehr 
in allen Zonen - einschließlich Europas - weiterhin 
entwickeln wird, und daß sich die Nachfrage nach 
neuen Zivilflugzeugen, die infolge einer zu raschen 
Erneuerung oder verfrühten Einführung bestimmten 
Materials zurückgegangen war, in den nächsten 
Jahren festigen wird. Die Luftverkehrsgesellschaften 
und Hersteller werden sich aber mit neuen zwangs- 
läufig auftretenden Phänomenen auseinanderzu- 
setzen haben, welche die Entwicklung der Nach- 
frage beeinflussen können: Erfordernisse der Um- 
weltschutzpolitik, Entwicklung von Transportmitteln, 
die auf Schiene und Straße mit hohen Geschwindig- 
keiten verkehren, Raumordnungspolitik usw. Alle 
diese neuen Gegebenheiten sind noch nicht vor- 
handen; sie sind erst dabei. Gestalt anzunehmen 
und müßten in der Politik der Verkehrsmittel der 
Jahre 1985 bis 2000 eine Synthese finden. Im übrigen 
ist zu erwarten, daß die Nachfrage nach militä- 
rischem Material - außer im Falle einer einschnei- 
denden Änderung der Verteidigungspolitik - weiter 
schrumpfen oder zumindest nicht mehr wachsen 
wird; dies gilt auch für die Mittel, die für die Raum- 
fahrttätigkeit bestimmt sind. 

Es bestehen noch Ungewißheiten hinsichtlich der 
kommerziellen Zukunft der europäischen im Ver- 
gleich zu der amerikanischen Produktion. In diesem 
Zusammenhang ist auch zu bemerken, daß bestimm- 


te sowjetische und japanische Erzeugnisse auf 
Märkte Vordringen könnten, die bisher von Ameri- 
kanern und Europäern beherrscht werden. 

Die fünf größeren Programme, die zur Zeit in Europa 
durchgeführt werden (Concorde, Airbus, Mercure, 
Fokker 28, VFW 614), dürften für eine ziemlich 
lange Zeit ausreichende Marktchancen haben. Ein 
kommerzieller Erfolg setzt jedoch Verkäufe außer- 
halb Europas, insbesondere auf dem amerikanischen 
Markt, voraus. 

Diesbezüglich kann die derzeitige Entwicklung der 
Währungs- und Handelsbeziehungen zu gewissen 
Besorgnissen Anlaß geben. Die Neufestsetzung der 
Währungsparitäten hat die Wettbewerbsfähigkeit 
der amerikanischen Produktion gestärkt und Aus- 
fuhren nach den Vereinigten Staaten erschwert, wo- 
bei die Lage durch die Beibehaltung des amerika- 
nischen Einfuhrzolls noch verstärkt wird. Die kom- 
merziellen Verhandlungen lassen gewisse Tenden- 
zen nach Schaffung einer Situation erkennen, die für 
die amerikanischen Produkte der Spitzentechnologie 
besonders günstig ist. Es sollte jedoch das Ziel der 
Verhandlungen sein, auf einer Basis der Gegen- 
seitigkeit eine echte Chancengleichheit wiederher- 
zustellen, die allein die Grundlage einer für alle 
annehmbaren internationalen Arbeitsteilung ist. 
Auch die Einführung der so dringend notwendigen 
Umweltschutzmaßnahmen könnte zur Folge haben, 
daß der internationale Austausch durch neue Fak- 
toren der Ungleichheit und der Beschränkung be- 
lastet wird. Angemessene Wettbewerbsbedingungen 
können nur durch Vereinbarungen aufrediterhalten 
werden, die eine Gegenseitigkeit sowie die Harmo- 
nisierung solcher Maßnahmen auf internationaler 
Ebene vorsehen. 

Die Entwicklung der Tätigkeiten des Luftfahrtsek- 
tors in Europa geht nicht nur das Industrielle Pro- 
duktionsmaterial, sondern auch die Beschäftigungs- 
aussichten an. Wenn man die Zukunft der Arbeits- 
kräfte soweit wie möglich sichern und gleichzeitig 
für die zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit not- 
wendige Steigerung der Produktivität sorgen will, 
bedarf es einer sehr wachsamen Sektorenpolitik auf 
Gemeinschaftsebene, die nicht nur die Wett- 
bewerbsbedingungen und die Kooperation mit 
außereuropäischen Ländern, sondern auch die Ver- 
teilung der Aufgaben innerhalb Europas zum Gegen- 
stand haben muß. 

Es wäre insbesondere sehr riskant, die Produktions- 
kapazität in einigen Mitgliedstaaten nachhaltig und 
mit hohem Kostenaufwand zu steigern, während in 
anderen Mitgliedstaaten ein Kapazitätsüberhang be- 
stünde. Selbstverständlich dürfen bestimmte dyna- 
mische Entwicklungen nicht künstlich gehemmt wer- 
den, und es ist wichtig, daß die regionale Entwick- 
lung gefördert wird. Man kann sich jedoch fragen, 
ob es im Sinne einer harmonischen Entwicklung der 
Tätigkeiten in der Gemeinschaft läge, wenn die 
staatlichen Interventionen zur Folge hätten, daß 
vorhandene Kapazitäten unproduktiv werden, wäh- 
rend die für neue Kapazitäten aufgewendeten Mittel 
im gemeinsamen Interesse besser genutzt werden 
könnten, wenn sie auf anderen Sektoren eingesetzt 
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würden. Das Problem der Schaffung neuer Kapazi- 
täten für den Luftfahrzeugbau basiert auf der allge- 
meineren Frage nach dem Umfang, in dem sich die 
Mitgliedstaaten zu einer wechselseitigen Abhängig- 
keit auf den Sektoren der Spitzentechnologie bereit 
finden können; ohne eine solche Verflechtung be- 
steht keine Hoffnung darauf, daß Europa seine 
Ressourcen auf die bestmögliche Weise nutzt und zu 
einer Kostendegression durch Serienfertigung ge- 
langt, ohne die es seinen Platz in der Welt nicht 
zurückerobern kann. 


Kapitel 2 

Ziele und Maßnahmen auf lange Sicht, 
erforderliche Mittel 

Will man wirksame Maßnahmen zur Belegung des 
europäischen Luft- und Raumfahrtsektors einleiten, 
so darf man sich nicht damit begnügen, einige Maß- 
nahmen zu empfehlen, die nicht recht zueinander 
passen. Es ist vielmehr unerläßlich, auf der Grund- 
lage einer Gesamtübersicht eine langfristige Stra- 
tegie festzulegen und in deren Rahmen strukturelle 
Maßnahmen, die auf mittlere oder lange Sicht nutz- 
bringend sein sollen, mit Sofortmaßnahmen zu ver- 
binden, die zur Beseitigung besonderer Schwierig- 
keiten bestimmt, aber auf die gleichen Ziele ausge- 
richtet sind. 

1. Die Wahl einer Strategie 

Die erste Frage, die sich ergibt - manche stellen sie 
unbedenklich in aller Offenheit - ist, ob sich Europa, 
namentlich unter Berücksichtigung der „internatio- 
nalen Arbeitsteilung“, deren Ausbau innerhalb der 
freien Welt wünschenswert ist, bemühen soll, die 
Herstellung von zivilen Großraumflugzeugen und 
Hochleistungsmotoren trotz der sehr hohen Kosten 
fortzusetzen. 

Diese Frage erfordert eine differenzierte Antwort. 

Die Marktaussichten und die relative Potenz der 
europäischen Industrie sprechen dagegen, daß die 
Gemeinschaft - selbst nach ihrer Erweiterung - Be- 
mühungen zur Herstellung der gesamten Skala von 
Großraumflugzeugen und Hochleistungsmotoren 
unternimmt. Die Gemeinschaft kann ohne Nachteile 
weiterhin einen erheblichen Teil ihres Bedarfs durch 
Einfuhren decken. 

In Anbetracht der bisherigen Erfolge, der sehr 
schwerwiegenden sozialen und regionalen Probleme, 
die mit einer Verzichtpolitik verbunden wären, so- 
wie der Bedeutung dieses Sektors für Wirtschaft und 
Verteidigung ist eine aktive Präsenz der europäi- 
schen Flugzeugindustrie auf dem Weltmarkt jedoch 
gerechtfertigt. 

Die bereits vorliegenden Beschlüsse, die trotz ihrer 
Zersplitterung zur Inangriffnahme marktorientierter 
Programme geführt haben (Concorde, Airbus, 
Mercure, F 28, VFW 614, Motor R.B. 211), und die 
weiterhin geplanten Projekte, vor allem von 


AERITALIA - Boeing und EUROPLANE (BAC - 
M.B.B. - SAAB - SCANIA), bilden eine Ausgangs- 
basis, die keineswegs mittelmäßig oder vernach- 
lässigbar ist. 

Damit auf dieser Basis eine gesunde, dynamische 
und wettbewerbsfähige Industrie ohne übermäßig 
hohen Kostenaufwand für die öffentliche Hand auf- 
gebaut werden kann, müssen die Gemeinschaft und 
die Mitgliedstaaten den Einsatz der Europa zu 
geböte stehenden Mittel in den kommenden Jahren 
zweckdienlich organisieren: den Unternehmen muß 
geholfen werden, ihre Strukturen auf europäischer 
Ebene zu stärken; es ist darauf hinzuwirken, daß der 
europäische Markt einen besseren Beitrag zur Ent- 
wicklung der europäischen Industrie leistet; die 
Durchführung der Programme muß systematischer 
gestaltet werden und die Beihilfen und sonstigen 
Interventionen sind so zu planen, daß die an den 
unterstützten Programmen mitwirkenden Produzen- 
ten die Chancengleichheit im Wettbewerb haben, 
die für den kommerziellen Erfolg unerläßlich ist. 

2. Die Bedingungen für den Erfolg 

Europa besitzt bestimmt die - menschlichen, tech- 
nischen und finanziellen - Mittel, die zur Wieder- 
eroberung eines Teils des Weltmarktes erforderlich 
und ausreichend sind; aber dieses Ziel wird nur 
erreicht werden, wenn diese Mittel richtig eingesetzt 
werden. Die Erfahrung der letzten zwanzig Jahre 
(siehe hierzu die Untersuchung im Kapitel 1) führt 
dazu, drei wesentliche Leitlinien zu empfehlen; 

a) Angesichts der amerikanischen und bald auch 
sowjetischen und japanischen Konkurrenz muß 
man soweit wie möglich den Faktor der Dimen- 
sion zur Wirkung bringen. Dies gilt zugleich für 
den europäischen Markt, die Größe der Her- 
stellerunternehmen und die Unterstützungs- 
politik der Staaten. 

b) Da die Wettbewerbsfähigkeit das Ziel ist, muß 
der industrielle und kommerzielle Charakter der 
einzuleitenden Maßnahmen in den Vordergrund 
gestellt werden. Die Hauptrolle muß den Unter- 
nehmen zufallen, die für die einzugehenden 
Risiken, die Organisation und die praktische 
Durchführung der Projekte die Verantwortung 
zu tragen haben. 

Die Intervention der öffentlichen Hand müßte er- 
gänzenden Charakter haben und in dem Maße 
geringer werden, wie die umstrukturierten 
Unternehmen besser in der Lage sind, ihren Kon- 
kurrenten zu begegnen. Ebenso müßten die Inter- 
ventionsmethoden den Unternehmen ein Höchst- 
maß an Verantwortung belassen. In erster Linie 
muß die Abschaffung des Protektionismus und 
der Marktpräferenzen (captive markets), die der 
Wettbewerbsfähigkeit der Produkte schaden kön- 
nen, angestrebt werden; ferner wäre die staat- 
liche Unterstützung auf Finanzhilfen (rückzahl- 
bare Beihilfen und Bürgschaften) sowie auf die 
Maßnahmen zu beschränken, die sich als not- 
wendig heraussteilen sollten, um durch staatliche 
Maßnahmen anderer Staaten verursachte Wett- 
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bewerbsbeeinträchtigungen auszugleichen. Zu 
diesem Zweck sollte ein internationales Abkom- 
men zur Vermeidung der Eskalation von Hilfs- 
und Schutzmaßnahmen angestrebt werden. Um 
ferner für Unternehmen eine „Umwelt" zu schaf- 
fen, die sich soweit wie möglich dem Milieu des 
Marktes annähert, sollte geprüft werden, ob es 
zweckmäßig ist, die Gewährung und Bewirtschaf- 
tung der staatlichen Beihilfen einer Stelle zu 
übertragen, deren Merkmale einer Bank oder 
einem Industrieunternehmen ähnlich wären und 
die soweit wie möglich die Methoden der Privat- 
wirtschaft anzuwenden hätte. 

c) Schließlich muß, da die Mittel beschränkt sind, 
eine sehr selektive Programmpolitik betrieben 
werden, wobei eine Spezialisierung auf die 
Apparatetypen anzustreben ist, die den Kapazi- 
täten der europäischen Industrie und den tat- 
sächlichen Marktbedürfnissen gleichermaßen ent- 
sprechen. Dazu ist es zunächst erforderlich, daß 
die Entscheidungen über die Programme erst nach 
sehr eingehenden Marktuntersuchungen getrof- 
fen werden, welche die Bedürfnisse und Zwänge 
der - europäischen und sonstigen - Benutzer be- 
rücksichtigen sowie die Erfordernisse anderer 
Politiken, wie z. B. der Umweltschutzpolitik. Dies 
bedeutet auch, daß die Verdoppelung unnützer 
Anstrengungen zu vermeiden ist; Europa darf 
seine Mittel nicht dadurch verschwenden, daß es 
eine zu große Zahl konkurrierender Programme 
finanziert. 

Endlich muß man, da man ja danach strebt, auf 
dem Weltmarkt wieder Fuß zu fassen, zu einer 
gewissen Verteilung der Aufgaben in bezug auf 
die wichtigsten Konkurrenten gelangen, über 
eine bloße „Schließscharten" -Politik hinaus kann 
eine Zusammenarbeit mit Unternehmen dritter 
Länder, sofern sie sich auf einer ausgewogenen 
Basis vollzieht, in manchen Fällen als wünschens- 
wert betrachtet werden. Diese Zusammenarbeit 
könnte auf der Ebene der umstrukturierten euro- 
päischen Unternehmen und der großen - vor 
allem amerikanischen - Partner zustande kom- 
men: Industrieabsprachen könnten eine Speziali- 
sierung der Produktion und daher einen leichte- 
ren Marktzugang beider Partner gruppen zur 
Folge haben. Die Zusammenarbeit ließe sich auf 
Abkommen zwischen den Behörden der Dritt- 
länder und denen der Gemeinschaft ausdehnen; 
dies gäbe die Möglichkeit, die „Spielregeln" fest- 
zulegen, in deren Schutz die Unternehmen der 
verschiedenen Länder Zusammenarbeiten und 
sich mit gleichen Chancen Konkurrenz machen 
könnten. Die Maßnahmen der erweiterten Euro- 
päischen Gemeinschaft zur Durchführung dieser 
Leitlinien implizieren die Definition von Zielen 
und die Bereitstellung von Verfahren; hiervon 
soll in den folgenden Abschnitten die Rede sein, 

3. Das Ziel auf dem Gebiet des Marktes 

Aus dem Kapitel 1 war zu ersehen, wie sehr der 

Markt für Flugzeugmaterial in Europa aufgesplittert 

ist; aber gerade auf dem europäischen Markt müßten 


die europäischen Flugzeugbaufirmen natürlicher- 
weise ihr erstes Absatzgebiet sowie ein Vorfüh- 
rungsgelände finden, das den Absatz an außereuro- 
päische Interessenten fördern könnte. 

Die Politik der Ausrüstung der Streitkräfte ist bisher 
im wesentlichen national geblieben, allenfalls abge- 
sehen von der zwei- oder mehrseitigen Zusammen- 
arbeit in bezug auf gewisses kostspieliges Material. 
Es wäre zu wünschen, daß sich in einem geeigneten 
Rahmen eine möglichst enge europäische Zusam- 
menarbeit zur Aufstellung und Finanzierung von 
Großprogrammen entwickelt; mit diesen Program- 
men könnten in erster Linie die Bedürfnisse der 
Streitkräfte der europäischen Länder befriedigt und 
in zweiter Linie bestimmte Außenmärkte erhalten 
oder zurückerobert werden. 

Dem Markt der zivilen Großraumflugzeuge kommt 
für die Hersteller wachsende Bedeutung zu. Die 
europäischen Unternehmen sollten sich daher in 
Europa nicht mit einem Mosaik kleiner Bestellungen 
abgeben müssen, die sich auf lange Zeitabschnitte 
verteilen; sie müßten vielmehr Großabnehmer be- 
liefern können, die in der Lage sind, umfangreiche 
Bestellungen aufzugeben, mit deren Hilfe sich die 
Produktion auf einer soliden Grundlage entwickeln 
könnte. 

Ein wichtiger Schritt auf diesem Wege ist mit den 
unter den Bezeichnungen ATLAS und KSSU bekann- 
ten Zusammenfassungen von Gesellschaften getan 
worden. Ziel dieser Zusammenfassungen ist es, sich 
in die Kosten der Instandhaltung des Materials zu 
teilen und die technische Definition des Bedarfs an 
neuem Material zu koordinieren; die beteiligten 
Gesellschaften bleiben jedoch insoweit selbständig, 
als es sich um die Beschlußfassung über Anschaffun- 
gen, die finanziellen Bedingungen und den Zeit- 
punkt handelt, zu dem die Anschaffung beschlossen 
wird. Da die Zusammenarbeit innerhalb der genann- 
ten Zusammenschlüsse anscheinend durchaus zu- 
friedenstellend verläuft, wäre der Versuch wün- 
schenswert, sie auf alle Aspekte der Ausrüstungs- 
politik auszudehnen. 

Was außerdem zur Besorgnis Anlaß gibt, ist der 
Dynamismus des europäischen Marktes, d. h. das 
Volumen der Nachfrage. 

Natürlich kann nicht davon die Rede sein, die Luft- 
verkehrsunternehmen gewissermaßen in den Dienst 
der Flugzeugbaufirmen zu stellen; man würde die 
Prioritäten umkehren, wenn man versuchen würde, 
ihre Strukturen oder ihre Tätigkeit mit dem Ziele zu 
ändern, ihnen den Ankauf einer größeren Zahl von 
Flugzeugen zu ermöglichen. Wenn man sich auch 
darüber klar ist, daß man sich hier auf einem Gebiet 
befindet, das mehr unter die Verkehrspolitik fällt, 
so erscheint es doch notwendig, die den Markt be- 
stimmenden Bedingungen zu untersuchen, insbeson- 
dere den Versuch zu machen, festzustellen, welche 
Umgestaltungen für die Verbesserung des Luftver- 
kehrs von Nutzen und auch für die europäische 
Industrie von Interesse wären. 

Unabhängig von dem Problem des Flugzeugmarktes 
ist nicht zu bestreiten, daß die Organisation des 
Luftverkehrs im europäischen Rahmen seit vielen 
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Jahren Gegenstand von Kommentaren und Initia- 
tiven ist, über die sich hier kein Überblick geben 
läßt. Was von verschiedenen Seiten geäußert wurde, 
betraf zugleich die allgemeine Organisation des Luft- 
verkehrs in den europäischen Ländern und die Art 
und Weise, wie diese Beförderungsart im euro- 
päischen Raum betrieben wird. Die Probleme des 
Luftverkehrs haben aktuelle Bedeutung; der Ver- 
kehrsausschuß des Europäischen Parlaments hat 
eines seiner Mitglieder beauftragt, einen Bericht zu 
diesem Thema auszuarbeiten. 

Das vorliegende Dokument ist nicht der geeignete 
Ort, in sachlicher Hinsicht Stellung zu nehmen; es 
muß sich darauf beschränken, die wichtigsten Pro- 
bleme hervorzuheben, die untersucht zu werden 
verdienen: 

a) Aufgrund der nach dem zweiten Weltkrieg ge- 
troffenen Abkommen wird der Luftverkehr auf 
strikt nationaler Grundlage betrieben, vorbehalt- 
lich der zwischen einzelnen Ländern abgeschlos- 
senen Verkehrsabkommen; für den Linienver- 
kehr wurde ein oder zwei „flaggeführenden“ 
nationalen Gesellschaften ein Betriebsmonopol 
eingeräumt. Berücksichtigt man die Schwierigkei- 
ten, mit denen die Gesellschaften zu kämpfen 
haben, und das kollektive Interesse Europas, so 
ist diese Struktur nicht als optimal zu bezeichnen; 
ihr Fortbestand würde eine Rationalisierung der 
Mittel verhindern. Man kann unterstellen, daß 
sich dieser Zustand mit der fortschreitenden Eini- 
gung Europas künftig ändern wird. Vom wirt- 
schaftlichen und politischen Standpunkt aus wäre 
zu untersuchen, welche Vorteile sich aus dem 
Übergang zur Gewährung von Verkehrsrechten 
auf multinationaler Ebene und aus einer Zusam- 
menfassung der Gesellschaften auf mittlere und 
auf lange Sicht ergeben würden; ferner wäre zu 
prüfen, in welchen Stufen sich eine solche Ent- 
wicklung vollziehen könnte. 

b) Die binneneuropäischen Linien werden im 
wesentlichen auf der Grundlage der zwischen den 
einzelnen Ländern bestehenden Beziehungen be- 
trieben und verbinden im allgemeinen eine 
Hauptstadt mit einer anderen oder mit einer 
sonstigen Metropole. Offenbar messen die euro- 
päischen flaggeführenden Gesellschaften den 
binneneuropäischen Verbindungen, die zumin- 
dest teilweise so angesehen werden, als dienten 
sie dazu, den internationalen Verkehr zu „ver- 
sorgen", kleinere wirtschaftliche Bedeutung bei. 
Es erscheint angebracht, die Voraussetzungen 
für die Umstrukturierung des europäischen 
„Netzes" entsprechend den Transportbedürf- 
nissen Europas zu prüfen und auf einem ratio- 
nelleren Einsatz des in der Gemeinschaft insge- 
samt verfügbaren Materials hinzuwirken. Natür- 
lich wäre die Errichtung neuer Verbindungen 
davon abhängig, daß eine ausreichende Nach- 
frage vorhanden ist, und wie diese Nachfrage 
sich äußern würde, hinge unter anderem von der 
Höhe der Tarife und den Verkehrs Verbindungen 
zwischen dem Flughafen und dem Zentrum der 
einzelnen Städte ab. Die Höhe der Tarife ließe 


sich günstig beeinflussen durch die Einführung 
besonderer Kurzstreckenflugzeuge und vorteil- 
hafter Infrastrukturbedingungen. Welcher Art die 
Schwierigkeiten auch sein mögen, nur eine 
gründliche Untersuchung, die auf zuverlässigen 
Verkehrserwartungen beruht und die Simula- 
tionstechnik verwendet, könnte über die künf- 
tigen Möglichkeiten sicheren Aufschluß brin- 
gen i). 

Bereits auf der Tagung des Rates am 4. Juni 1970 
hat der Vertreter der Kommission auf die Notwen- 
digkeit hingewiesen, im Bereich des Luftverkehrs zu 
einer Aktion auf Gemeinschaftsebene zu gelangen, 
wobei er die Verbesserung des innergemeinsdiaft- 
lichen Flugnetzes als eines der Hauptziele bezeich- 
net hat. Einer solchen Aktion müßte eine allge- 
meine, systematische Untersuchung des interregio- 
nalen Verkehrspotentials im Gemeinschaftsmaßstab 
vorausgehen 2). Diese Orientierung ist noch heute 
gültig; die Kommission verweist in diesem Zusam- 
menhang auf den Entwurf einer Entscheidung des 
Rates, den sie diesem" am 3. Juli 1972 vorgelegt hat. 
Dieser auf Artikel 84 Absatz 2 des Vertrages ge- 
stützte Entwurf beinhaltet die ersten Maßnahmen 
eines gemeinsamen Vorgehens auf dem Gebiet des 
Luftverkehrs. Es wird dem Rat vorgeschlagen, die 
Kommission damit zu beauftragen, mit den von 
jedem Mitgliedstaat ernannten Sachverständigen die 
Maßnahmen auf dem Gebiet des Luftverkehrs zu 
prüfen, die auf Gemeinschaftsebene zur Durchfüh- 
rung der Aktionen mit folgenden Zielen getroffen 
werden sollen: 

— Verbesserung der linienmäßig betriebenen Ver- 
bindungen innerhalb der Gemeinschaft; 

— Abstimmung der Tarifpolitik der Mitgliedstaa- 
ten; 

— Abstimmung der Politik zum Ausbau der Luft- 
verkehrsverbindungen zwischen der Gemein- 
schaft und Drittländern. 

4. Das Ziel auf dem Gebiet der Industriestruktur 

Die Angaben im Kapitel 1 haben die im Vergleich 
zu außereuropäischen Unternehmen unzulängliche 
Dimension der europäischen Unternehmen sowie die 
begrenzten Ergebnisse ersichtlich gemacht, die von 
gelegentlich zustandekommenden und ungewissen 
Abkommen über Zusammenarbeit zu erwarten sind. 

Die große Dimension ist nicht ein Ziel an sich, aber 
auf dem Luft- und Raumfahrtsektor ist der Kosten- 

1) Ein erster sehr wichtiger Schritt in dieser Richtung 
wurde vor kurzem in Frankreich gemacht. Ein inter- 
ministerieller Ausschuß für Raumpolitik beschloß am 
21. Dezember 1971, die Linien Straßburg-Brüssel- 
London und Straßburg-Mailand zu schaffen. Beide 
Linien soll Aierfrance bedienen, aber ihr voraussicht- 
liches Defizit wird zu einem Teil von den örtlichen 
Körperschaften, zum anderen von dem Interventions- 
fonds für Raumpolitik getragen. Der interministerielle 
Ausschuß hat auch geäußert, er sei an der Schaffung 
weiterer Linien interessiert, wie z. B. Lille-Brüssel- 
Amsterdam, Grenoble-Turin, Lyon-Brüssel, Marseille- 
Barcelona usw. Eine staatliche finanzielle Beihilfe wird 
degressiv für längstens drei Jahre gewährt. 

2) Siehe Dok. SEK (70) 1250/6 vom 1. Juni 1970 
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aufwand so hoch und die Erweiterung des Marktes 
so wichtig, daß über das hinaus, was in den größten 
Ländern verwirklicht wurde, europäische Konzen- 
trationsbemühungen erforderlich sind. Die Zusam- 
menfassungen sind auch zur Bildung von großen 
Einheiten notwendig, die sich auf die Zusammen- 
arbeit mit den großen amerikanischen Unternehmen 
einlassen können, ohne das Risiko einzugehen, in 
kurzer Zeit auf die Rolle von Tochtergesellschaften 
oder Zulieferern herabgedrückt zu werden. 

Es müßte also das Ziel sein, den Produktionsstruk- 
turen eine solche Entwicklung zu geben, daß eine 
kleine Anzahl transnationaler Großunternehmen er- 
richtet wird, die für die größeren Programme allein 
verantwortlich sind. Auf den ersten Blick dürfte es 
wünschenswert und möglich sein, daß die Zusam- 
menfassungen auf die Errichtung von zwei oder 
sogar drei Großfirmen für Zellenbau und ein Groß- 
unternehmen für den Motorenbau ausgerichtet wer- 
den. In dieser Hinsicht ist es gewiß wünschenswert, 
eine Wettbewerbssituation in Europa aufrechtzuer- 
halten, aber nur insoweit, als eine starke Konzen- 
tration und die Größe der Unternehmen in der 
übrigen Welt die Aufrechterhaltung des innereuro- 
päischen Wettbewerbs nicht etwa zu einer Position 
der Schwäche werden lassen. 

Wichtig ist eine klare Vorstellung von der Art des 
Wettbewerbs, der zwischen den zwei (oder drei) 
großen europäischen Gruppen von Zellenherstellern 
bestehen bleiben sollte. In Zukunft dürfte es nicht 
weniger schwierig als heute sein, für jede Sparte 
des Großflugzeugmarktes den Bau mehr als eines 
Modells wirtschaftlich zu rechtfertigen. Im Stadium 
der technologischen Planung und bei der Erkundung 
der Märkte ist die Konkurrenz dagegen weiterhin 
von entscheidender Bedeutung. So stünden die 
großen europäischen Konsortien z. B. bei der Kon- 
zeption von Flugzeugen mit QTOL-Charakteristiken 
(Start und Landung lärmarm) miteinander in Wett- 
bewerb, während nur ein einziges Modell in Europa 
entwickelt und gebaut werden würde. 

Die zur Bildung industrieller Zusammenschlüsse 
führenden Vorgänge sind heikel und lassen sich 
nicht autoritär regeln. Sollen sie in vollem Umfang 
nutzbringend sein, so müssen sie die menschlichen, 
technischen und wirtschaftlichen Faktoren sowie die 
auswärtige Zusammenarbeit der Firmen berücksich- 
tigen; besondere Probleme können sich aus der 
Unterschiedlichkeit ihrer (öffentlich-rechtlichen oder 
privat-rechtlichen) Satzung ergeben. Man könnte sich 
vorstellen, daß sie das Ergebnis einer Entwicklung 
sein werden, bei der sich fortschreitende Zusammen- 
arbeit in einen Zusammenschluß verwandelt. 

Wenn auch Umsicht und Zeit erforderlich sind, um 
ein gültiges Ergebnis zu erzielen, darf heute trotz- 
dem über die einzuschlagende Richtung und über 
die Schaffung der Bedingungen und Verfahren, 
welche die Zusammenfassungen fördern und erleich- 
tern sollen, kein Zweifel bestehen bleiben. 

Insoweit ist nicht außer acht zu lassen, daß die Staa- 
ten umfangreiche Beteiligungen an gewissen Unter- 
nehmen besitzen und daher in der Lage sind, das 
Verhalten dieser Unternehmen wirkungsvoller zu 


beeinflussen, als sie es bei gänzlich in privater 
Hand befindlichen Unternehmen tun könnten. 

Will man wirklich Fortschritte in der oben angege- 
benen Richtung machen, so müssen die Mitglied- 
staaten einer solchen Entwicklung ausdrücklich zu- 
stimmen. Ferner muß die Kommission beauftragt 
werden, die Entwicklung des Sektors zu beobachten 
sowie zu prüfen, welche Maßnahmen die Gemein- 
schaft und die Regierungen treffen könnten, um die 
von den Unternehmen angestrebten Annäherungen 
zu fördern oder zu erleichtern. 

Es braucht kaum darauf hingewiesen zu werden, daß 
sich strukturelle Annäherungen jetzt zwar durch 
Techniken im Rahmen der einzelstaatlichen Rechts- 
vorschriften vornehmen lassen, daß aber diese 
Lösungen keineswegs voll befriedigend sind. Die 
Vertreter der Flugzeugindustrie haben betont, wie 
wichtig und dringend notwendig es ist, über ein 
angemessenes Instrumentarium für transnationale 
Zusammenarbeit und Fusion zu verfügen. Die Kom- 
mission weist erneut auf die Notwendigkeit hin, die 
betreffenden Arbeiten zu beschleunigen. An dieser 
Stelle seien nur die rechtlichen Instrumente aufge- 
führt, die gegenwärtig im Gemeinschaftsrahmen be- 
arbeitet werden: europäische Gesellschaft, wirt- 
schaftlicher Interessenverband und gemeinsames 
Unternehmen (auf der Basis des im Euratom- Vertrag 
enthaltenen Konzepts), Vorschlag einer Richtlinie 
über das gemeinsame Steuersystem für Fusionen, 
Spaltungen und die Einbringung von Unternehmens- 
teilen, die Gesellschaften verschiedener Mitglied- 
staaten betreffen, und weitere Vorschläge für steuer- 
liche Richtlinien im Zusammenhang mit grenzüber- 
schreitenden Annäherungen. 

Es wird vorgeschlagen, daß der Rat die vorstehend 
dargelegten Gedanken durch Verabschiedung der 
Empfehlung gemäß Nr. 1 der beigefügten „Durch- 
führungstexte“ billigt. 

5. Das Ziel auf dem Gebiet der staatlichen Inter- 
ventionen 

Im Kapitel 1 wurde gezeigt, daß parallel zu der 
industriellen Struktur, die staatliche Hilfe in bezug 
auf ihre Ziele, die hierüber entscheidenden Stellen 
und die näheren Einzelheiten im wesentlichen natio- 
nal geblieben ist. 

Es wurde auch betont, daß diese Struktur der Beihil- 
fen die Beibehaltung nationaler Strukturen fördert, 
soweit es sich um den Produktionsapparat und den 
Markt handelt. 

Trotz der Entwicklung der Zusammenarbeit, die das 
Ergebnis gelegentlicher Vereinbarungen und nicht 
einer europäischen Gesamtüberlegung sind, sind die 
schädlichsten Auswirkungen dieses Zustands bei der 
Programmpolitik fühlbar. Die Zersplitterung der 
staatlichen Hilfe, d. h. in Wahrheit der Politiken, 
läuft einem wesentlichen Erfordernis zuwider, daß 
sich nämlich Europa auf wenige Programme konzen- 
triert, die rationell ausgewählt worden sind und da- 
her die größten Chancen haben, daß sie auf der 
Ebene des Marktes erfolgreich sind. 
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Das auf mittlere Sicht zu erreichende Ziel ist es da- 
her, ein Gemeinschaftssystem zur Programmierung 
und - gegebenenfalls - zur Finanzierung zu schaf- 
fen, das ein gemeinsames Vorgehen ermöglicht. Um 
leistungsfähig zu sein, muß ein solches System 
Entscheidungen treffen können. Es sollte auch über 
die finanziellen Mittel für eine Aktion zur Förde- 
rung der Produktion der europäischen Flugzeugindu- 
strie verfügen. 

Als Sofortmaßnahme hält die Kommission es für 
erforderlich, die Politik der Mitgliedstaaten - vor 
allem durch weitgehende Konzertierung neuer Pro- 
gramme - zu koordinieren und Instrumente zur 
finanziellen Unterstützung bereitzustellen, damit 
eine Gemeinschaftsaktion möglich ist, die - obwohl 
partiell und ihrem Betrage nach bescheiden - doch 
als Katalysator wirken und für die Planung künfti- 
ger Projekte eine Art Aufklärung über das öffent- 
liche Interesse der Gemeinschaft liefern kann (siehe 
Empfehlung gemäß Nr. 1 der „Durchführungstexte"). 
Die Kommission wird dem Rat demnächst Vorschlä- 
gen, als Instrument der Industrie- und Technologie- 
politik ein System von „Gemeinschaftsverträgen für 
Innovation und industrielle Entwicklung" zu schaf- 
fen. Diese Aufträge würden nach den Kriterien und 
Modalitäten einer entsprechenden Verordnung des 
Rates und im Rahmen begrenzter Mittel, die jähr- 
lich im Haushaltsplan der Gemeinschaften dafür an- 
zusetzen wären, für kooperative Innovationsvor- 
haben vergeben werden. 

Auf dem Luftfahrtsektor wären Aufträge dieser Art 
wegen des begrenzten Umfangs der zunächst vorge- 
sehenen Mittel besonders für industrielle Aktionen 
zur Entwicklung von Komponenten und Ausrüstun- 
gen sowie gegebenenfalls für Definitions- oder 
Durchführbarkeitsstudien geeignet, die in die erste 
Phase der eigentlichen Programme fallen. 

Die Entwicklung großer Prototypen ist - zumindest 
in einem ersten Stadium weiterhin im Rahmen natio- 
naler Beihilferegelungen - die selbstverständlich 
gemeinsam anzuwenden und zu harmonisieren 
sind - zu finanzieren, bis eine solche Finanzierung 
auf Gemeinschaftsebene über Aufträge der genann- 
ten Art oder im Wege des gemeinsamen Unterneh- 
mens (siehe Seite 28) möglich ist. 

Trotz der begrenzten Höhe und des partiellen Cha- 
rakters der Beihilfe, die in einer Anlaufphase im 
Rahmen von Gemeinschafts auf trägen für Innova- 
tion und industrielle Entwicklung gewährt werden 
könnte, wird sich eine solche Unterstützung um so 
signifikanter auswirken, je bedeutender die be- 
treffenden Vorhaben sind. Sie wird die Beihilfen 
der Mitgliedstaaten auf eine tatsächlich konzer- 
tierte Aktion konzentrieren, sie wird den Prozeß 
der Umstrukturierung der europäischen Unterneh- 
men fördern und sie wird die Schaffung eines wirk- 
samen Werkzeugs für die gemeinsame Abwicklung 
erleichtern. 

6. Die Konzertierung der Programme 

Die Definition der Programme ist der zentrale Faktor 
der europäischen Luft- und Raumfahrtpolitik. Die 


Zukunft des Sektors hängt mit der richtigen Aus- 
wahl zusammen; denn 

— die Qualität des Programmes bestimmt weit- 
gehend den Wettbewerbswert des Erzeugnisses 
auf der Ebene des Marktes; 

— eine zu große Zahl konkurrierender Programme 
bedeutet Zersplitterung der Bemühungen und 
Verschwendung der Mittel; 

— die Programme sind die Grundlage der Zusam- 
menarbeit zwischen den Unternehmen; die Wahl 
guter Programme wird von besonderem Wert 
sein, wenn es darum geht, Zusammenfassungen 
von Unternehmen und Zusammenschlüsse in der 
Industrie zu fördern; dies gilt sowohl für die 
Schaffung europäischer Gruppen als auch für die 
Abkommen zwischen diesen Gruppen und den 
Unternehmen dritter Länder. 

Bisher beruhten die Programme auf voneinander 
unabhängigen Initiativen, und es ist mehr auf einen 
glücklichen Zufall als auf eine bestimmte Willens- 
richtung zurückzuführen, daß sich die fünf großen 
Programme, die zur Zeit durchgeführt werden, 
gegenseitig ergänzen. Aber soweit es sich um den 
nächsten Flugzeugtyp handelt, der mit der Abkür- 
zung STOL (kurze Start- und Landestrecke) bezeich- 
net wird, taucht schon jetzt die Gefahr einer zu 
großen Zahl konkurrierender Projekte in Europa 
auf. 

Die Planung neuer Produkte ist übrigens nicht zur 
Stärkung der Luftfahrtindustrie von Interesse-, sie 
muß auch auf eine bessere Anpassung der Erzeug- 
nisse an die Bedürfnisse der Gesellschaft und damit 
auf die qualitativen Aspekte bei der Entwicklung der 
Zivilluftfahrt ausgerichtet sein. Bisher haben die 
Baufirmen und die Flugzeuggesellschaften in erster 
Linie eine Erhöhung der Geschwindigkeit und die 
Verminderung der Kosten für den Flugpassagier an- 
gestrebt. Inzwischen treten neue Bedürfnisse zutage: 
Verminderung der Belastungen und insbesondere 
der Lärmbelästigung, schnellerer Zubringerverkehr 
zwischen Stadtzentren und Flugplätzen, Erhöhung 
der Sicherheit trotz der zunehmenden Dichte des 
Luftverkehrs usw. Die Befriedigung solcher Bedürf- 
nisse, die über die rein wirtschaftlichen Anforde- 
rungen an das Luftverkehrssystem hinausgeht, setzt 
einen systematischen Planungsprozeß voraus, der 
alle Faktoren berücksichtigt, von denen ein Einfluß 
auf die Konzeption der Projekte zu erwarten ist. 

Es ist somit erforderlich, daß die Mitgliedstaaten 
ihre Haltung zur Inangriffnahme neuer Flugzeug- 
bauprogramme im Rahmen der Gemeinschaftsorgane 
wirksam abstimmen und daß die finanziellen Bei- 
hilfen - ob sie von den Mitgliedstaaten selbst oder 
über Gemeinschaftssysteme (Gemeinschaftsaufträge 
für Innovation und industrielle Entwicklung, gemein- 
sames Unternehmen usw.) gewährt werden - auf der 
Grundlage einer gemeinsamen Konzeption hinsicht- 
lich der Zielsetzungen und Methoden koordiniert 
und harmonisiert werden. 

Die empfohlene Konzertierung bezieht sich selbst- 
verständlich nicht auf die Haltung, die die zuständi- 
gen Behörden bei der Prüfung der künftigen Vor- 
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haben einzunehmen hätten, und es ist durchaus nicht 
vorgesehen, die Verantwortung der Hersteller, von 
denen die Initiative zur Planung und Inangriffnahme 
der Projekte in erster Linie auszugehen hat, zu be- 
einträchtigen. 

Bei der Prüfung der ihnen vorgelegten Projekte wer- 
den die Gemeinschafts Organe den Vorhaben mit 
transnationalem Charakter selbstverständlich beson- 
dere Aufmerksamkeit widmen. 

7. Vorarbeiten zur Konzertierung der Programme 

Eine Konzertierung der Programme im vorstehend 
dargelegten Sinne ist nur möglich, wenn die Mit- 
gliedstaaten und die Gemeinschaftsorgane über alle 
erforderlichen Angaben und Beurteilungsfaktoren 
verfügen. Damit sie die nötigen Aufschlüsse für 
ihre Arbeit erhalten, ist vorzusehen, daß die Kom- 
mission nach Anhörung aller Beteiligten Berichte mit 
sämtlichen zweckdienlichen Daten und Vorschlägen 
erstellt. 

Diese Berichte müssen vor allem folgende Punkte 
betreffen: 

a) Lage und Entwicklungsaussichten des Luftfahrt- 
sektors. 

Alle Überlegungen zu den künftigen Program- 
men setzen einen Überblick über die Lage und 
Zukunft des Sektors voraus. 

Die Analyse des „Auslastungsplans" der euro- 
päischen Unternehmen sowie der verfügbaren 
Kapazitäten würde in erster Linie eine Prüfung 
des Bedarfs und der Kaufabsichten der Luftver- 
kehrsgesellschaften auf der Grundlage der lau- 
fenden Produktionsprogramme erfordern. Mit der 
Lieferung der Angaben würden die Gesellschaf- 
ten selbstverständlich keinerlei Abnahmever- 
pflichtungen eingehen 

Ferner müßten auf der Grundlage aller verfüg- 
baren Studien über die Entwicklung des Marktes, 
des Produktionsapparates, der Infrastrukturen 
usw. realistische Perspektiven ermittelt werden, 
und zwar unter Berücksichtigung der Bedürfnisse 
und Orientierungen, die sich aus der in verschie- 
denen Bereichen (Verkehr, Umwelt, Raumord- 
nung, Beschäftigung, industrielle Entwicklung, 
Technologie und Wissenschaft usw.) verfolgten 
Politik und ihrer Auswirkung auf den Luftver- 
kehr und die Flugzeugindustrie ergeben. 
Besonders wichtig ist die Prüfung des Bedarfs in 
der Perspektive der Ausarbeitung von Transport- 
strategien im Fernverkehr, wie er sich etwa in 
den Jahren von 1985 bis 2000 abspielen dürfte. 
Die Ergebnisse der Untersuchung, die im Rahmen 
der COST (Aktion 33) über die prospektive Ana- 
lyse der Bedürfnisse des Reiseverkehrs zwischen 
den europäischen Großstädten demnächst ange- 
stellt wird, werden für die Arbeiten des Aus- 
schusses von besonderer Bedeutung sein. 

Die auf nationaler Ebene vorgenommenen Unter- 
suchungen müßten verglichen werden; die Be- 
teiligten müßten zur Arbeit des Ausschusses da- 
durch beitragen, daß sie dem Ausschuß die in 
ihrem Besitz befindlichen Angaben zur Verfü- 


gung stellen. Die repräsentativen Fachgremien 
könnten bei der Ausarbeitung der Informationen, 
die von den Dienststellen der Kommission in 
einem Gesamtüberblick zusammengefaßt werden 
könnten, eine beträchtliche Rolle spielen 

b) Typen und Charakteristiken, die den voraussicht- 
lichen Bedürfnissen und der zu erwartenden 
Nachfrage am besten entsprechen. 

Die Berichte müßten alle zweckdienlichen An- 
gaben zu den Projekten liefern, die einer ausrei- 
chenden Nachfrage auf dem europäischen Markt 
und auf dem Weltmarkt entsprechen können, und 
hierbei Zwangsläufigkeiten berücksichtigen, die 
sich aus den verschiedenen Politiken ergeben; 
diese Projekte wären nach ihren hauptsächlichen 
Merkmalen zu definieren. 

Selbstverständlich sollten in erster Linie Pro- 
bleme im Zusammenhang mit dem Umwelt- 
schutz - Eindämmung der Lärmbelästigung und 
der Abgaseemissionen - sowie mit der Über- 
lastung der Flugplätze untersucht werden. Es ist 
wünschenswert, daß binnen kurzem erste Über- 
legungen zu diesen Themen angestellt werden. 

In dieser Hinsicht wären die Angaben der Be- 
nutzer von größtem Wert; ihre Beteiligung an 
dieser Arbeit würde sie keineswegs hindern, ihre 
direkten Kontakte mit den verschiedenen Her- 
stellern fortzusetzen, und zwar sowohl in der 
Phase der vorgängigen Untersuchung als auch 
im Stadium der Ausführung des Projekts. 
Selbstverständlich dürfte die Beteiligung der 
Luftverkehrsgesellschaften an der Definition der 
Programme in einem von der Lieferung des End- 
erzeugnisses so entfernten Stadium keine Kauf- 
verpflichtung mit sich bringen. Erst nach Maß- 
gabe der Entwicklung des Programms und der 
Versuche würden die Benutzer ihre Wahl zu 
treffen und ihre Bestellungen aufzugeben haben. 

c) Zur Durchführung der Projekte erforderliche 
Mittel 

Die Berichte müßten Angaben über die finanziel- 
len, technischen und personellen Mittel enthalten, 
die es ermöglichen würden, die Projekte rei- 
bungslos durchzuführen, die zu Beginn festge- 
setzten Termine einzuhalten und die Kosten nicht 
zu überschreiten. So würde sich die Aussicht auf 
einen „Kapazitätsauslastungsplan" der europäi- 
schen Industrien für einen ziemlich langen Zeit- 
abschnitt (10-15 Jahre) ergeben. 

Die zur Durchführung der Projekte erforderlichen 
Kooperationsvereinbarungen oder Zusammen- 
schlüsse im industriellen Bereich wären in Be- 
tracht zu ziehen. Diese Prüfung würde sich nicht 
nur auf die Industriestrukturen in der Gemein- 
schaft erstrecken, sondern auch auf die Beziehun- 
gen, die mit Unternehmen außerhalb der Gemein- 
schaft und mit den für sie zuständigen Regierun- 
gen herzustellen sind. Hierbei wäre so vorzu- 
gehen, daß sich diese Beziehungen nicht in Form 
von Zulieferverträgen oder Abhängigkeitsver- 
hältnissen entwickeln, sondern ausgewogene 
Abkommen darstellen, durch welche die For- 
schungs- und Entwicklungsauf gaben und die 
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kommerziellen Ergebnisse angemessen verteilt 
werden. Dieser Vorschlag liegt in dem allgemei- 
neren Rahmen der Konzertierung industrieller 
und technologischer Absprachen mit Drittländern 
(siehe hierzu den von der Gruppe der hohen 
Beamten ausgearbeiteten Bericht über die Indu- 
striepolitik und den Vorschlag der Kommission 
„Ziele und Mittel einer gemeinsamen Politik auf 
dem Gebiet der wissenschaftlichen Forschung und 
technologischen Entwicklung, die dem Rat am 
19. Juni 1972 übermittelt wurden). 

Uber die industriellen Mittel hinaus könnten die 
Berichte schließlich die Art und den Umfang der 
für die Projekte erforderlichen finanziellen Unter- 
stützung der öffentlichen Hand sowie die wirk- 
samsten Formen einer solchen Unterstützung be- 
handeln. Es ist Sache der Kommission, nach Maß- 
gabe der vorstehend genannten Aufgaben und 
im Hinblick auf eine engere Zusammenarbeit 
zwischen Herstellern, Benutzern und zuständigen 
staatlichen Stellen Beratungen zu veranstalten, 
und zwar unter Teilnahme von Vertretern: 

a) der Hersteller von Flugzeugmaterial (Zellen, 
Motoren, Ausrüstungen) in den Mitgliedstaa- 
ten der Gemeinschaft, 

b) der Luftverkehrsgesellschaften (Linien- und 
Charterverkehr) der Mitgliedstaaten, 

c) der Regierungen der Mitgliedstaaten zur Er- 
örterung der versdiiedenen Interventionen 
(Luftverkehr, Industrie, Infrastruktur, Finan- 
zen usw.). 

Die vorstehende Analyse der Aufgaben im Zu- 
sammenhang mit der Konzertierung der Program- 
me beschränkt sich auf den zivilen Bedarf. Zur 
Entwicklung einer Gesamtstrategie des Luftfahrt- 
sektors in der Gemeinschaft sowie seiner Struk- 
turen und seines Auslastungsplans müßten aber 
auch die militärischen Bedürfnisse und Pro- 
gramme, die für einen sehr bedeutenden Teil der 
Tätigkeit dieses Sektors maßgebend sind, be- 
rücksichtigt werden. Die Mitgliedstaaten sollten 
die Möglichkeit vorsehen, die militärischen Pro- 
gramme nach angemessenen Modalitäten in die 
Konzertierung einzubeziehen. Dies dürfte 
keine grundsätzlichen Schwierigkeiten bieten, da 
die Herstellung von Großgeräten für die mili- 
tärische Luftfahrt schon heute meist Gegenstand 
einer bi- oder multilateralen Zusammenarbeit ist. 


Kapitel 3 

Die Sofortmaßnahmen 

Die im vorhergehenden Kapitel empfohlenen Maß- 
nahmen betreffen die „strukturelle" Verstärkung 
des Luft- und Raumfahrtsektors in der erweiterten 
Gemeinschaft. Es ist jedoch auch zu untersuchen, ob 
die Gemeinsdiaft angesichts der Schwierigkeiten, mit 
denen die Hersteller in ihrer laufenden Tätigkeit zu 
kämpfen haben - insbesondere bei der Durchführung 
der in der Entwicklung befindlichen Programme - in 


der Lage ist, Lösungen zur Verfügung zu stellen, 
durch die diesen Schwierigkeiten gänzlidi oder teil- 
weise abgeholfen werden kann. 

1. Die Finanzierungsprobleme 

Wie weiter oben gezeigt wurde, bestehen in den 
Herstellerländern Regelungen über staatliche Bei- 
hilfen, die “ mit den durch den Umfang der Tätig- 
keiten bedingten Unterschieden - von der Phase der 
F und E bis zum Stadium der Kommerzialisierung 
der Flugzeuge anwendbar sind; ihre Notwendigkeit 
erklärt sich aus der Höhe des festzulegenden Kapi- 
tals (lediglich für F und E sind die Kosten 30- bis 
70-mal so hoch wie der Wert des Serienflugzeugs). 

Untersucht man, wie weit diese Beihilferegelungen 
zum Erfolg der laufenden Programme beitragen, so 
ergeben sich zwei Fragen: 

— Ist ihre Disparität in den einzelnen Staaten für 
die Tätigkeiten von Nachteil? 

— Sind sie ihrer Art und ihren Modalitäten nach am 
besten geeignet, um einen kommerziellen Erfolg 
zu ermöglichen? 

a) Die Disparität der Beihilferegelung 

Allgemein gesehen, unterliegt es kaum einem 
Zweifel, daß die Zersplitterung und die Verschie- 
denartigkeit der Beihilferegelungen, verbunden 
mit mangelnder Transparenz, ein Hindernis für 
den Aufschwung des Luft- und Raumfahrtsektors 
in Europa bilden. 

Bei den laufenden Programmen ist zwischen den 
auf einem zwischenstaatlichen Abkommen beru- 
henden und den von privaten Unternehmen 
durchgeführten Programmen zu unterscheiden. 

Im großen ganzen haben die auf einem Abkom- 
men zwischen Regierungen beruhenden Pro- 
gramme eine sichere Grundlage, da die öffent- 
liche Hand genau umschriebene Verpflichtungen 
in bezug auf die den Firmen zu gewährende 
finanzielle Unterstützung übernommen hat; all- 
gemein müßten diese Abkommen die Weiter- 
zahlung der Beihilfen bis zur vollständigen 
Durchführung des Programms gewährleisten, 
aber wie die Erfahrung zeigt, bleibt das Risiko 
bestehen, daß die Gewährung der Beihilfe in 
Frage gestellt wird oder unterbleibt, vor allem, 
wenn sich herausstellt, daß die veranschlagten 
Kosten und Termine überzogen zu werden dro- 
hen. Obwohl solche Abkommen eine gemeinsame 
Finanzierungsgrundlage darstellen, hat es den 
Anschein, als bliebe in bestimmten Fällen von 
Land zu Land ein Unterschied in dem Ausmaß der 
gewährten Beihilfe bestehen: In diesen Fällen 
wird der Beteiligte, der die am wenigsten vorteil- 
haften Bedingungen erhält, dazu neigen, sich we- 
niger gut als sein Partner behandelt zu fühlen. A 
priori ist nicht ersichtlich, warum gegenüber In- 
dustriellen die einen im Verhältnis gleichwertigen 
Anteil an dem Risiko des gemeinsamen Vorha- 
bens übernehmen, eine solche unterschiedliche 
Behandlung gerechtfertigt wäre. 

Die Disparität der Beihilferegelungen ist im Falle 
privater Abmachungen noch bedauerlicher. In 
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diesem Fall verständigen sich die Industriellen 
untereinander, und jeder beantragt eine Beihilfe 
bei seiner Regierung; diese reagiert so, wie sie 
es zu tun pflegt oder entsprechend der Auffas- 
sung, die über das Verhältnis zwischen Staat und 
Industrie herrscht. Die Position der zusammen- 
arbeitenden Beteiligten isl; natürlich insoweit 
weniger ausgeglichen, als jeder einen unter- 
schiedlichen Teil der Risiken übernimmt. 

Sobald der Gemeinschaft Beihilfesysteme - wie 
in Kapitel II ausgeführt - zur Verfügung stehen, 
können die Nachteile der genannten Disparitäten 
beseitigt werden; inzwischen dürften die in 
Kapitel II skizzierten Verfahren zur Konzertie- 
rung der Programme die Möglichkeit bieten, die 
Unterschiede zwischen den einzelnen Regelungen 
zu vermindern. 

Für die laufenden Programme wird angeregt, die 
nationalen Beihilfen nach Maßgabe der Bedürf- 
nisse zu koordinieren. 

b) Die Wirksamkeit der öffentlichen Unterstützung 
Im allgemeinen gewähren die Staaten spezifische 
Beihilfen, um es den Produzenten zu ermöglichen, 
die mit der Entwicklung des Prototyps zusam- 
menhängenden Kosten und Risiken zu tragen 
(d. h. für die Untersuchungen des Entwurfs sowie 
für Definition und Ausführbarkeit sowie für den 
Bau des Prototyps und die mit diesem vorzu- 
nehmenden Versuche). 

Bei den späteren Phasen, Serienfertigung und 
Kommerzialisierung, scheint die Tendenz prinzi- 
piell dahin zu gehen, daß man es den Produzen- 
ten überläßt, sich dank der Mittel, die sie sich auf 
dem Geldmarkt oder mit Hilfe der Ausfuhrkredit- 
anstalten ihres Landes beschaffen können, aus 
der Affäre zu ziehen. In diesen Phasen freilich 
haben die Produzenten gewisse wichtige Pro- 
bleme zu lösen, um auf den Markt zu kommen: 
Sie müssen in ausreichend raschem Tempo pro- 
duzieren, den Flugzeugtyp abwechslungsreich ge- 
stalten, um den Bedürfnissen vieler Abnehmer 
entgegenzukommen, die Preise trotz anomaler 
Preissteigerungen und Änderungen der Wechsel- 
kurse unverändert lassen und schließlich ihren 
potentiellen Käufern die gleichen Kreditbedin- 
gungen einräumen, wie sie die Konkurrenten ge- 
währen. 

Mit den folgenden Ausführungen wird nicht die 
Tendenz verfolgt, eine Erhöhung der Unterstüt- 
zung herbeizuführen, die der Staat der Luft- und 
Raumfahrtindustrie zuteil werden läßt; in dieser 
Hinsicht wurde betont, im Zuge der Erstarkung 
der Unternehmen des Sektors müßte es möglich 
sein, die staatliche Hilfe in Zukunft zu verrin- 
gern. Diese Zukunft hängt jedoch von einem an- 
gemessenen Erfolg der laufenden Programme ab, 
und bei diesen Programmen müßten die Behör- 
den in den europäischen Ländern in vollem Um- 
fang ihre Rolle als „Kommanditär" der Bemühun- 
gen der Unternehmen spielen (ohne die Ver- 
pflichtung zur Rückzahlung nach Maßgabe des 
kommerziellen Erfolgs außer acht zu lassen). Eine 
Politik der halben Maßnahmen könnte sich nur 
ungünstig auswirken. 


Die Serienfertigung 

In gewissen Ländern wird die Ausrüstung der ersten 
Serienfertigungsstraße zur gleichen Zeit wie der Bau 
des Prototyps finanziert. Mit diesem Beihilfesystem 
wird die Schwierigkeit anerkannt, mit der die euro- 
päische Industrie zu kämpfen hat, um in einer Phase, 
in der das industrielle und kommerzielle Risiko be- 
achtlich groß ist, auf dem Geldmarkt ausreichende 
Kredite zu bekommen. Während die amerikanischen 
Hersteller die Serienfertigung mit einem hohen Auf- 
tragsbestand beginnen, laufen in Europa im allge- 
meinen die Bestellungen in kleinen Mengen wäh- 
rend eines ziemlich langen Zeitabschnitts ein. Außer- 
dem hat es den Anschein, als stehe der europäische 
Geldmarkt kaum für Geschäfte offen, die einen 
erheblichen Anteil an „technologischem" Risiko mit 
sich bringen. 

Zur Lösung dieser Probleme erscheint es wünschens- 
wert, daß sich die Mitgliedstaaten bezüglich der in 
Zusammenarbeit durchzuführenden - d. h. „trans- 
nationalen" - Programme einigen über 

— eine gemeinsame Planung der Beihilfen für F-E, 
die alle Ausgaben - einschließlich derjenigen für 
die Erstausstattung der Produktionskette - im 
Zusammenhang mit der Durchführung des Pro- 
gramms bis zur amtlichen Genehmigung des Typs 
(Prototyps der verschiedenen Varianten, Zellen 
für statische Versuche, Versuche am Boden und 
während des Fluges) umfassen müssen; 

— Gewährung von Staatsbürgerschaften für die von 
den Herstellern bei Finanzinstituten aufgenom- 
menen Kredite. 

(Siehe die Mitteilung der Kommission über den Rah- 
men der Beihilfen gemäß Nummer 2 der „Durchfüh- 
rungstexte"). 

Ferner dürfte eine Intervention der Europäischen 
Investitionsbank außerordentlich wünschenswert 
sein. Wie ein Fall aus der jüngsten Zeit beweist, 
steht dem Tätigwerden der Bank auf dem Luft- und 
Raumfahrtsektor nichts entgegen, denn sie hat unter 
anderem die Aufgabe, Vorhaben zu finanzieren, die 
für mehrere Mitgliedstaaten von gemeinsamen Inter- 
esse sind (Artikel 130 Abs. c des EWG-Vertrags). Im 
Rahmen dieser Aufgabe hat sich die Bank um die 
Förderung von Vorhaben bemüht, die einer auf Ver- 
flechtung und technisch-finanzielle Zusammenarbeit 
gegründeten europäischen Optik entsprechen und 
zugleich auf höhere Produktivität dank optimaler 
Dimensionierung abzielen. Sie hat das Ziel verfolgt, 
Initiativen zu ermutigen, die in demselben Geist die 
Industrie Strukturen vor allem durch die beschleu- 
nigte Einführung von Spitzentechnologien erneuern 
sollen. 

Nach ihrer Satzung darf sich die EIB aber nur bei 
Investitionsvorhaben einschalten (z. B. bei der Er- 
richtung oder Modernisierung eines Werkes); sie 
finanziert niemals das gesamte Vorhaben. Die Bank 
beteiligt sich ferner an der Finanzierung von Vor- 
haben, ohne einen Teil der mit ihnen etwa verbun- 
denen Risiken zu übernehmen; sie verlangt vom 
Kreditnehmer die banküblichen Sicherheiten, unter 
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Umständen auch die Bürgschaft des Staates, auf 
dessen Gebiet das Vorhaben verwirklicht werden 
soll. Trotz dieser verständlichen Einschränkungen 
könnte, wenn die Regierungen zur Übernahme der 
verlangten Bürgschaften bereit wären, die Tätigkeit 
der EIB auf dem Luft- und Raumfahrtsektor inten- 
siviert werden, zumal sich durch die Inanspruch- 
nahme der Bank parallele Verfahren in mehreren 
Mitgliedstaaten vermeiden ließen. Deshalb beab- 
sichtigt die Kommission, der Bank alle zweckdien- 
lichen Empfehlungen für eine Intensivierung der 
Rolle der EIB bei der industriellen Entwicklung zu- 
zuleiten. 

Die Kommerzialisierung 

Finanzielle Probleme ergeben sich auch im Stadium 
der Kommerzialisierung; im wesentlichen handelt es 
sich um 

— die den Kunden eingeräumten Kreditbedingun- 
gen, 

— die Abreden über die Preise (feste oder ände- 
rungsfähige Preise). 

a) Bei der Ausfuhr nach Ländern außerhalb der Ge- 
meinschaft sind die Hersteller in der Gemein- 
schaft gegenüber ihren Konkurrenten in Dritt- 
ländern dadurch behindert, daß es an einer euro- 
päischen Organisation fehlt, die Kredite zu so 
vorteilhaften Bedingungen gewährt wie die 
Eximbank in den Vereinigten Staaten oder die 
japanische Eximbank. 

Dagegen verfolgt in den Vereinigten Staaten die 
Eximbank (eine von der Regierung unabhängige, 
aber mit der allgemeinen Wirtschaftspolitik des 
Landes in enger Verbindung stehende Einrich- 
tung) eine seit Jahren gleichbleibende Politik bei 
der Gewährung von Krediten für die Ausfuhr 
von Flugzeugmaterial; sie hält hierbei folgende 
Richtlinien ein: 

— - Kredite mit einer Laufzeit von fünf Jahren für 
Turboprop-Flugzeuge, 

— Kredite mit einer Laufzeit von sieben Jahren 
für Stahlturbinenflugzeuge, 

— Anzahlung von 10 v. H., 

— Zinssätze von 5 v. H. bis 7 v. H.. 

Freilich wurde, vor allem im Zusammenhang mit 
Empfehlungen des Nationalrats für die Entwick- 
lung der Ausfuhr der Vereinigten Staaten, von 
einigen dieser Richtlinien abgewichen; man hat 
Finanzierungen für Zeitabschnitte von zehn Jah- 
ren, Verträge ohne Leistung einer Anzahlung 
usw. festgestellt. Gewisse Luftverkehrsgesell- 
schaften in den Vereinigten Staaten haben gegen 
die von der Eximbank eingeräumten Kreditbe- 
dingungen Einspruch erhoben; sie sind der Auf- 
fassung, daß diese Bedingungen ein Faktor sind, 
der den Wettbewerb zwischen den Luftverkehrs- 
gesellschaften in den Vereinigten Staaten und 
denen in Drittländern verzerrt. Einige Drittländer 
sind dem Beispiel der Vereinigten Staaten ge- 
folgt und schlagen ihren Kunden ebenfalls Aus- 
fuhrkreditbedingungen vor, die mit den inter- 
nationalen Abmachungen nicht übereinstimmen. 


In den Mitgliedstaaten besteht bei den Finan- 
zierungsmodalitäten der mittel- und langfristigen 
Kredite eine große Disparität; die Unterschiede 
betreffen die Laufzeit der Kredite, ihre Höhe, die 
Anzahlungen und die Zinssätze, Diese Disparität 
ist besonders im Fall der Luft- und Raumfahrt- 
industrie zu bedauern, weil sie die Ausfuhr der 
im Rahmen transnationaler Programme herge- 
stellten Flugzeuge behindert. 

Am 27. Oktober 1970 hat der Rat zwei Richtlinien 
über die Einführung gemeinsamer Kreditversiche- 
rungspolicen für mittel- und langfristige Ausfuhr- 
geschäfte mit öffentlichen bzw. mit privaten 
Käufern erlassen. Diese Richtlinien stecken den 
Rahmen für die allgemeine Aktion der Mitglied- 
staaten auf dem Gebiet der Kreditversicherung 
ab. Da sich auf dem Luftfahrtsektor jedoch be- 
sondere Probleme stellen, hält die Kommission 
spezifische Bestimmungen, die auf eine umfas- 
sendere Harmonisierung abzielen, für notwendig. 
Deshalb legt die Kommission dem Rat in Nummer 
3 der „Durchführungstexte" den Entwurf einer 
Richtlinie vor, mit der die beiden Richtlinien vom 
27. Oktober 1970 hinsichtlich der transnationalen 
europäischen Flugzeugbauprogramme vervoll- 
ständigt werden sollen. 

Ferner stellt sich im Stadium der Kommerzialisie- 
rung das Problem der Garantien für die angebo- 
tenen Preise. Die Kommission wurde von der 
europäischen Industrie auf die Schwierigkeiten 
aufmerksam gemacht, die dadurch eingetreten 
sind, daß die Garantien der Mitgliedstaaten 
gegen die Risiken anomaler Erhöhungen der 
Gestehungskosten und gegen Währungsrisiken 
entweder unterschiedlich sind oder daß solche 
Garantien überhaupt nicht existieren. Diese 
Schwierigkeiten sind auf dem Luft- und Raum- 
fahrtsektor besonders ausgeprägt, weil der Wirt- 
schaftszyklus lang ist und die Produzenten ihre 
Apparate fünf bis sechs Jahre vor der Lieferung 
zum Kauf anbieten und hierbei einen Festpreis 
garantieren müssen (mit Preisberichtigungs- 
klauseln von nicht mehr als 3 bis 4 v. H. jähr- 
lich). Die Schwierigkeiten treten auch in den 
Beziehungen zwischen den Unternehmen zu- 
tage, die an einem Programm Zusammenarbei- 
ten; diese Beziehungen können durch Preis- oder 
Paritätsänderungen erheblich gestört werden. 

Die Entwicklung der wirtschaftlichen Verhält- 
nisse, vor allem der Arbeitskosten und der sehr 
ins Gewicht fallenden Änderungen der Wechsel- 
kurse, sind Faktoren, auf welche die Firmen kei- 
nen Einfluß haben; sie sind den Risiken nicht 
gleichzustellen, welche die Unternehmen eines 
so schwierigen Sektors, wie ihn der Flugzeugbau 
darstellt, normalerweise zu tragen haben. Bei 
dieser Sachlage erscheint es zweckmäßig, Maß- 
nahmen für den nachträglichen teilweisen Aus- 
gleich der Verluste vorzusehen, welche die 
Unternehmen aus den eben genannten Gründen 
erleiden. 

Die Kommission hat am 27. Juli 1971 zwei Vor- 
schläge für allgemeine Richtlinien über Außen- 
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handelsgeschäfte mit Drittländern angenommen 
und an den Rat weitergeleitet: 

— Auf dem Gebiet der Garantie gegen Kosten- 
erhöhungen ist vorgesehen, daß die Mitglied- 
staaten die notwendigen Vorkehrungen tref- 
fen, um die von ihnen etwa vorgenommene 
Regelung mit gewissen gemeinsamen Grund- 
sätzen in Übereinstimmung zu bringen. Die 
Gewährung der Garantie wäre auf Ausfuhr- 
geschäfte beschränkt, die entweder im Rah- 
men einer Zusammenarbeit oder auf gewissen 
Wirtschaftssektoren getätigt werden. Der 
Wert der Ausfuhr müßte mindestens eine 
Million Rechnungseinheiten und die Her- 
stellungsfrist mindestens 15 Monate betragen. 
— Auf dem Gebiet der Wechselkursgarantie ist 
vorgesehen, daß die Mitgliedstaaten die not- 
wendigen Vorkehrungen treffen, um die von 
ihnen etwa vorgenommene Regelung mit ge- 
wissen gemeinsamen Grundsätzen in Über- 
einstimmung zu bringen. Die Garantie wird 
unter den gleichen einschränkenden Bedin- 
gungen wie die Garantie gegen Kostener- 
höhungen gewährt. 

Die Kommission hält es für wichtig, diese allge- 
meinen Vorschläge für die transnationalen Zivil- 
flugzeugprogramme in eine klare Form zu brin- 
gen; deshalb schlägt sie dem Rat in Artikel 4 
und 5 des Richtlinienentwurfs gemäß Nummer 3 
der „Durchführungstexte" präzisere Bestimmun- 
gen vor, deren Erlaß im Interesse eines zügigen 
Absatzes der Geräte, die zur Einführung auf dem 
Markt bereitstehen, dringend geboten ist. 

b) Was die Verkäufe an Abnehmer in der Gemein- 
schaft anlangt, so liegt die Notwendigkeit einer 
staatlichen Unterstützung ebenfalls auf der Hand, 
wenn die Wettbewerbsposition der europäischen 
Erzeugnisse gegenüber denjenigen dritter Län- 
der, deren Ausfuhr im Ursprungsland gefördert 
wird, erhalten werden soll. 

Dieses Problem kann nicht im Rahmen der ge- 
meinsamen Handelspolitik gelöst werden, da 
Ausfuhrbeihilfen nur für Verkäufe nach außer- 
halb der Gemeinschaft und nicht für Geschäfte 
innerhalb des Gemeinsamen Marktes in Betracht 
kommen. Auch kann eine Lösung nur brauchbar 
sein, wenn sie den Wettbewerbsbestimmungen 
des EWG-Vertrages entspricht und nicht zu Dis- 
paritäten innerhalb der Gemeinschaft führt, v 

Ein Beihilfesystem auf Gemeinschaftsebene wäre 
die geeignetste Lösung, da es die Möglichkeit 
böte, die Wettbewerbsposition der europäischen 
Hersteller gegenüber ihren auswärtigen Kon- 
kurrenten zu erhalten, ohne den Wettbewerb 
zwischen Unternehmen der verschiedenen Mit- 
gliedstaaten zu verfälschen. Da ein solches Ge- 
meinschaftssystem nicht besteht und da die inter- 
nationale Wettbewerbsfähigkeit der Hersteller in 
der Gemeinschaft gesichert werden muß, hat die 
Kommission es als notwendig erachtet, den Mit- 
gliedstaaten die Möglichkeit zur Gewährung von 
Kommerzialisierungsbeihilfen innerhalb der Ge- 
meinschaft zu eröffnen, soweit: 


— es sich um Beihilfen für den Verkauf von 
Zivilflugzeugen handelt, die im Rahmen trans- 
nationaler europäischer Programme herge- 
stellt worden sind; 

— diese Beihilfen eine gleichgerichtete und har- 
monisierte Unterstützung der einzelnen Pro- 
gramme durch die beteiligten Regierungen 
darstellen; 

— die Kommission das Recht bewahrt, sich in 
jedem Falle zu der Vereinbarung mit den 
Bestimmungen des Vertrages zu äußern. 

Die Kommission präzisiert in Abschnitt III des 
Durchführungstextes Nummer 2 die Bedingungen, 
zu denen sie bereit ist, die Ausnahmeregelung 
des Artikels 92 (3) b, nach der „Beihilfen zur För- 
derung wichtiger Vorhaben von gemeinsamem 
europäischen Interesse" als mit dem Gemein- 
samen Markt vereinbar angesehen werden kön- 
nen, auf die Kommerzialisierungsbeihilfen zu- 
gunsten der transnationalen Programme anzu- 
wenden. 

Diese Beihilfen können in verschiedener Form 
gewährt werden, so als langfristige Kredite mit 
oder ohne Zinsvergütung für den Hersteller oder 
den Käufer, als Versicherung gegen das kommer- 
zielle Risiko, als Garantie für den Fall von 
Wechselkursschwankungen, und - wenn die Um- 
stände es erfordern - sogar als Garantie für den 
Fall anomaler und nicht voraussehbarer Kosten- 
erhöhungen. 

Derartige Beihilfen, die vor allem in der Phase 
notwendig sein können, in der die derzeitigen 
transnationalen Programme in den Markt ein- 
münden, können aufgrund des spezifischen Cha- 
rakters der gegenwärtig für die europäische 
Flugzeugindustrie bestehenden Probleme von 
der Kommission als mit dem Gemeinsamen Markt 
vereinbar angesehen werden. 

Garantien für den Fall von Wechselkursschwan- 
kungen und Kostenerhöhungen sind grundsätz- 
lich mit dem Gemeinsamen Markt unvereinbar. 
Die aufgrund der heutigen Umstände ausschließ- 
lich für den Flugzeugbausektor eingeräumte Aus- 
nahme findet ihre Rechtfertigung in dem Zu- 
sammenwirken folgender Faktoren: Länge der 
Frist zwischen Auftragserteilung und Lieferung 
(mehrere Jahre), Umfang der Aufträge (Opera- 
tionen, die sich auf mehrere Mio RE belaufen) 
und vor allem derzeitige Lage des Flugzeugbau- 
sektors und Wettbewerbsverhältnisse (Vorliegen 
gleicher Wettbewerbsbedingungen auf dem Bin- 
nen- und Außenmarkt vor allem wegen des 
Fehlens eines Zollschutzes und der beherrschen- 
den Stellung der Drittländer-Unternehmen auf 
dem Weltmarkt). 

Die Kommission unterstreicht besonders, daß 
diese Preis- und Wechselkursgarantien im Ge- 
meinsamen Markt in Anbetracht der auf die 
Wirtschafts- und Währungsunion zusteuernden 
Entwicklung und der Notwendigkeit, eine Stabi- 
litätspolitik zu betreiben, unbedingt Ausnahmen 
bleiben müssen. 
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2. Die Beseitigung der Hindernisse 
für den Marktzugang 

a) Die Zollprobleme 

Seit 1960 und bis zum 31. Dezember 1972 ist die 
Anwendung des Zollsatzes (autonom: 12 v. H.; 
vertragsmäßig: 5 v. H.) für vollständige Flug- 
zeuge mit einem Leergewicht von über 15 000 kg 
ausgesetzt, während die amerikanischen Unter- 
nehmen durdi einen Zoll von 5 v. H. geschützt 
sind. 

Bekanntlich sind die Zollsätze für den Sektor 
„Luftfahrzeuge" durch das Abkommen über die 
Liste G vom 2. März 1960 festgelegt worden. Das 
Protokoll XVII im Anhang zu diesem Abkommen 
enthält einige besondere Bestimmungen für die 
Erzeugnisse des betreffenden Sektors. Diese Be- 
stimmungen sehen insbesondere vor, daß die 
tatsächliche Anwendung des Zollsatzes für Flug- 
zeuge mit über 15 000 kg Gewicht zu irgendeinem 
Zeitpunkt mit der - bei Inkrafttreten des Proto- 
kolls im Jahre 1960 beschlossenen - Gewährung 
eines Gemeinschaftskontingents zu einem Zoll- 
satz gleich null verbunden ist. 

Dieses Protokoll ist nach wie vor in Kraft; seine 
Anwendung erfolgte bisher im Wege einer 
völligen Aussetzung der Zölle, die regelmäßig 
verlängert worden ist. Die gegenwärtige Aus- 
setzung läuft bis zum 31. Dezember 1972. Sofern 
der Rat keine weiteren Beschlüsse für den dann 
folgenden Zeitraum faßt, könnten sich alle inter- 
essierten Mitgliedstaaten auf die Bestimmungen 
des Protokolls XVII berufen. In Anlage IV sind 
der Inhalt des Protokolls XVII und der gegen- 
wärtige Stand der Zollsätze für die Erzeugnisse 
des Flugzeugbausektors (Flugzeuge, Hubschrau- 
ber, Triebwerke, Komponenten und Einzelteile) 
behandelt. 

Die Beibehaltung des Protokolls wurde bei den 
Beitrittsverhandlungen ausdrücklich vorgesehen 
(siehe Artikel 49 Abs. 2 der Beitrittsakte). 

Im Zusammenhang mit dem vorstehend genann- 
ten Artikel 49 hat der Rat jedoch eine Erklärung 
- zur Aufnahme in das Protokoll über seine 
Tagung am 31. Januar 1972 - verabschiedet, nach 
der „die Organe der Gemeinschaft an Hand der 
gesammelten Erfahrung im Laufe des Jahres 1972 
die Lage prüfen, damit gegebenenfalls die Maß- 
nahmen getroffen werden können, die dem Aus- 
bau und der Stärkung der Wettbewerbsstellung 
der europäischen Flugzeugindustrie unter Berück- 
sichtigung aller damit im Zusammenhang stehen- 
den Interessen, insbesondere derjenigen der 
Luftfahrtgesellschaften, entsprechen" . 

Die Frage der gegebenenfalls vorzusehenden 
Zollmaßnahmen muß somit geprüft werden, wo- 
bei sowohl die im gegenwärtigen Stadium an- 
wendbaren Bestimmungen als auch die vor- 
stehende Erklärung zu berücksichtigen sind. 

Die vorstehend beschriebene Situation läßt das 
mangelnde Gleichgewicht auf dem Gebiet des 
Zollschutzes zwischen den Vereinigten Staaten 
und der Gemeinschaft erkennen; vor allem wegen 
der Bedeutung des amerikanischen Marktes wirkt 


sich dieses mangelnde Gleichgewicht erheblich 
zum Nachteil der europäischen Hersteller aus. 
Deshalb haben sich die Flugzeugbaufirmen in dei 
Gemeinschaft dafür ausgesprochen, daß die Zoll- 
sätze für Flugzeuge - mit Ausnahme der Appa- 
rate-Typen, die mit den in der Gemeinschaft her- 
gestellten Apparaten nicht in Wettbewerb 
stehen, sowie der für den Bau oder Betrieb er- 
forderlichen Einzelteile, Triebwerke und Aus- 
rüstungen - wieder angewandt werden, wobei 
diese Wiederanwendung als Mittel zur späteren 
Aushandlung eines völligen Zollabbaus für Er- 
zeugnisse der Flugzeugindustrie zu betrachten 
ist. 

Mit Recht heben die europäischen Industriellen 
die Schwierigkeiten hervor, die infolge des oben 
erwähnten Zollschutzes bei der Ausfuhr auf den 
amerikanischen Markt entstehen, der für sich 
allein etwa zwei Drittel des Weltmarktes dar- 
stellt, und auf dem die laufenden europäischen 
Programme einen angemessenen Platz finden 
müßten, wenn sie zu einem kommerziellen Erfolg 
führen sollen. 

Der Schutzzoll von 5 v. H. ist zwar nicht hoch, 
und die potentiellen Käufer messen den Be- 
triebskosten des Flugzeugs zweifellos größere 
Bedeutung als den Anschaffungskosten bei; da 
aber der Wettbewerb zur Zeit recht lebhaft ist, 
kann der aus dem Betrag des Zolls bestehende 
Aufpreis auf die Entschließung des Käufers einen 
beträchtlichen Einfluß haben. 

Weiter oben wurde ausgeführt, daß zur wirk- 
samen Verstärkung des europäischen Luft- und 
Raumfahrtsektors je der Protektionismus und 
alle Marktpräferenzen beseitigt werden müßten, 
da sie den unerläßlichen Wettbewerbsbemühun- 
gen schaden würden. Außerdem würde eine 
effektive Wiedereinführung der Zölle für die 
europäischen Abnehmer eine schwere Belastung 
bilden. Daher ist in erster Linie nicht die effek- 
tive Wiedereinführung der Zölle, sondern die 
alsbaldige Aufnahme von Verhandlungen mit 
den größten Konkurrenten außerhalb der Ge- 
meinschaft anzustreben, um eine beiderseitige 
Aufhebung der Zölle zu erreichen. 

Jedoch könnte die Gemeinschaft künftig nicht 
ohne Zollschutz bleiben, wenn die mit ihr im 
Wettbewerb stehenden Drittländer den Schutz 
ihrer Märkte aufrechterhielten (siehe Durch- 
führungstext Nr. 4). 

Bei den binnen kurzem vorgesehenen Handels- 
besprechungen zwischen der Gemeinschaft und 
den Drittländern müßte dieses Problem im Vor- 
dergrund stehen. 

b) Der Flugtüchtigkeitsschein 

In jedem Land ist vorgesehen, daß jeder Zivil- 
flugzeugtyp von den Behörden einen Flugtüchtig- 
keitsschein erhalten muß; er wird ausgestellt, 
wenn das Flugzeug den von diesen Behörden 
erlassenen Bestimmungen über Flugtüchtigkeit 
entspricht. 

Die Unterschiede zwischen diesen Bestimmungen 
können den Absatz von in einem oder mehreren 
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europäischen Ländern hergestellten Flugzeugen 
behindern (während dieses Hindernis für die 
amerikanischen Flugzeuge nicht existiert, da die 
europäischen Länder allgemein die Kriterien der 
USA akzeptiert haben). Diese Unterschiede 
wirken sich auch nachteilig auf die europäischen 
transnationalen Projekte aus. Sie verursachen 
Kosten, Verzögerungen und Unsicherheiten, die 
für die Flugzeugindustrie und die Flugzeug- 
benutzer eine schwere Belastung darstellen. 

Außerdem ist im Hinblick auf ein internationales 
Abkommen, das den Zugang zu den Märkten 
dritter Länder erleichtern würde, eine Konzer- 
tierung der Standpunkte der beteiligten Parteien 
in Europa unerläßlich, um zu einer gemeinsamen 
Haltung von Industrie und Behörden zu den 
Bestimmungen der Federal Aviation Adminis- 
tration der Vereinigten Staaten zu kommen. 

Vor allem diese Gründe haben die Association 
Internationale des Constructeurs de Materiel 
Aerospatial - den offiziellen Verband der euro- 
päischen Hersteller - (AICMA) zu dem Vor- 
schlag veranlaßt, so schnell wie möglich in 
Europa einen gemeinsamen Flugtüchtigkeitscode 
(Joint Airworthiness Code) zu schaffen, der von 
allen amtlichen Stellen der Zivilluftfahrt akzep- 
tiert wird. 

An den Arbeiten der AICMA beteiligen sich die 
Behörden und die Industrie folgender Länder: 
Bundesrepublik Deutschland, Belgien, Frankreich, 
Großbritannien, Italien, die Niederlande und 
Schweden. Am 26. Juni 1970 wurde ein Gemein- 
samer Lenkungsausschuß (Joint Steering Com- 
mittee) eingesetzt, der aus Industriellen und Ver- 
tretern der für die Ausstellung des Flugtüchtig- 
keitsscheins zuständigen Behörden besteht. 

Die Arbeitsergebnisse dieses Ausschusses könn- 
ten die Grundlage weiterer Arbeiten der Kom- 
mission bilden. Die Kommission hat dem Rat eine 
insbesondere den Flugzeugbausektor betreffende 
Erweiterung des allgemeinen Programms zur 
Beseitigung der Handelshemmnisse vorgeschla- 
gen. In diesem Rahmen wird sie dem Rat so bald 
wie möglich eine Richtlinie über einen Europäi- 
schen Flugtüditigkeitscode vorschlagen, der 
durch einen Europäischen Flugtüchtigkeitsschein 
zu vervollständigen wäre. 

c) Normung 

Die AICMA hat eine Reihe von Empfehlungen 
für verschiedene Flugzeugausrüstungen verfaßt; 
sie versucht, diese Empfehlungen in Normen um- 
zuwandeln, nachdem sie festgestellt hat, welche 
Schwierigkeiten diesem Vorhaben in den einzel- 
nen Ländern entgegenstehen. 

Zu diesem Zweck ist folgendes Verfahren in Aus- 
sicht genommen: 

a) Übersendung der Normen der AICMA an den 
Europäischen Normenausschuß; 

b) öffentliche Erhebung und Umwandlung der 
AICMA-Empfehlungen in europäische Nor- 
men nach den Verfahren des Europäischen 
Normenausschusses ; 


c) sobald der Ausschuß diese Normen angepaßt 
hat, wird im Rahmen der dem Rat von der 
Kommission vorgeschlagenen Erweiterung 
des allgemeinen Programms zur Beseitigung 
der technischen Handelshemmnisse unter- 
sucht, inwieweit es möglich ist, auf der Grund- 
lage der Arbeiten der AICMA und des Euro- 
päischen Normenausschusses in diesem Be- 
reich Richtlinien festzulegen. Eine als „Ver- 
weisung auf die Normen“ bezeichnete Har- 
monisierung dürfte a priori eine brauchbare 
Lösung sein. 

3. Die Förderung fortgeschrittener Forschungen 

Die Verwirklichung gewisser Prototypen, die wich- 
tige Neuerungen aufweisen (Geschwindigkeit, Lei- 
stung, Nutzlast, Verminderung des Geräusches und 
der Luftverunreinigung, Start- und Landestrecken 
usw.) schließt die Anwendung der erforderlichen 
Grundkenntnisse ein. 

In den letzten Jahren schien die technologische In- 
novation mehr mit den Zielen der Programme zu- 
sammenzuhängen als mit den Ergebnissen einer 
Forschung, die um ihrer selbst willen auf Gebieten 
wie Aerodynamik, Werkstoffe, Elektronik usw. 
durchgeführt wurde. An dieser Lage ist grundsätz- 
lich nichts zu tadeln, da die Forschungsausgaben 
auf eine präzise Anwendung ausgerichtet sind. 

Man hat jedoch erlebt, mit welchen hohen techno- 
logischen Risiken gewisse avantgardistische Pro- 
gramme belastet waren, und welche finanziellen 
Folgen sich hieraus ergaben. Es ist daher wichtig, 
gerade im Interesse der erfolgreichen Durchführung 
der Programme auf den hauptsächlichen Gebieten, 
welche auf lange Sicht die Herstellung und Ver- 
wendung von Flugzeugen bedingen, eine gediegene 
Grundlage wissenschaftlicher Sachkenntnisse zu be- 
sitzen; diese Basis der Sachkenntnisse ist auch not- 
wendig, damit die in Drittländern erzielten Fort- 
schritte rasch „assimiliert" werden können. 

Wie die Erfahrung ferner gezeigt hat, werden 
größere Fortschritte auf technischer Ebene oft leich- 
ter durch experimentelle Programme als im Rahmen 
von Programmen erzielt, die auf einen bestimmten 
Markt ausgerichtet sind. Programme der letzteren 
Art können sicherer und wirtschaftlicher durchge- 
führt werden, wenn sie sich auf bekannte Techno- 
logien stützen. Die am weitesten fortgeschrittenen 
Forschungen basieren zwar großenteils auf mili- 
tärischen Bedürfnissen; ein sinnvoll angelegtes 
Grundlagenforschungsprogramm für allgemeine 
Zwecke im Zivilen Bereich wäre jedoch von großem 
Wert für die Gemeinschaft und ihre Industrie. 

So beabsichtigt die AICMA, den gemeinsamen Bau 
eines Hyperschallwindkanals vorzuschlagen. Dieser 
Vorschlag sollte im Verein mit Bemühungen um 
eine rationellere Nutzung der vorhandenen Wind- 
kanäle in Betracht gezogen werden. Ein anderes 
Projekt, das der Kommission zur Kenntnis gebracht 
wurde, betrifft die elektronische Datenverarbeitung 
für die Bewirtschaftung des Materials. Schließlich 
darf - obwohl es sich um ein Vorhaben von ganz 
anderem Umfang handelt - darauf hingewiesen wer- 
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den, wie wichtig die Verwirklichung der „Raum- 
fähre" für die Lösung der Probleme wäre, die mit 
dem Einsatz sehr hoher Geschwindigkeiten Zusam- 
menhängen. 

Die oben vorgeschlagene „Konzertierung der Pro- 
gramme" müßte den Bedarf ersichtlich machen, der 
sich auf der Ebene der künftigen Programme ergeben 
wird. Es ist aber zu wünschen, daß innerhalb der 
Gemeinschaft Überlegungen über die Maßnahmen 
der Grundlagen- oder Basisforschung angestellt 
werden, die zur Erreichung des erforderlichen Stan- 
des der Sachkenntnisse durchzuführen sind, sowie 
über die Methoden, durch die sich unnötige Doppel- 
arbeit vermeiden läßt. 

Die Planung der erforderlichen F-E-Arbeiten und der 
Einsatz geeigneter Interventionsmittel sollten in 
Verbindung mit der Gemeinschaftsaktion auf dem 
Gebiet der wissenschaftlichen und technologischen 
Forschung erfolgen (siehe Dok. „Ziele und Mittel 
einer gemeinsamen Politik auf dem Gebiet der wis- 
senschaftlichen Forschung und technologischen Ent- 
wicklung, das dem Rat am 19. Juni 1972 übermittelt 
wurde). 


4. Statistiken 

Es scheint, als müßten für diesen Sektor mehr als 
für jeden anderen besondere Bemühungen auf dem 
Gebiet der Statistik aufgewandt werden, wie dies 
im Memorandum über die Industriepolitik ganz all- 
gemein empfohlen wurde. 

Eine zuverlässige Untersuchung der Probleme des 
Flugzeugsektors, insbesondere die im Kapitel II 
empfohlenen Arbeiten zur Konzertierung der Pro- 
gramme, lassen sich nur durchführen, wenn sie sidi 
auf eine gründliche Kenntnis der Lage und auf mög- 
lichst realistische prospektive Auffassung stützen. 
Zu diesem Zweck muß man ein voll leistungsfähiges 
statistisches Arbeitswerkzeug besitzen, das von den 
verschiedenen Beteiligten anerkannt wird. 

Die Kommission wird alle zweckdienlichen Maß- 
nahmen zur Schaffung eines gemeinsamen statisti- 
schen Rahmens für die Sammlung und Aufbereitung 
der den Flugzeugbau betreffenden Daten treffen. Sie 
wird Regierungssachverständige sowie geeignete 
Vertreter der Industrie und des Benutzerkreises an 
ihren Arbeiten beteiligen. 
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Durchführung der in der vorliegenden Mitteilung 
enthaltenen Vorschläge 


I. Im Hinblick auf die Durchführung der in dem vor- 
liegenden Dokument enthaltenen Vorschläge 
unterbreitet die Kommission dem Rat in den bei- 
gefügten Durchführungstexten: 

1. zur Verabschiedung - den Entwurf einer Emp- 
fehlung des Rates über die Koordinierung der 
Entwicklungspolitik der Mitgliedstaaten und 
die strukturellen Angleichungen von Unter- 
nehmen des Luftfahrzeugsektors (Text Nr. 1); 

2. zur Information - eine Mitteilung der Kom- 
mission an die Mitgliedstaaten über einen 
gemeinschaftlichen Rahmen für die Beihilfen 
für Forschung und Entwicklung, für Investi- 
tion und für die Vermarktung im Gemein- 
samen Markt betreffend Zivilflugzeuge, die 
im Rahmen transnationaler Programme in der i 
Gemeinschaft gebaut werden (Text Nr. 2) 

3. zur Verabschiedung - auf der Grundlage von 
Artikel 113 des EWG-Vertrages - den Vor- 
schlag einer Richtlinie des Rates über den Er- 
laß gemeinsamer Bestimmungen für Kredit- 
versicherung, Kredite, Wechselkursgarantien 
und Garantien gegen Preissteigerungen für 
die Ausfuhr von Zivilflugzeugen, die im Rah- 
men transnationaler Programme in der Ge- 
meinschaft gebaut worden sind, nach Dritt- j 
ländern (Text Nr. 3); 

4. zur Einleitung des in der Erklärung vom 
26. Januar 1972 *) vorgesehenen Verfahrens 
einer Mitteilung der Kommission über die 


zolltechnische Situation der Erzeugnisse des 
Flugzeugsektors (Text Nr. 4). 

II. Weitere Vorschläge sind in getrennten Doku- 
menten enthalten, nämlich: 

a) im Hinblick auf Studien, die auf dem Gebiete 
des Luftverkehrs vorzunehmen sind: Entwurf 
einer Entscheidung des Rates über die ersten 
Maßnahmen eines gemeinsamen Vorgehens 
auf dem Gebiet des Luftverkehrs, der dem 
Rat am 3. Juli 1972 (KOM (72) 695 endg.) 
unterbreitet wurde. 

b) Vorschläge für den Flugtüchtigkeitsschein und 
die Normen des allgemeinen Programms zur 
Beseitigung der technischen Handelshemm- 
nisse (Vorschlag für eine Entschließung des 
Rates zur Ergänzung der Entschließung des 
Rates vom 28. Mai 1969 über ein Programm 
zur Beseitigung der technischen Hemmnisse 
im Warenverkehr mit gewerblichen Erzeug- 
nissen, die sich aus Unterschieden in den 
Rechts- und Verwaltungs Vorschriften der Mit- 
gliedstaaten ergeben). (KOM (72) endg. -- 
24. März 1972). 

c) Im Hinblick auf die Forschung: Vorschläge, 
die die Kommission dem Rat am 19. Juni 1972 
vorgelegt hat (Ziele und Mittel einer gemein- 
samen Politik auf dem Gebiet der wissen- 
schaftlichen Forschung und der techno- 
logischen Entwicklung (KOM (72) 700 endg.). 

im Protokoll über die Tagung des Rates vom 31. Januar 
1972. 


Durdifühnmgstexte 

Nr. 1 : Entwurf einer Empfehlung des Rates über die Koordinierung der Ent- 

wicklungspolitik der Mitgliedstaaten und die strukturellen An- 
gleichungen von Unternehmen des Luftfahrtsektors (Text Nr. 1). 

Nr. 2: Mitteilung der Kommission an die Mitgliedstaaten über einen gemein- 

schaftlichen Rahmen für die Beihilfen für Forschung und Entwicklung, 
für Investition und für die Vermarktung im Gemeinsamen Markt 
betreffend Zivilflugzeuge, die im Rahmen Transnationaler Programme 
in der Gemeinschaft gebaut werden (Text Nr. 2). 

Nr. 3: Vorschlag einer Richtlinie des Rates über den Erlaß gemeinsamer 

Bestimmungen für Kreditversicherung, Kredite, Wechselkursgarantien 
und Garantien gegen Preissteigerung für die Ausfuhr von Zivilflug- 
zeugen, die im Rahmen Transnationaler Programme in der Gemein- 
schaft gebaut werden, nach Drittländern (Text Nr. 3). 

Nr. 4: Mitteilung der Kommission über die zolltechnische Situation der 

Erzeugnisse des Flugzeugsektors (Text Nr. 4). 
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Text Nr. 1 


Entwurf einer Empfehlung des Rates 
über die Koordinierung der Entwicklungspolitik 
der Mitgliedstaaten 

und über die strukturellen Angleichungen 
von Unternehmen des Luftfahrzeugsektors 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft. 

Auf ihrer Zusammenkunft in Den Haag haben die 
Staats- und Regierungschefs „ihren Willen be- 
kräftigt, die Aktivität der Gemeinschaft zu intensi- 
vieren, um die industrielle Forschung und Entwick- 
lung in den wichtigen Spitzenbereichen zu koordi- 
nieren und zu fördern". In der Entschließung über 
die Verwirklichung der Wirtschafts- und Währungs- 
union wird auf die strukturellen und regionalen 
Maßnahmen hingewiesen, die „im Rahmen einer 
Gemeinschaftspolitik, für die geeignete Mittel zur 
Verfügung stehen, erforderlich sind". 

Die europäische Luftfahrzeugindustrie, die für die 
wirtschaftliche, technologische und soziale Entwick- 
lung, für den Außenhandel und ganz allgemein für 
die Erhaltung der politischen und wirtschaftlichen 
Stellung Europas in der Welt von Bedeutung ist, hat 
Schwierigkeiten, im Wettbewerb mit den außereuro- 
päischen Herstellern standzuhalten. 

Im Interesse einer harmonischen Entwicklung des 
Luftfahrzeugsektors in der Gemeinschaft müssen die 
Mitgliedstaaten ihre Politik auf diesem Sektor ko- 
ordinieren, wobei vor allem die im zweiten Pro- 
gramm für die mittelfristige Wirtschaftspolitik auf- 
gezeigten Orientierungen zu berücksichtigen sind. 

Der Erfolg der von den Unternehmen in der Ge- 
meinschaft unternommenen Bemühungen hängt 
weitgehend von der Wahl der am besten auf den 
Bedarf zugeschnittenen Programme sowie von der 
Zusammenfassung der Mittel zur Durchführung die- 
ser Programme ab. 

Da die Unternehmen zur Inangriffnahme der Pro- 
gramme auf eine finanzielle Unterstützung aus 
öffentlichen Mitteln angewiesen sind, muß die 
Haltung der Mitgliedstaaten zu den Projekten, für 
die eine solche Unterstützung beantragt oder in 
Betracht gezogen wird, abgestimmt werden. 

Eine solche Konzertierung erfordert gründliche 
Untersuchungen, die gemeinsam mit den Produzen- 
ten, den Benutzern und den staatlichen Stellen durch- 
zuführen sind und die sich auf eine Analyse des Be- 
darfs, die Marktaussichten, die verfügbaren indu- 
striellen Mittel und im weiteren Sinne auf die Aus- 
wirkungen erstrecken müssen, die von der gewähl- 
ten oder zu wählenden Ausrichtung der Verkehrs- 
politik, der Beschäftigungspolitik, der Umweltpoli- 
tik und der Regionalpolitik zu erwarten sind. 

Die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen des 
betrachteten Sektors hängt nicht nur vom Umfang 
und von der Öffnung des Marktes, sondern auch von 
der Größe der Unternehmen ab; im Vergleich zu den 
Herstellern einiger Drittländer haben die europäi- 


schen Unternehmen des Luftfahrzeugsektors die 
optimale Größe noch nicht erreicht. 

Konzentrationen in verschiedenen europäischen 
Herstellerländern haben bereits zur Verbesserung 
der Unternehmensgröße beigetragen; in Europa ist 
nunmehr aber eine Zusammenfassung des Potentials 
über die nationalen Grenzen hinweg erforderlich, 
damit eine kleine Anzahl europäischer Gruppen ge- 
schaffen werden kann. 

Nur transnationale europäische Großunternehmen 
werden die erforderlichen Mittel zur Entwicklung, 
Herstellung und Kommerzialisierung großer Zivil- 
flugzeuge für den Weltmarkt aufbringen können, 
und nur solche Unternehmen werden auf lange Sicht 
in einem geringeren Maße auf staatliche Finanzbei- 
hilfen angewiesen sein und mit Unternehmen aus 
Drittländern zu einer nützlichen Zusammenarbeit 
gelangen — 

EMPFIEHLT DEN REGIERUNGEN DER MITGLIED- 
STAATEN ZUR KOORDINIERUNG IHRER POLITIK 
AUF DEM LUFTFAHRZEUGSEKTOR: 

1. a) ihre Haltung zu der Wahl neuer Programme 

für Zivilflugzeuge sowie für Triebwerke zur 
Ausrüstung dieser Flugzeuge im Rahmen des 
Rates zu konzertieren, 

b) einander zu diesem Zweck alle erforderlichen 
Informationen über die Projekte, mit denen 
sie befaßt werden, zu übermitteln, 

c) diese Konzertierung auf der Grundlage von 
Berichten vorzunehmen, die die Kommission 
nach Beratung mit den Regierungen der Mit- 
gliedstaaten sowie mit den Herstellern, den 
Benutzern und den für den Luftfahrzeugbau 
und den Luftverkehr zuständigen staatlichen 
Stellen ausarbeiten wird; 

2. die Luftfahrzeugbauunternehmen aufzufordern, 
der Gemeinschaft alle Pläne für transnationale 
Programme von gemeinsamem europäischen In- 
teresse vorzuschlagen; 

3. sich für strukturelle Angleichungen der Luftfahr- 
zeugbaufirmen der Gemeinschaftsländer auszu- 
sprechen, damit eine begrenzte Anzahl hin- 
reichend großer und somit international wett- 
bewerbsfähiger europäischer Unternehmen ge- 
schaffen werden kann, 

im Rat zweckdienliche Konsultationen im Hinblick 
auf eine Einigung der beteiligten Regierungen 
über die vorzusehenden Annäherungen einzu- 
leiten, 

ihre Bemühungen um die baldige Einführung 
gemeinschaftlicher Maßnahmen zur Schaffung 
eines rechtlichen Rahmens für die europäischen 
Unternehmen und zur Erleichterung struktureller 
Zusammenschlüsse zu intensivieren. 
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Text Nr. 2 


Mitteilung der Kommission an die Mitgliedstaaten 
über einen gemeinschaftlichen Rahmen 
für Beihilfen für Forschung und Entwicklung, 
für Investitionen und für die Vermarktung 
im Gemeinsamen Markt betreffend Zivilflugzeuge, 
die im Rahmen Transnationaler Programme 
in der Gemeinschaft gebaut werden 


I. Notwendigkeit und Tragweite der Initiative 

1. Staatliche Beihilfen für den europäischen Flug- 
zeugbausektor spielen wegen des Konkurrenz- 
drucks dritter Länder eine wichtige Rolle. Des- 
gleichen sind gemeinsam geplante und durchge- 
führte Programme von großer Bedeutung für die 
Entwicklung dieses Sektors. 

Eine finanzielle Unterstützung aus öffentlidien 
Mitteln ist wegen der Höhe des Kapitalaufwands 
und der Länge des Produktionszyklus notwendig. 
Allein die Kosten für Forschung und Entwick- 
lung machen das 30- bis 70fadie des Werts des 
Serienflugzeugs aus. Jedes große Programm zur 
Entwicklung von Zivilflugzeugen für den kom- 
merziellen Luftverkehr erfordert mehrere hun- 
dert Millionen S. Ein Mitgliedstaat allein ist 
kaum in der Lage, derartige Mittel für ein einzel- 
nes Programm bereitzustellen. 

Eine möglichst umfangreiche Zusammenarbeit auf 
Gemeinschaftsebene, für die verschiedene For- 
men in Betracht kommen (zwischenstaatliche Ab- 
kommen, Abkommen zwischen Industrieunter- 
nehmen), bietet den beteiligten Herstellern eine 
Reihe von Vorteilen: 

a) durch die Zusammenfassung technischer und 
finanzieller Mittel gegebene Möglichkeit, 
kostspielige und technisch fortgeschrittene 
Produkte herzustellen, ohne die der euro- 
päische Luftfahrzeugbausektor einen nied- 
rigeren Rang einnähme; 

b) Aussicht auf Erweiterung des Marktes; 

c) Erfahrung in der Zusammenarbeit zwischen 
Firmen verschiedener Länder, aus der sich 
dauerhafte Zusammenschlüsse ergeben kön- 
nen; 

d) Hebung des technologischen Standes der an 
einem fortgeschrittenen Projekt mitwirkenden 
Unternehmen. 

2. Im Hinblick auf die wirksame Gestaltung und 
den Ausbau der Zusammenarbeit hält die Kom- 
mission es für erforderlich, den ihr gemäß 
Artikel 93 Abs. 1 des EWG-Vertrages über- 
tragenen Aufgaben entsprediend den Mitglied- 
staaten bezüglich der von ihnen gewährten Bei- 
hilfen einige „zweckdienliche Maßnahmen vorzu- 
schlagen, welche die fortschreitende Entwicklung ■ 
und das Funktionieren des Gemeinsamen Mark- j 
tes erfordern". 

Diese Maßnahmen betreffen die Beihilfen, die 
von den Mitgliedstaaten einmal zur Förderung 


der Forschung und der Entwicklung von Proto- 
typen, zum anderen zur Vornahme der für die 
Serienfertigung erforderlichen Investitionen im 
Rahmen kooperativer Zivilflugzeugbaupro- 
gramme auf Gemeinschaftsebene (transnationaler 
Programme) gewährt werden. 

Unter transnationalen Zivilflugzeugbauprogram- 
men auf Gemeinschaftsebene versteht die Kom- 
mission die Programme assoziierter oder multi- 
nationaler Unternehmen, die in zwei oder mehre- 
ren Mitgliedstaaten im Sinne des vorstehenden 
Absatzes tätig sind, wobei jedes beteiligte Unter- 
nehmen einen Teil der technischen und kommer- 
ziellen Risiken des Gesamtprojekts trägt. 

Die Programme zum Bau der für diese Flugzeuge 
bestimmten Triebwerke sind den Zivilflugzeug- 
bauprogrammen gleichgestellt. 

3, Unterschiedliche Beihilferegelungen oder eine 
unterschiedliche Anwendung dieser Regelungen 
können den Nutzen der Zusammenarbeit ver- 
mindern und die Durchführung gemeinsamer Pro- 
gramme beeinträchtigen. Durch die Schaffung 
eines einheitlichen Rahmens für die Gewährung 
der Beihilfen können Kooperationsvorhaben zur 
Durchführung von Projekten, die im gemein- 
samen Interesse liegen, gefördert werden. 

Die Kommission legt in der vorliegenden Mit- 
teilung eine Reihe von Bedingungen fest, bei 
deren Einhaltung die Beihilfen für solche Pro- 
jekte den vorstehend genannten Erfordernissen 
entsprechen und als mit dem Gemeinsamen 
Markt vereinbar angesehen werden können. 

Diese Bedingungen sollen 

a) den Mitgliedstaaten zur Ausrichtung bei der 
Gestaltung ihrer Interventionen dienen; 

b) die Kommission bei der Beurteilung solcher 
Interventionen lenken. Die Mitteilung dieser 
Kriterien läßt die Bestimmungen des EWG- 
Vertrages und vor allem Artikel 93 Absatz 3 
selbstverständlich unberührt. Sie ersetzt 
keinesfalls die Stellungnahmen, die die Kom- 
mission aufgrund ihrer Befugnisse aus dem 
EWG-Vertrag zu den Beihilfen abzugeben 
hat. 

Die Kommission hat sich wegen der besonderen 
Charakteristiken der Flugzeugindustrie für eine 
solche Mitteilung entschieden; daraus erklärt sich 
der ad hoc-Charakter der gewählten Lösung, von 
der die Haltung der Kommission zu Beihilfen für 
andere Sektoren nicht präjudiziert wird. 
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II. Kriterien für die Gewährung von Beihilfen zur 
Durchführung transnationaler Zivilflugzeugbau- 
programme auf Gemeinsdiafts ebene 

1. Die Beihilfen für solche Programme sollten im 
gemeinsamen Interesse und aus Gründen der 
Effizienz nach folgenden Modalitäten geplant und 
gewährt werden: 

Beihilfen für Forschung und Entwicklung 
Beihilfen für Forschung und Entwicklung im Rah- i 
men von Zivilflugzeugbauprogrammen können in ! 
Form von Vorschüssen bis zur Höhe des Ge- 
samtbetrages der Forschungs- und Entwicklungs- 
kosten gewährt werden; sie sind im Stadium der 
Kommerzialisierung aus dem Erlös der Flug- 
zeugverkäufe zurückzuzahlen. 

Als Forsdiungs- und Entwicklungskosten gelten 
sämtliche Aufwendungen - einschließlich der- 
jenigen für die Erstausstattung der Produktions- 
kette - die mit der Durchführung der Programme i 
bis zur amtlichen Genehmigung des Typs ver- 
bunden sind (Bau von Prototypen der verschie- 
denen Versionen sowie von Zellen für statische 
Versuche, Versuche am Boden und in der Luft). | 

Investitionsbeihilfen 

Die Regierungen der Mitgliedstaaten können 
Bürgschaften für die von den Herstellern aufge- 
nommenen Kredite übernehmen, um ihnen die | 
Finanzierung der Investitionen für die Serien- ! 
fertigung zu erleichtern. ^ 

2. Die Beihilfen für die Durchführung transnatio- ; 

naler Zivilflugzeugbauprojekte auf Gemein- j 
schaftsebene sind so zu gestalten, daß alle Ko- 
operationspartner in den Genuß der gleichen 
Vergünstigungen kommen und unter ausgewoge- 
nen Bedingungen an dem Projekt teilnehmen ; 
können. j 

HL Beihilfen für die Kommerzialisierung der im Rah- | 
men transnationaler Flugzeugbauprogramme in ! 
der Gemeinsdiaft hergestellten Flugzeuge auf 
dem Gemeinsamen Markt. 

Die Kommission stellt fest, daß die Hersteller in be- 
stimmten Ländern im Hinblick auf den Verkauf ihrer 
Erzeugnisse im Ausland direkte Beihilfen erhalten, 
die eine Finanzierung zu Zinssätzen ermöglichen, 
die eindeutig unter den niedrigsten Zinssätzen in der 
Gemeinschaft liegen, und ferner, daß vor allem in- ! 
folge der Aussetzung des gemeinsamen Zolltarifs i 
für die in der Gemeinschaft ansässigen Hersteller 
ungünstigere Verkaufsbedingungen auf dem Ge- j 
meinsamen Markt gegeben sind als für die Her- 


steller bestimmter Drittländer auf ihren jeweiligen 
Binnenmärkten. 

Sie ist daher der Ansicht, daß in den Fällen, in denen 
Zivilflugzeuge in der Gemeinschaft im Rahmen 
transnationaler Programme hergestellt werden, auf 
die Beihilfen zur Kommerzialisierung dieser Flug- 
zeuge im Gemeinsamen Markt die Ausnahmerege- 
lung des Artikels 92 (3) b) des EWG-Vertrags An- 
wendung finden kann, soweit 

— diese Beihilfen zum Ziele haben, für die Her- 
steller in der Gemeinschaft die gleichen Bedin- 
gungen zu schaffen, wie sie für die Hersteller in 
den Drittländern gegeben sind, 

— diese Programme unter dem Blickwinkel der Ent- 
wicklung der europäischen Flugzeugbauindustrie 
oder des Luftverkehrs in der Gemeinschaft als 
wichtige Vorhaben von gemeinsamem Interesse 
angesehen werden können. 

Die Kommerzialisierungsbeihilfen können an die 
Hersteller oder den Käufer gewährt werden, und 
zwar in Form: 

— langfristiger Kredite mit oder ohne Zinsvergü- 
tung, 

— einer Versicherung gegen das kommerzielle 
Risiko, 

— von Garantien gegen Wediselkursschwankungen 
oder - wenn die Umstände es erfordern - von 
Garantien gegen anomale und nicht vorausseh- 
bare Kostenerhöhungen in der Zeit zwischen 
Auftragserteilung und Lieferung. 

Die Anwendung derartiger Garantien kann jedoch 
nur insoweit in Betracht gezogen werden, als der 
Entwicklungsprozeß in Richtung auf die Wirtschafts- 
und Währungsunion noch nicht so weit fortgeschrit- 
ten ist, daß für die Flugzeugbauunternehmen in der 
Gemeinschaft bereits ein in wirtschaftlicher und 
monetärer Hinsicht homogenes Wirkungsfeld ge- 
geben ist. 

Die nach diesem System gewährten Kommerziali- 
sierungsbeihilfen der Mitgliedstaaten, deren Unter- 
nehmen an einem transnationalen Programm teil- 
nehmen, müssen nach Form und Höhe harmonisiert 
sein, damit die betreffenden Unternehmen unter aus- 
gewogenen Bedingungen an diesen Programmen 
mitwirken. 

Die Bestimmungen des Artikels 93 (3) bleiben auf 
die Beihilfen anwendbar, die die Mitgliedstaaten 
unter den vorstehend genannten Modalitäten und 
Bedingungen zu gewähren beabsichtigen, und zwar 
auch dann, wenn diese Beihilfen nach Maßgabe be- 
reits bestehender nationaler Regelungen zur Ver- 
fügung gestellt werden. 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rates 
über den Erlaß gemeinsamer Bestimmungen auf dem 
Gebiet der Kreditversicherung sowie der Gewährung 
von Krediten, Wechselkursgarantien und Kosten- 
steigerungsgarantien bei der Ausfuhr von Zivilflugzeugen, 
die im Rahmen transnationaler Programme 
in der Gemeinschaft gebaut worden sind, 
nach Drittländern 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die europäische Flugzeugindustrie muß ihre Pro- ; 
dukte auf den Märkten dritter Länder unter wett- i 
bewerbsfähigen Bedingungen anbieten können? ihre ; 
Stellung darf somit nicht ungünstiger als die der 
Produzenten dritter Länder sein. 

Der kommerzielle Erfolg transnationaler Flugzeug- 
bauprogramme, die in> mehreren Mitgliedstaaten 
durchgeführt werden, hängt weitgehend von einer 
solidarischen Aktion der Mitgliedstaaten ab, die sich 
in einer wirksamen und auf einheitlichen Grund- 
sätzen basierenden Intervention der Behörden der 
beteiligten Mitgliedstaaten konkretisiert. 

Eine solche Intervention zugunsten transnatio- 
naler Zivilflugzeugbauprogramme setzt in erster I 
Linie voraus, daß außer den gemeinsamen Regeln : 
zur Bestimmung eines Rahmens für die Kreditver- 
sicherung auch einheitliche Bedingungen festgelegt 
werden, damit die aus der Kreditversicherung er- 
wachsenden Lasten proportional dem Anteil sind, 
den die Industrie der beteiligten Mitgliedstaaten an 
dem Bauvorhaben übernimmt. 

Die staatlichen Stellen sollten die Vergabe des 
Ausfuhrkredits nach einheitlichen Grundsätzen mit 
allen geeigneten Maßnahmen erleichtern, damit die 
europäischen Produzenten eine ebenso günstige 
Position wie die Hersteller dritter Länder erlangen. I 

Da die Festlegung und Aufrechterhaltung von * 
Festpreisen aus Gründen der Wettbewerbsfähigkeit | 
notwendig ist, müssen die europäischen Produzen- 
ten gegen Währungsschwankungen sowie gegen 
anormale und unvorhergesehene Kostensteigerun- 
gen gesichert werden - 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Bestimmungen dieser Richtlinie gelten für die 
Ausfuhr von Zivilflugzeugen sowie von Triebwer- 
ken und Aggregaten, die im Rahmen transnationaler 
Programme hergestellt worden sind, nach Drittlän- 
dern. 

Als transnational werden die Programme assoziier- 
ter oder multinationaler Unternehmen, die in min- 
destens zwei Mitgliedstaaten der Gemeinschaft 


tätig sind, angesehen, in deren Rahmen jeder Part- 
ner einen Teil der technischen und kommerziellen 
Risiken des Gesamtprojekts trägt. 

Auf solche Unternehmen werden die in dieser Richt- 
linie vorgesehenen Maßnahmen dem Produktions- 
anteil entsprechend angewandt, den jedes einzelne 
Unternehmen bestreitet. 

Artikel 2 

1 . Die Anwendung der in den Richtlinien des Rates 
vom 27. Oktober 1970 (70/509/EWG und 70/510/ 
EWG) vorgesehenen gemeinsamen Kreditver- 
sicherungspolicen auf Ausfuhrgeschäfte gemäß 
Artikel 1 erfordern in allen Mitgliedstaaten 

a) die gleiche Deckungsquote 

b) die gleiche Laufzeit der Bürgschaft 

c) den gleichen Rhythmus der Kreditrückzahlung 
gemäß den Grundsätzen des Berner Abkom- 
mens. Der Beginn der Rückzahlungsfrist wird 
dem Berner Abkommen entsprechend fest- 
gesetzt. 

2. Die Bestimmungen für die Durchführung des vor- 
stehenden Absatzes werden nach dem Verfahren 
gemäß Artikel 113 des Vertrages erlassen. 

Artikel 3 

Nachdem in Artikel 113 des Vertrages vorgesehenen 
Verfahren werden einheitliche Grundsätze für die 
Höhe und die Modalitäten der Intervention der 
Mitgliedstaaten zur Finanzierung der Geschäfte ge- 
mäß Artikel 1 dieser Richtlinie festgelegt. 

Artikel 4 

1. Um die Produzenten in der Zeit vom Abschluß 
des Geschäftes bis zur Zahlung des Kaufpreises 
gegen Währungsschwankungen zu sichern, wen- 
den die Mitgliedstaaten ein System der Wechsel- 
kursgarantie an, mit dem die Schäden ausge- 
glichen werden können, die 

a) den verschiedenen Kooperationspartnern im 
Falle einer Paritätsänderung der im Liefer- 
vertrag vorgesehenen Währung entstehen, 

b) den Kooperationspartnern eines Mitglied- 
staats entstehen, dessen Währung eine Pari- 
tätsänderung gegenüber der im Lieferver- 
trag vorgesehenen Währung erfährt. 

Diese Garantie kommt jedoch nicht für Unter- 
nehmen des Landes in Betracht, über dessen 
Währung der Liefervertrag lautet. 

2. Die Bestimmungen gemäß Absatz 1 werden im 
Einklang mit den gemeinsamen Grundsätzen 
angewandt, die in einer Richtlinie des Rates über 
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die Wechselkurssicherung bei Ausfuhrgeschäften 
mit dritten Ländern enthalten sind (von der Kom- 
mission am 3. August 1971 vorgeschlagen - Dok. 
KOM (71) 260). Diese Bestimmungen sind jedoch 
auf Verträge anwendbar, die über konvertible 
Währungen sowie über amerikanische Dollar 
lauten. 

Artikel 5 

1. Um die Produzenten in der Zeit vom Abschluß 
eines Ausfuhrgeschäfts bis zur Zahlung des Kauf- 
preises gegen anormale und unvorhergesehene 
Kostensteigerungen zu sichern, wenden die Mit- 
gliedstaaten Preisgarantiesysteme an, die den 
Ausgleich der erlittenen Verluste gestatten. 


2. Die Bestimmungen gemäß Absatz 1 werden im 
Einklang mit den gemeinsamen Grundsätzen an- 
gewandt, die in einer Richtlinie des Rates über 
die Garantie gegen Kostensteigerungen bei Aus- 
fuhrgeschäften mit dritten Ländern enthalten 
sind (von der Kommission am 3. August 1971 vor- 
geschlagen - Dok. KOM (71) 260). 

Artik el 6 

Der Beratende Ausschuß für die Ausfuhrkreditver- 
sicherung kann von der Kommission zu allen Fragen 
im Zusammenhang mit der Anwendung dieser Richt- 
linie gehört werden. 

Artikel 7 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 
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Mitteilung der Kommission an den Rat 
über die zolltechnische Situation der Erzeugnisse 
des Flugzeugbausektors 


1. In ihrer Mitteilung an den Rat über die im Rah- 
men der Industrie- und Technologiepolitik der 
Gemeinschaft erforderlichen Maßnahmen auf 
dem Flugzeugbausektor weist die Kommission 
auf die derzeitige zollte chnisdie Situation der 
Erzeugnisse der Flugzeugindustrie hin, insbe- 
sondere auf 

— die bei den Beitrittsverhandlungen beschlos- 
sene Aufrechterhaltung des Protokolls XVII 
(Artikel 49, Abs. 2 der Beitrittsakte) ; 

— die in das Tagungsprotokoll aufgenommene 
Erklärung des Rates vom 31. Januar 1972, 
nach der „die Organe der Gemeinschaft an- 
hand der gesammelten Erfahrung im Laufe 
des Jahres 1972 die Lage prüfen werden, da- 
mit gegebenenfalls die Maßnahmen getroffen 
werden können, die dem Ausbau und der 
Stärkung der Wettbewerbsstellung der euro- 
päischen Flugzeugindustrie unter Berücksich- 
tigung aller damit in Zusammenhang stehen- 
den Interessen, insbesondere derjenigen der 
Luftfahrtgesellschaften, entsprechen" . 

2. Die Kommission schlägt dem Rat vor, die in die- 
ser Erklärung vorgesehene Prüfung unverzüg- 
lich auf der Grundlage der Dokumente aufzu- 
nehmen, die sie dem Rat vorlegt. Ferner unter- 
richtet sie ihn nachstehend über ihren Stand- 
punkt zu den vorzusehenden Maßnahmen. 

Im Jahre 1971 haben die Flugzeugbauunterneh- 
men der Gemeinschaft „die Wiederanwendung 
der Zollsätze für Luftfahrzeuge mit einem Leer- 
gewicht von mehr als 15 000 kg und die Ände- 
rung der Bestimmungen des Protokolls XVII über 
die Gewährung eines Gemeinschaftskontingents 
für Luftfahrzeuge mit einem Leergewicht von 
mehr als 15 000 kg und für Hubschrauber mit 
einem Leergewicht von mehr als 2000 kg" bean- 
tragt. 

Diese Hersteller haben ferner erklärt: „Die Wie- 
deranwendung der Zollsätze auf Flugzeuge, die 


mit den in der Gemeinschaft gebauten Flugzeu- 
gen in Wettbewerb stehen, ist vor allem ein 
Mittel zur späteren Aushandlung eines völligen 
Abbaus der Zölle auf Luftfahrzeugmaterial". 

Die Kommission hält es ebenfalls für zweck- 
mäßig, einen vollständigen Abbau der Zölle auf 
Luftfahrzeugmaterial auszuhandeln. Sie hofft 
jedoch, daß es nicht nötig sein wird, im Hinblick 
auf dieses Ergebnis zunächst die Zollsätze wieder 
anzuwenden. 

Zur wirksamen Stärkung des europäischen Flug- 
zeugbausektors müssen Protektionismus und 
Marktpräferenzen, die den Bemühungen um 
Wettbewerbsfähigkeit abträglich sind, grund- 
sätzlich beseitigt werden. Ferner wäre die Wie- 
deranwendung der Zollsätze eine schwere Be- 
lastung der europäischen Käufer von Material, 
das nicht von der europäischen Industrie herge- 
stellt wird. Deshalb gebührt der Vorrang nicht 
der Wiederanwendung des Zollsatzes, sondern 
der schnellen Einleitung von Verhandlungen mit 
den wichtigsten Konkurrenten außerhalb der 
Gemeinschaft über den gegenseitigen Zollabbau. 
Zu diesem Zweck müßten die wichtigsten Wett- 
bewerbsländer über die grundsätzliche Einstel- 
lung der Kommission in dieser Frage unter- 
richtet werden. Diese Haltung ließe sich wie folgt 
formulieren: durch die jüngste Entwicklung des 
europäischen Luftfahrzeugbaus hat sich die Lage 
grundlegend gewandelt, und die Gemeinschaft 
hält es nicht für normal, daß ihr Markt in ge- 
ringerem Maße als die Märkte der Drittländer ge- 
schützt ist. 

In Anbetracht ihrer spezifischen Art müssen die 
Erzeugnisse des europäischen Luftfahrzeugbaus 
in einem System des freien Wettbewerbs auf den 
Märkten der Drittländer ebenso konkurrenzfähig 
sein wie die Erzeugnisse der Drittländer auf dem 
Markt der Gemeinschaft. 
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Der Markt 

In dieser Anlage werden untersucht: 

A. der Markt für Flugzeuge des kommerziellen Luftverkehrs, 

B. der Luftverkehrsmarkt, d. h. die Zivilluftfahrt. 


Anlage I: 


Aus praktischen Erwägungen scheint es angezeigt, die Entwicklung der Nachfrage für Flugzeuge mit der 
Entwicklung der Nachfrage im Luftverkehr in Verbindung zu bringen. 


A. Der Markt für Flugzeuge des kommerziellen Luftverkehrs 

1. Der Flugzeugpark der Luftfahrtgesellschaften verteilt sich auf Flugzeuge mit Turbinen-Luftstrahltrieb- 
werken (TL) und solche mit Propeller-Turbinen-Luftstrahltriebwerken (PTL). Die Propellerturbinenflug- 
zeuge, die 1970 in der westlichen Welt noch im Dienst standen, nahmen wertmäßig nur noch einen 
Anteil von 8,6 v. H. ein; die folgenden Erwägungen beziehen sich deshalb nur auf die Strahlturbinen- 
oder Düsenflugzeuge ^). 

Die Düsenflugzeuge lassen sich in zwei große Klassen einteilen: in die Langstreckenflugzeuge für den 
interkontinentalen Luftverkehr und in die Mittel- und Kurzstreckenflugzeuge; diese zweite Klasse kann 
wiederum in verschiedene Kategorien untergliedert werden, die von den transkontinentalen Düsenflug- 
zeugen (Lockheed 1011 oder DC 10-10) bis zu den Flugzeugen für den regionalen Luftverkehr (VFW 614) 
gehen. 

1970 teilte sich der Flugzeugpark der westlichen Welt in diese beiden großen Klassen wie folgt auf: 

Zahl Wert (Mio 

Langstreckenflugzeuge 1 478 13 501 

Mittel- und Kurzstreckenflugzeuge 1 995 1 0 937 

Daraus ist zu ersehen, daß wertmäßig 55 v. H. der 1970 im Dienst stehenden Flugzeuge auf Langstrecken- 
flugzeuge entfallen, deren Einheitswert im Mittel etwa 65 v. H. über dem der Mittel- und Kurzstrecken- 
flugzeuge liegt. 


Der Flugzeugpark der verschiedenen Luftflotten der westlichen Welt repräsentierte 1970 folgenden Wert 
(Mio $): 





in V, FI. 


in V. H. 

EWG 

2 523,8 1 

3 601,0 

10,3 ) 

14,7 

49,2 

V. K. 

1 077,2 j 

4,4 j 

21,0 

übrige europäische Länder 

1 524,4 


6,3 


29,8 






100 

Europa 

Vereinigte Staaten 

15 616,4 

5 125,4 

63,9 

21,0 


Übriger Westen 

3 696,0 


15,1 



Gesamter Westen 

24 437,8 


100,0 




Hiernach entspricht der Wert der Zivilluftflotte der Vereinigten Staaten annähernd zwei Drittel des 
Wertes des gesamten Flugzeugparks der westlichen Welt, In Europa nehmen die Luftflotten der EWG 
und des V. K. mehr als zwei Drittel des Wertes der gesamten europäischen Flugzeugparks ein. 


Ihrer Herkunft nach verteilen sich die Flugzeuge, die 1970 in diesen Luftflotten im Dienst standen, wie 
folgt (prozentuale Aufgliederung des Werts der Luftflotten nach den verschiedenen Herstellungsländern) : 


0 Allgemeine Luftfahrt ausgenommen, (la) Quellenangaben und zusätzliche Informationen Ende Anlage 1. 

2) Besonders vermerkt sei jedoch die wichtige Rolle der Fokker F 27 auf dem Markt der Propellerturbinen-, Kurz- und 
Mittelstreckenflugzeuge: bis 18. November 1971 wurden insgesamt 580 F 27 abgesetzt. 
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Herkunft der Flugzeuge 


Markt 3) 

EWG 

V.K. 

EWG + V.K. 

V.ST. 

Insgesamt 

EWG 

15,2 

1,4 

16,6 

83,4 

100 

V. K. 

- 

71,9 

71,9 

28,1 

100 

EWG + V. K. 

10,6 

22,4 

33,0 

67,0 

100 

Übrige europäische Länder 

18,0 

5,1 

23,1 

76,9 

100 

Europa 

12,8 

17,3 

30,1 

69,9 

100 

Vereinigte Staaten 

0,5 

1,6 

2,1 

97,9 

100 

übriger Westen 

5,2 

7,0 

12,2 

87,8 

100 

Gesamter Westen 

3,8 

5,7 

9,5 

90,5 

100 


Aus dieser Aufschlüsselung seien besonders folgende Angaben hervorgehoben; 

a) 90,5 V. H. des Wertes der westlichen Luftflotten entfallen auf Flugzeuge, die in den Vereinigten 
Staaten gebaut worden sind, dagegen nur 9,5 v. H. auf Flugzeuge aus der Gemeinschaft oder dem 
Vereinigten Königreich (5,7 v. H. britische Flugzeuge); 

b) auf dem größten Markt, dem der Vereinigten Staaten, nehmen die Flugzeuge aus der Gemeinschaft 
und aus England nur einen unbedeutenden Platz ein; 

c) auf dem zweitgrößten Markt, dem der Gemeinschaft, behaupten die amerikanischen Flugzeuge eine 
vorherrschende Stellung (83,4 v. H.), während die Flugzeuge aus der Gemeinschaft nur 15,2 v. H. des 
Wertes der Gemeinschaftsluftflotte repräsentieren; 

d) im Vereinigten Königreich nehmen die Flugzeuge aus der nationalen Erzeugung einen sehr bedeuten- 
den Platz ein: 71,9 v. H. 

Die unterschiedliche Stellung, die die Industrien der Gemeinschaft einerseits und England andererseits 
auf ihren jeweiligen Märkten einnehmen, ist dadurch zu erklären, daß die britische Industrie Flugzeuge 
aller Klassen liefert, während die Gemeinschaftsindustrie bis 1971 lediglich Mittel- und Kurzstrecken- 
flugzeuge auf den Markt brachte. Außerdem deckt die Gemeinschaftsindustrie nur 37 v. H. des Bedarfs 
der Gemeinschaft an Mittel- und Kurzstreckenflugzeugen, während die britische Industrie mehr als 
92 v. H. des britischen Bedarfs in dieser Flugzeugklasse deckt. 

Eine Verbesserung dieser Situation läßt sich auf dem Markt der Langstreckenflugzeuge durch die 
Indienststellung der Concorde und auf dem Markt der Mittel- und Kurzstreckenflugzeuge aus der 
Indienststellung des Airbus, der Mercure der VFW 614 (sowie aus neuen Verkäufen der F 28) erwarten. 

Hervorzuheben ist ferner das Verhältnis zwischen der relativen Bedeutung der Märkte und dem Platz, 
den die Erzeugnisse der verschiedenen Industrien auf dem Markt der westlichen Welt einnehmen: 



Bedeutung des Marktes 

Stellung auf dem Markt der 



westlichen Welt 


in V. H. 

in V. H. 

EWG und V.K. 

14,7 

9,5 

übrige europäische Länder 

6,3 

- 

Europa 

21,0 

9,5 

Vereinigte Staaten 

63,9 

90,5 

übriger Westen 

15,1 

- 

Gesamter Westen 

100,0 

100,0 


Europa tritt somit in stärkerem Maße als „Verbraucher" als in der Flugzeugproduktion auf, während im 
Gegensatz hierzu die Vereinigten Staaten einen weit höheren Marktanteil innehaben, als ihrem Anteil 
an der Gesamtnachfrage entspricht. 


2. Der Markt der Gemeinschaft 

Wie aus den obigen Angaben zu entnehmen ist, decken die Erzeugnisse der EWG wertmäßig nur 15,2 v. H. 
des EWG-Bedarfs, der Rest wird aus Drittländern eingeführt. Von diesen 15,2 v. H. wird etwa die Hälfte 
im jeweiligen Produktionsland selbst abgesetzt (Caravelle in Frankreich, F 27 und F 28 in den Nieder- 
landen), die andere Hälfte entfällt auf Ankäufe dieser Flugzeuge durch andere Gemeinschaftsländer. 


3) Luftflotte. 
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Die Aufträge für europäische Flugzeuge verteilen sich wie folgt (Anzahl Aufträge am 18, November 1971): 



Binnenmarkt übrige Märkte der 

Gemeinschaft 

Exporte nach 
Drittländern 

Insgesamt 

F 27 

14 

50 

516 '*) 

580 <) 

F 28 

2 

18 

27 

47 

Caravelle 

63 

37 

179 

279 

Nach der Zugehörigkeit der Käufer aufgegliedert ergibt sich folgende Verteilung (in Prozent des Wertes) 



Binnenmarkt 

Einfuhren durch 

Einfuhren durch 




Gemeinschaftsländer 

Drittländer 

Ankäufe durch Staaten 

8,5 

8,1 

1,0 

Ankäufe durch nationale Gesellschaften 

85,5 

50,0 

90,0 

Ankäufe durch private Gesellschaften 

6,0 

41,9 

9,0 



100,0 

100,0 

100,0 


Der innergemeinschaftliche Flugzeughandel beläuft sich (1968) insgesamt auf etwa 200 Millionen $. Im 
Vergleich zum außergemeinschaftlichen Handel, der sich auf etwa 600 Millionen S (1968) beläuft, ist 
dieser Betrag als niedrig anzusehen. 

Schließlich ist darauf hinzuweisen, daß der Gemeinschaftsmarkt dem freien Wettbewerb nach außen hin 
vollkommen offensteht, da bis zum 1. Januar 1973 für Flugzeuge von mehr als 15 Tonnen keine Zölle 
erhoben werden, während andererseits die Vereinigten Staaten 5 v. H. und das Vereinigte Königreich 
7 V. H. Zoll erheben. 

3. Die Ausfuhren nach Drittländern 

Wie aus dem obigen zu ersehen ist, spielen die europäischen Flugzeuge auf den Märkten der Drittländer 
nur eine geringe Rolle (folgende Angaben: v. H. des Wertes): 

Erzeugnisse EWG Erzeugnisse V.K. 

In den übrigen europäischen Ländern 18,1 5,1 

in den Vereinigten Staaten 0,5 1,6 

in den übrigen Ländern des Westens 5,2 7,0 

Im Verhältnis zum Gesamtumsatz sind jedoch die Ausfuhren der EWG nach Drittländern sowie die des 
Vereinigten Königreichs keineswegs unbedeutend. In Prozent des Gesamtumsatzes ausgedrückt nahmen 
diese Ausfuhren folgende Anteile ein: 

1960 1965 1967 1968 

EWG 23 16 22 23 

V.K. 30 24 33 43 

Vereinigte Staaten 11 9 10 10 

Aus dieser Gegenüberstellung ergibt sich die relativ größere Bedeutung der europäischen Ausfuhren im 
Verhältnis zum Gesamtumsatz, während in absoluten Zahlen ausgedrückt die europäischen Exporte 
(EWG und V. K.) sich nur auf 1 Milliarde Dollar (1968), die Ausfuhren der Vereinigten Staaten dagegen 
auf 2,7 Milliarden Dollar belaufen. 

4. Saldo der Handelsbilanz auf dem Flugzeugmarkt 

Die Handelsbilanz der EWG weist somit auf dem Sektor Flugzeuge (außergemeinschaftlicher Handel) 
konstant einen negativen Saldo von durchschnittlich (1964 bis 1968) 135 Millionen Dollar auf; er ergibt 
sich aus dem Unterschied zwischen folgenden Posten: 





Geschäftsjahr 1968 

EWG ; 

Vereinigtes Königreich 

: — 50 

— 42 

EWG : 

Vereinigte Staaten 

: — 297 

— 461 

EWG : 

übrige Länder (Welt) 

: + 194 

+ 252 



— 153 

— 251 

4) Hiervon 

wurden 200 bei Fairschild in 

den Vereinigten Staaten gebaut. 
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Hierbei unterscheidet sich jedoch die Lage der beiden wichtigsten europäischen Herstellerländer (Ver- 
einigtes Königreich und Frankreich) sehr erheblich von der der Sechsergemeinschaft; diese beiden Länder 
erzielen in ihrer Handelsbilanz einen positiven Saldo, der in absoluten Zahlen im Vergleich zu den der 
Vereinigten Staaten zwar ziemlich geringfügig, im Verhältnis zum Umsatz jedoch bedeutend ist. 


Betrag des positiven Saldos (Mio $ IMF-Wechselkurs) : 



Frankreich 

Vo des 
Umsatzes 

V.K. 

Vo des 
Umsatzes 

VST 

Vo des 
Umsatzes 

1964 

266 

30,5 

165 

11,8 

1 518 

7,3 

1965 

302 

30,5 

291 

18,4 

1 459 

7,0 

1966 

341 

30,7 

447 

27,5 

1 370 

5,5 

1967 

315 

25,0 

262 

16,7 

1 961 

7,1 

1968 

283 

22,0 

141 

9,0 

2 661 

9,1 

1969 

327 

26,1 

102 

6,2 

2 831 

10,8 

1970 

434 

32,4 

231 

15,1 

3 092 

. 12,4 


In der erweiterten Gemeinschaft wird man somit der Ausrichtung der Produzenten und Exporteure 
Frankreichs und des Vereinigten Königreichs sowie der Importeure und der Abnehmer in den anderen 
Mitgliedstaaten Rechnung tragen müssen. Da sich an den großen Zivilprogrammen auch die Bundes- 
republik, Italien und die Beneluxländer beteiligen, wird sich dennoch keine starre Situation entwickeln. 


B. Der Luftverkehrsmarkt 


1. Situation 1969 

1969 belief sich der Linienverkehr der Luftverkehrsgesellschaften der 119 Mitgliedstaaten der ICAO 
(ohne UdSSR) auf 43,128 Millionen tkm (Flugpassagiere und Überfracht + Frachten + Post); dies ent- 
spricht gegenüber 1960 einem Zuwachs von 249 v. H., also einem durchschnittlichen Jahreszuwachs von 
14,9 V. H. im Laufe dieses Jahrzehnts und damit einem höheren Zuwachs, als er zwischen 1950 und 1959 
(13,6 V. H. pro Jahr) zu verzeichnen war. 


Nach den verschiedenen Posten auf geschlüsselt, berechnet sich die mittlere Jahreszuwachsrate für den 
Zeitraum von 1960 bis 1969 wie folgt: 

Flugpassagiere Passagier - km Fracht tkm Post tkm geleistete tkm insgesamt 

+ 11,8 + 13,7 + 18,9 + 16,9 + 14,9 


Nach Großbereichen aufgeschlüsselt, entwickelte sich der Luftverkehr (Binnenverkehr und internationaler 
Verkehr der Mitgliedsgesellschaften der ICAO) zwischen 1960 und 1969 wie folgt: 


mittlere Jahreszuwachsrate in v. H. der Gesamtleistung 

(auf die tkm-Leistung) 




1960 

1969 

Nordamerika 

+ 15,1 

61,5 

62,1 

Europa 

+ 14,8 

22,6 

22,4 

Ferner Osten 

+ 22,2 

3,5 

6,0 

Südamerika 

+ 8,1 

5,4 

3,1 

Ozeanien 

+ 11,3 

3,6 

2,7 

Afrika 

4- 14,5 

2,2 

2,1 

Mittlerer Osten 

+ 18,6 

1,2 

1.6 

Insgesamt (Welt) 

+ 14,9 

100,0 

100,0 


Der Anteil des Binnenverkehrs der Luftverkehrsgesellschaften der ICAO-Mitgliedsländer belief sich 
1969 auf mehr als die Hälfte (55,5 v. H.) des Gesamtverkehrs; insgesamt ist jedoch im Laufe dieses Jahr- 
zehnts im internationalen Verkehr ein höherer tkm-Zuwachs zu verzeichnen (+ 16,1 v. H. gegenüber 
4-14,0v. H.). 
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Der Anteil der großen Staaten oder Staatengruppen am Luftverkehr schlüsselt sich für 1969 wie folgt auf: 



in V. H. des Gesamt- 

in V. H. des internationalen 

in V. H. des Binne 


verkehrs 

Verkehrs 

Verkehrs 

Vereinigte Staaten 

57,2 

27,1 

81,3 

EWG 

11,2 

22,4 

0,9 s) 

v.k. 

5,0 

10,3 

0,8 

übrige 

26,6 

40,2 

17,0 


100,0 

100,0 

100,0 


Gesamtverkehr 

Internationaler Verkehr 

Binnenverkehr 

Luftverkehr Mio tkm 

43 128 

19 175 

23 953 

in V. H. 

100 

44,5 

55,5 


Die Luftverkehrsgesellschaften der Vereinigten Staaten leisten somit 57,2 v. H. des Weltluftverkehrs, 
dagegen nehmen Flugzeuge amerikanischen Ursprungs wertmäßig 90,5 v. H. der Weltluftflotte ein. Im 
Gegensatz hierzu leisten die Luftverkehrsgesellschaften der EWG und des V. K. 16 v. H. des Weltluft- 
verkehrs, europäische Flugzeuge haben aber wertmäßig nur einen Anteil von 9,5 v. H. am Gesamtwert 
der Weltluftflotte. 

Hierbei ist übrigens festzustellen, daß die europäischen Luftverkehrsgesellschaften ihren Platz im inter- 
nationalen Luftverkehr behaupten, da sie (EWG + V. K.) einen wesentlicheren Teil des Weltluftverkehrs 
als die Luftverkehrsgesellschaften der Vereinigten Staaten bestreiten. 

Unter den großen internationalen Luftverkehrslinien ist die Bedeutung des Nord atl antik Verkehrs hervor- 
zuheben: In Personen-km ausgedrückt - bei Annahmen einer mittleren Flugstrecke von 6000 km je 
Fluggast -, belief sich der Anteil dieser Verkehrs Verbindung 1969 auf 27 v. H. des gesamten inter- 
nationalen Weltluftverkehrs und auf 10,3 v. H. der gesamten Luftverkehrsleistungen im Binnen- und 
internationalen Verkehr. Im selben Jahr nahm der Nordatlantik-Luftfrachtverkehr (in tkm) 42,9 v. H. 
des internationalen Luftfrachtverkehrs und 25,7 v. H. des gesamten Luftfrachtverkehrs (Binnen- und 
internationaler Verkehr) ein. 

Der größere Anteil der Luftverkehrsgesellschaften der Vereinigten Staaten am Weltluftverkehr beruht 
auf dem Binnenverkehrsvolumen der Vereinigten Staaten (81,3 v. H. des Weltaufkommens im Binnen- 
verkehr). Der amerikanische Binnenverkehr repräsentiert 45,2 v. H. des gesamten Weltluftverkehrs, und 
hierbei sei in Erinnerung gebracht, daß europäische Flugzeuge in der Luftflotte der Vereinigten Staaten 
(wertmäßig) nur mit 2,1 vertreten sind. 

Der intereuropäische Linienverkehr der Luftverkehrsgesellschaften des EARB ®) nimmt mit 2127,5 Mil- 
lionen tkm 1969 etwa 5 v. H, des Weltluftverkehrs (Binnenverkehrs- u. internationale Dienste) und 11 v. H. 
der internationalen Dienste der ICAO ein. Sein relativer Anteil ist allerdings geringer geworden, da er 
1960 noch 5,5 v. H. des Gesamtluftverkehrs und 13,7 des internationalen Weltluftverkehrs ausmachte. 
Zwischen 1960 und 1969 haben sich die intereuropäischen Dienste der EARB-Luftverkehrsgesellschaften 
in einem langsameren Rhythmus entwickelt als der Weltverkehr (+ 13,4 v. H. gegenüber 14,9 v. H. pro 
Jahr): der Abstand zu den internationalen Diensten ist sogar noch bedeutender: + 13,4 v. H. gegenüber 
16,1 v.H. 

2. Entwicklung in den letzten Jahren und Aussichten 

Die mittlere Jahreszuwachsrate des Luftverkehrs der Gesellschaften der 119 ICAO-Mitgliedstaaten belief 
sich - in Personen-km - im Zeitraum 1960-1969 auf 13,7 v. H.-, allerdings ist hierbei im Laufe der letzten 
Jahre ein Rückgang festzustellen: 1967-1966: 19 v. H.; 1968-1967: 14 v. H.; 1969-1968: 13 v. H. 

Im Vergleich zu 1969 liegt die Zuwachsrate für 1970 sogar eindeutig unter dem Mittel der voraus- 
gegangenen zehn Jahre: 9 v. H. Die Zuwachsrate für 1971 ist sehr gering: 3 v. H, 

Für die Jahre 1972-1980 bestätigte die F. A. A. 1971 eine Vorausschätzung von 1969, wonach sich der 
Luftverkehr mit einer jährlichen Zuwachsrate von 8 v. H. entwickeln wird. Von den zahlreichen Entwick- 
lungskurven, die die ICAO und die amerikanischen Hersteller berechnet haben, zeigt die dichteste 
Bündelung eine Entwicklung des Linienverkehrs von 386 Milliarden Personen-km im Jahre 1970 auf etwa 
1000 Milliarden Personen-km für 1980; diese Steigerung würde eine mittlere Jahreszuwachsrate von 
etwa 10 V. H. bedeuten. Trotz dieser degressiven Verkehrszuwachsrate in Personen-km - stiege damit 


5) auf Frankreich bezogen 

6) European Airlines Research Bureau 
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die Nachfrage in ihrem absoluten Wert bei dieser Zuwadisrate in diesem Jahrzehnt weit stärker an als 
während der vorausgegangenen Zehnjahresperiode: 1960: 109 Milliarden Personen-km; 1970: 386 Mil- 
liarden Personen-km; 1980: 1000 Milliarden Personen-km. Unter diesen Voraussetzungen kann, auf 
lange Frist gesehen, die Entwicklung des Luftverkehrsbedarfs zu einer bedeutenden Entwicklung der 
Flugzeugproduktion Anlaß geben. 


Zusätzliche Angaben nach Ländern und Informationsquellen 

(zu Anlage 1) 

— Abschn. A.I.: Quelle: SORIS 

— Abschn. A.2.: Quellen: „Flight" vom 18. November 1971 

Statistisches Amt der Europäischen Gemeinschaften; Analytische Übersichten Import- 
Export 1960-1968 - SORIS. 

— Abschn. A.3.: Exporte (in Prozent) im Verhältnis zum Umsatz: SORIS 

Bei den Angaben betr. die EWG handelt es sich nur um die Exporte nach Drittländern, 
der Prozentsatz ist hier somit niedriger als der unter „Exporte" in Tabelle 7, Anlage II, 
angegeben. 

1. Französische Exporte (Quelle: USIAS) (Mio $) 

1961 1962 1963 1964 1965 1966 1967 1968 1969 1970 

Aufträge ohne Abgaben 346 299 355 305 387 514 341 571 384 992 

Lieferungen 202 223 251 293 337 386 395 420 435 453 

Der 1970 von den Firmen als Ausfuhr deklarierte Umsatz (533 Mio liegt höher als der zu Beginn 1971 
durch die Export- Abteilung des USIAS ermittelte Gesamtwert der Lieferungen (453). Die erste Zahlen- 
angabe umfaßt zu einem Teil auch die im Rahmen von Kooperationsgeschäften durchgeführten Lieferun- 
gen, die in den Statistiken des USIAS nicht erfaßt sind. 

Die Zivilaufträge nahmen etwa folgende Anteile ein: 

1967: 40 v. H.; 1968: 26 v. H.; 1969: 43 v. H. 

1968 verteilen sich die Lieferungen wie folgt: Material für den zivilen Luftverkehr: 26 v. H., militärisches 
Material: 74 v. H. Der Auftragseingang teilt sich wie folgt auf: 

EWG EFTA Franc-Zone Vereinigte Staaten übrige Welt 

1969 17,1 30,0 4,3 16,2 32,4 

1970 6,6 6,8 1,3 4,0 81,3 

Auf das exportierte Material bezogen gliedern sich die Aufträge 1970 wie folgt auf: (v. H.) 

Zellen und Motoren/ 

komplette Flugzeuge Triebwerke Hubschrauber Flugkörper Elektronik Ausrüstungen 

57,4 14,9 10,7 8,1 5,5 3,4 

Bezüglich Ausrüstungen und Elektronik handelt es sich ausschließlich um Direktaufträge. Optionen sind 
in den Auftragszahlen für 1970 (992 Mio $) nicht berücksichtigt. Bei dem in Kooperation gebauten Material 
ist nur der französische Anteil - ohne Kompensierung des nicht-französischen Anteils - einbezogen. Die 
in das Exportmaterial integrierten nicht französischen Bauelemente (Motoren und Triebwerke, Aus- 
rüstungen) sind nicht in Abzug gebracht. Ihr Wert beläuft sich nur auf 26,4 Mio Sr da sich die Aufträge 
überwiegend auf Militärflugzeuge bezogen, zu deren Bau fast zu 100 v. H. französisches Material ver- 
wendet wird (87 v. H. der 1970 abgeschlossenen Kaufverträge betreffen militärisches Material). 

2. Exporte des Vereinigten Königreichs 

Hierüber liegen drei Statistiken vor (Mio S) : 

SBAC Amtliche Statistik 

(a)l ^ jb) 

1968 703 738 

1969 732 784 

1970 667 625 
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a) Zahlenangaben des SBAC - auf der Grundlage der Statistik „Customs and Exise" - über Produkte 
für die Luftfahrt, wobei auch einige Produkte für die Luftfahrt, die in anderen Industrien hergestellt 
werden, einbezogen sind (Instrumente für Luftfahrt und Luftnavigation, Startvorrichtungen usw.). 

b) Ebenfalls auf der Grundlage der „Customs and Excise Overseas Trade Statistics", jedoch ohne Exporte 
von Ausrüstungen, soweit sie nicht zu kompletten Flugzeugen gehören, sowie mit oder ohne „ge- 
brauchte" Flugzeuge (vgl, S. 32 des Dokuments SURVEY der United Kingdom Aerospace Industry 
(Juli 70) und Air (2) 2 Statistics - SR (71) 3). Die obigen Zahlenangaben enthalten die Wiederaus- 
fuhren, jedoch ohne „gebrauchte" Flugzeuge (S. 25 des Dok. SR (71) 3). 

c) Die Exporte an Luftfahrtmaterial sind wesentlich höher als sich aus der Statistik „Umsätze" ergibt, 
und zwar aus folgenden Gründen: Einbeziehung „gebrauchten" Materials; Einbeziehung des Preises 
der in die Vereinigten Staaten zur Montage in die für die RAF bestimmten „Phantoms" gelieferten 
Spey-Triebwerke, da diese Lieferungen von den Konstrukteuren als Regierungskäufe gerechnet 
werden; im Rahmen einer Konstruktionskooperation ins Ausland verschickte Bauteile u. ä. werden 
als Exporte gezählt, obgleich es sich hierbei nicht um Verkäufe handelt. 

Die Ausfuhren des Vereinigten Königreichs (Statistik b) beziffern sich ab 1961 wie folgt: 

1961 1962 1963 1964 1965 1966 1967 1968 1969 1970 

425 339 348 317 449 644 596 738 784 625 (Mio $) 

Nach Sektoren gliedern sich die Exporte wie folgt auf: 

Neue Flugzeue Flugzeug- Flugzeugmotoren und -triebwerke Fernlenk- 



(komplett) 

teile 

neue 

gebrauchte 

Teile 

raketen 

Insgesamt 

1960-70 

23,9 

24,0 

16,9 

13,4 

17,9 

3,9 

100,0 

1970 

19,7 

31,4 

13,2 

9,5 

21,1 

5,1 

100,0 


Der Anteil militärischen Materials an den Exporten auf dem Luft- und Raumfahrtsektor beträgt (in v. H.) : 

neue gebrauchte Flugzeug- 
neue gebrauchte Motoren und Motoren und Motoren- und Fernlenk- 

Flugzeuge Flugzeuge Triebwerke Triebwerke Triebwerkteile raketen 

1969:inv.H. 40 37 7 27 57 100 

1970:inv.H. 19 19 20 64 56 100 

Gesamtexport: Anteil militärisches Fluggerät 1969: 40 v. H.; 1970: 44 v. H. Der Anteil des militärischen 
Materials an den Exporten auf dem Luft- und Raumfahrtsektor variiert von einem Jahr zum anderen 
erheblich. Nach Bestimmungsgebieten gliedern sich die Exporte wie folgt auf (in v. H.) : 

Sterling- Nord- UdSSR und Latein- übrige 

Zone amerika EFTA EWG Osteuropa amerika Welt insgesamt 

1969: 20,8 28,7 2,1 22,8 1,7 6,3 17,6 100,0 

1970: 19,9 24,2 3,2 34,8 1,1 5,5 11,3 100,0 

Dieses Verhältnis ist von einem Jahr zum anderen sehr verschieden, mit Ausnahme der Exporte nach 
der EWG, bei denen eine konstante Steigerung zu verzeichnen ist. 


3. Exporte der Vereinigten Staaten (Mio $) (Quelle: Aerospace facts and figures 1971/72) 


Insgesamt 

Insgesamt „Militär" 

1966 

1967 

1968 

1969 

1970 

1 672,6 

in V. H. 

38,1 

2 248,1 

in V. H. 

38,6 

2 994,4 

in V. H, 

25,6 

3 138,4 

in V. H. 

35,4 

3 400,0 

in V. H. 

26,2 

komplette Flugzeuge 

13,2 

14,4 

13,6 

19,1 

13,8 

Triebwerke 

1,9 

1,2 

1,0 

1,6 

1,3 

Bauteile 

15,0 

13,7 

6,5 

9,7 

7.9 

Raketen 

8,0 

9,3 

4,5 

5,0 

3,2 

Insgesamt „Zivil" 

61,9 

61,4 

74,4 

64,6 

73,7 


33,0 

35,1 

46,9 

39,5 

45,0 

4,6 

4,5 

3,9 

3,3 

3,3 

24,3 

21,8 

23,6 

21,8 

25,4 
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Hiernach besteht in den Vereinigten Staaten eine Tendenz zur Erhöhung des Anteils der Zivilexporte. 
Der Prozentanteil der Zivilexporte liegt in den Vereinigten Staaten höher (etwa 70 v. H.) als im Vereinig- 
ten Königreich (etwa 60 v. H.) und in Frankreich (etwa 30 v. H.). 


Die Exporte der Vereinigten Staaten an neuen Zivil Verkehrsflugzeugen erreichten folgende Werte (Mio $) 



1966 

1967 

1968 

1969 


1970 


420,8 

611,4 

1 200,2 

946,9 

1 294,7 

Die Kredite und Garantien der Exim-Bank beliefen sich auf: 






132,1 

811,2 

400,9 

318,1 


736,4 

und 401,2 Mio $ für die ersten sechs Monate von 1971. 





Die Kredite und Garantien verteilen sich wie folgt: 







Kredite 



Garantien 



Exim-Bank (Mio S) 

Düsenflugzeuge 

übrige 

Düsenflugzeuge 

übrige 

1966 

94,4 

4,9 

27,9 


4,9 


1967 

789,1 

17,2 

2,2 


2,7 


1968 

336,8 

- 

50,0 


13,6 


1969 

197,5 

7,2 

111,2 


2,2 


1970 

598,2 

38,0 

79,2 


21,0 


6 Monate 1971 

200,7 

4,7 

181,1 


14,7 


Übersicht über die französischen, britischen und amerikanischen Exporte 





Frankreich 

1968 1969 1970 

Vereinigtes Königreich 
1968 1969 1970 

Vereinigte Staaten 
1968 1969 1970 

Exporte 

109 152 103 

443 

470 350 

2228 

2027 

2508 

„Zivilbereich" 

311 283 360 

295 

314 275 

766 

1111 

892 

„Militärbereich" 

420 435 463 

738 

784 625 

2994 

3138 

3400 


Im Vergleich zu den amerikanischen Exporten belaufen sich die französischen und britischen Exporte 
im Mittel dieser drei Jahre insgesamt auf 36,2 v. H. (24,8 v. H. für Zivilexporte, 64 v. H. für Militär- 
exporte). 

Abschn. A.4. Saldo der Handelsbilanz auf dem Flugzeugmarkt auf EWG-Ebene: Quelle SORIS 
Abschn. B. Quelle: ITA 1971/4 F. 

Seite 6: Frankreich: Positiver Saldo der Handelsbilanz für 1964-69: 

— es handelt sich um Zivil- und Militärexporte; 

— bei den Importen handelt es sich um Material, das für die französischen Hersteller bestimmt ist und 
in ihre Fabrikation eingeht, unter Anschluß der Käufe der französischen Luftfahrtgesellschaften. 

Die französischen Exporte beziffern sich 1970 auf insgesamt 452 Mio $, wovon 103 Mio $ auf den Zivil- 
sektor entfallen; die Importe für die französischen Hersteller belaufen sich auf 18,4 Mio S, es ergibt sich 
somit ein positiver Saldo von etwa 434 Mio $, bei einem Umsatz von 1539 Mio $ (Quelle: USIAS). 
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Anlage II 


Der Produktionsapparat 


1 . Aktivitätsniveau in den wichtigeren Herstellerländern 

Die allgemeine Lage des Sektors in den Ländern des Westens ist durch die Machtstellung der Industrie 
der Vereinigten Staaten gekennzeichnet. 1970 wurden folgende Umsätze erzielt (Mio $, IMF-WechseL 
kurs) : 



Tabelle 1 


Vereinigte Staaten 

24 848 

82,9 

Kanada ®) 

645 

2,2 

EWG ^) 

2 293 

7,7 

Vereinigtes Königreich ^) 

1 524 

5,1 

übrige europäische Länder ^) 

164 

0,5 

W esteurop a : 3 981 



EWG + V.K.: 3 817 



Japan ®) 

306 

1,0 

Israel ®) 

100 

0,3 

Indien 3) (1969) 

87 

0,3 


29 967 

100 


Der Umsatz der Luft- und Raumfahrtindustrie der Vereinigten Staaten, der seit 1955 ständig anstieg, 
ist nun rückläufig und wird bis 1973 wahrscheinlich noch weiter abnehmen®). Der Rückgang zwischen 
den Umsätzen von 1968 und 1970 beläuft sich auf 14 v. H. „Die Hersteller von Großflugzeugen und ihre 
Lieferanten können ein Wiederansteigen ihres Umsatzes für 1975 erwarten. Für die Hersteller anderer 
Flugzeugtypen und ihre Lieferanten dürfte sich eine Verbesserung ab 1973 ergeben. Für die Hersteller 
von Raumfahrzeugen und Raketen ist vor 1972 kein Wiederaufschwung vorauszusehen" ^). Die kurz- 
fristigen Entwicklungsaussichten umfassen insbesondere die Erledigung (1972-73) des Großteils der 
Bestellungen für die DC-10 und eines wesentlichen Teils der Aufträge für die Lockheed 1011. Die Aus- 
lieferung der Boeing 747 erreicht bereits hohe Zahlen ^). 


Tabelle 2 



Bestellungen 

Optionen 

geliefert 

DC-10 

134 

95 

13 

Lockheed 1011 

105 

49 

- 

Boeing 747 

207 

- 

162 


In den europäischen Ländern entwickelten sich die Gesamtumsätze der Luft- und Raumfahrtindustrie 
(Flugzeugindustrie, zivile und militärische Raumfahrt) im Laufe der letzten 10 Jahre wie folgt (Mio $ und 
IMF- Wechselkurs) : 

Tabelle 3 



D») 

B^®) 

pii) 

112) 

NL ^3) 

EWG 

V.K. “) 

EWG + V.K. i 

V.St. '^) 

1967 

1 419 

49 

1 265 

160 

60 

1 953 

1 565 

3518 ! 

27 267 

1968 

414 

42 

1281 

171 

97 

2 005 

1 558 

3 563 

j ; 

28 959 

1969 

500 

42 

1 250 

208 

105 

2 105 

1644 

3 749 

26126 

1970 

567 

40 

1 339 

232 

115 

2 293 

1 524 

3 817 i 

24 848 


Im Vergleich zum Umsatz der Vereinigten Staaten belaufen sich die Umsätze der EWG im Mittel dieser 
vier Jahre auf 7,8 v. H. und die des Vereinigten Königreichs auf 5,9 v. H. Die erweiterte Gemeinschaft 
erreicht somit einen Umsatz, der 13,7 v. H. des Umsatzes der Vereinigten Staaten entspricht (über eine 
längere Periode 1960-1968 - 14,3 v. H.). Anhand der Jahresgruppen 1960-61 und 1969-70 ist jedoch 
eine leichte Progression des Umsatzes der EWG + V. K. gegenüber dem Umsatz der Vereinigten Staaten 
zu verzeichnen: 1960-61 = 12,7 v. H.; 1969-70 = 14,8 v. H. Diese Werte lassen sich anhand einer Gegen- 
überstellung bestimmter europäischer und amerikanischer Globalwirtschaftsindikatoren vergleichen: 


Die Fußnoten zu den einzelnen Ziffern sind am Ende dieses Abschnitts aufgeführt. 
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— das B.S.P. der EWG und des Vereinigten Königreichs zusammen entsprach 1969 (B.S.P. zum Markt- 
preis und normalen Wechselkurs) etwa 57 v. H. des B.S.P. der Vereinigten Staaten 

— der relative Anteil der Luft- und Raumfahrtindustrie an der Wertschöpfung der Fertigungsindustrie 
betrug 1960 und 1967 

Tabelle 4 

EWG EWG + V.K. V.K. i«) V.St. i») 

(alle Angaben in v. H.) 

1960 0,6 3,7 1,4 5,8 

1967 0,9 ' 3,7 1,5 6,6 

Daraus ist zu ersehen, daß der Anteil der Luft- und Raumfahrtindustrie an der Wertschöpfung der 
Fertigungsindustrie trotz einer Zunahme seit 1960 in Europa 1969 noch viermal niedriger lag als in den 
Vereinigten Staaten. 

Fußnoten zu Abschnitt 1 : 

0 Das vorliegende Dokument bezieht sich nur auf den Markt des Westens; es sollte jedoch nicht übersehen werden, 
daß die UdSSR über eine mächtige Luft- und Raumfahrtindustrie verfügt: 1968 590 000 Beschäftigte (3). 

2) AIA - Aerospace facts and figures 1971-1972 

3) Interavia data IND 70-A-l; davon Schweden: 135 

4) Dienststellen der Kommission, s. Tabelle 2 

5) Air (2) 2 statistics, SR (71) 3 

6) AIA - Schätzung für 1971: 23 300; Vorausschätzung für 1972: 22 900 Mio $. Nach der AIA beruht die Annahme auf 
einem Verkaufsrückgang bei Verkehrsflugzeugen und Raumfahrtgerät. Das Geschäftsjahr 1972 dürfte für die 
amerikanische Industrie den „Tiefpunkt" des Jahrzehnts bedeuten. 

7) U.S. industrial outlock 1971 

8) Quellen: Flight vom 18. November 1971 und Interavia data IND-S-12; zuzüglich bei der DC-10: 3 DC 10-30, bestellt 
im Januar 1972 durch IBERIA + 5 Optionen. 

9) B.D.L.L: nur deutsche Firmen für Zellen, Triebwerke und Zubehör, ohne Hersteller von Ausrüstungen. 

10) GEBECOMA 

11) U.S.I.A.S. 

12) 1967 und 1968: SORIS - 1969 und 1970: Associazione Industria Aerospaziale 

13) 1967: SORIS; 1968, 1969, 1970: Schätzungen 

14) Air (2) 2 statistics, s. r. (71) 3 - 1970: vorläufige Angaben 

lä) AIA - Aerospace facts and figures 1971-72; hierzu ist zu bemerken, daß das Produkt der Luft- und Raumfahrt- 
industrie der Vereinigten Staaten Dienstleistungen und Produkte für andere Zwecke als die Luft- und Raumfahrt 
enthält, die mit folgenden Werten anzusetzen sind: 

1967: 2579 Mio $ - 1968: 2549 Mio $ ~ 1969: 2699 Mio $ - 1970: 2676 Mio |. 

10) O.S.C.E. Comptes nationaux, S. 2 

17) Wertschöpfung der Fertigungsindustrie. Quelle: Dienststellen der Kommission. Wertschöpfung der Luft- und Raum- 
fahrtindustrie. Quelle: SORIS. 

18) Nach „Survey of United Kingdom Aerospace Industry" - Juli 1970, S. 38, belief sich die Wertschöpfung durch den 
Produktionsprozeß in der Luft- und Raumfahrtindustrie des Vereinigten Königreichs 1968 auf 3 v. H. der Gesamtwert- 
schöpfung der Fertigungsindustrie (Netto-output). 

19) „Aerospace facts and figures" 1971-1972, (S. 7); der Umsatz (sales) der Luft- und Raumfahrtindustrie der Vereinig- 
ten Staaten nahm am Gesamtumsatz der Fertigungsindustrie folgenden Anteil ein: 1967: 5 v. H. - 1968: 4,8 v. H. - 
1969: 4,0 v. H. - 1970: 3,7 v. H. 


2. Umsatzanalyse 

2.1 Die Aufschlüsselung des Umsatzes nach Untersektoren ergibt für 1968 2 ®) (in v. H.) : 


Tabelle 5 



Zellen 

Flugkörper 

Motoren und 
Triebwerke 

Ausrüstungen 

Deutschland 

77,4 

8,4 

14,2 

21) 

Belgien 

39,4 22) 


60,6 


Frankreich 2 ®) 

49,2 

18,8 

21,5 

10,5 

Italien 

51,5 

11,1 

24,5 

12,9 

Niederlande 

100,0 




EWG 

57,6 

14,7 

19,9 

7,7 

V.K. 24) 

49,7 

6,0 

38,6 

5,7 

Vereinigte Staaten 2">) 

39,8 

19,5 

22,4 

18,3 
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Wie zu ersehen ist, sind internationale Vergleiche wegen des Fehlens einheitlicher Definitionen der 
Untersektoren schwierig durchzuführen. 

Aufgrund etwa übereinstimmender Definitionen lassen sich jedoch folgende Vergleiche anstellen 
(Prozentanteile des Gesamtumsatzes des Sektors) : 




Frankreich ^®) 

V.K. 2<) 

Vereinigte 
Staaten ^^) 

Flugzeuge 2®) 

1967 

58,6 

47,7 

43,5 


1968 

61,2 

50,8 

47,2 


1969 

60,1 

48,4 

45,1 


1970 

61,9 

46,5 

46,4 

Motoren und Triebwerke 

1967 

20,7 

37,9 

13,5 


1968 

20,3 

37,3 

12,9 


1969 

19,8 

38,1 

13,0 


1970 

18,2 

40,2 

14,3 


Der Sektor „Flugzeuge" ist in den drei Ländern relativ in gleichem Maße entwickelt (in Frankreich etwas 
mehr). Der Sektor „Motoren und Triebwerke" ist im Vereinigten Königreich stärker entwickelt als in 
Frankreich und in den Vereinigten Staaten. Der Sektor „Raketen-Raumfahrt" ist in den Vereinigten 
Staaten in weit höherem Maße ausgebaut als in Europa. 

2.2 Die Produktion auf dem Luft- und Raumfahrtsektor ist außerdem durch die Aufteilung des Endum- 
satzes nach Verkäufen an die Abnehmer charakterisiert (Anteile in Prozent, 1968). 


Tabelle 7^7) 




Staat 






F.E. 

Militär 

und 

Raumfahrt 

Militä- 

rische 

Beschaf- 

fung 

F.E. 

Zivil- 

Sektor 



Ins- 

gesamt 

übriger 

Binnen- 

markt 

Exporte 

Ins- 

gesamt 

Deutschland 

29,6 

60,6 

2,9 

93,1 

— 

6,9 

100,0 

Belgien 

- 

34,4 

- 

34,4 

- 

65,6 

100,0 

Frankreich 

20,4 

26,7 

10,8 

57,9 

4,0 

38,1 

100,0 

Italien 

3,5 

64,3 

- 

67,8 

2,9 

29,3 

' 100,0 

Niederlande 

- 

21,3 

4,7 

26,3 

- 

73,7 

100,0 

EWG 

19,9 

37,4 

7,7 

65,0 

2,8 

■ 32,2 

100,0 

V.K. 

12,1 

30,8 

10,7 

53,6 

15,0 

1 31,4 

100,0 

Vereinigte 

Staaten 

26,4 

44,7 

0,4 

71,5 

17,2 

11,3 1 

100,0 


Der Vergleich mit den Daten für das Jahr 1960 erlaubt folgende Feststellungen: 

Der Staat bleibt mit weitem Abstand der erste Kunde, und zwar mit folgenden Posten: 

— Militärische Beschaffung: 30 bis 60 v. H. des Gesamtumsatzes je nach Land (ausgenommen Benelux), 

— F. E. Militär und Raumfahrt: 12 bis 29 v. H. des Gesamtumsatzes je nach Land (ausgenommen Benelux), 

— F. E. Zivilluftfahrt: 2 bis 11 v. H. in Europa, in den Vereinigten Staaten nur sehr geringfügig. 

• Die Käufe anderer Abnehmer auf dem Binnenmarkt (d. h. hauptsächlich der Luftverkehrsgesellschaf- 
ten) sind in der EWG sehr gering, dagegen im V. K. wie in den Vereinigten Staaten relativ fast gleich 
bedeutend. 

• Die europäischen Exporte überschreiten 30 v. H. des Umsatzes, während die Exporte der Vereinigten 

Staaten nur 11 v. H. des Umsatzes der Luft- und Raumfahrtindustrie der Vereinigten Staaten aus- 
machen (ihrem absoluten Wert nach haben jedoch die amerikanischen Exporte 1968 2995 Mio % 

erreicht, während sich die Exporte von EWG + V. K. zusammen auf 1138 Mio $ beliefen 2^^). 
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Für bestimmte Länder liegen außerdem Angaben über die Jahre 1969 und 1970 vor (in v. H.): 


Tabelle 8 



F.E. 

Käufe 

V.K. 28) 

1969 

11,7 

26,6 

vorläufig 

1970 

12,6 

27,6 

Frankreich 2^) 

1969 

- 

j 


1970 




Vereinigte Staaten NASA und andere 

staatliche Institutionen 

1969 14,2 

1970 13,3 


I 


Staatliche 
Beteiligung an 
F.E. und Zivil- 
produktion 

12,1 

12,6 

13,5 


Staat 


50,4 I 
52,8 i 

57.7 I 

56.7 j 


D.O.D. 


67,3 

66,0 


81,5 j 
79,3 i 


übriger j 
Binnen- 1 
markt 

Exporte 

12,7 

‘ 36,9 

12,6 

34,6 

2,6 

39,7 

3,5 

39,8 

Kommerzielle 


Tätigkeiten 

18,5 

20,7 


Es ist festzustellen, daß der Staat als Kunde in den Vereinigten Staaten eine wesentlich bedeutendere 
Rolle einnimmt als im Vereinigten Königreich und in Frankreich. 

In der Bundesrepublik Deutschland lagen die Staatsausgaben für die Luft- und Raumfahrtindustrie 1968 
und 1969 höher als die Umsätze der deutschen Firmen für Zellenbau, Triebwerke und Zubehör (ausg. 
Ausrüstungen) ; sie teilen sich wie folgt auf : 

F.E. Zivilsektor Verteidigungsministerium Raumfahrt 

1968 inv.H. 2,9 88,3 8,8 

1969 inv.H. 3,9 86,9 9,2 


2.3 Für Frankreich, das Vereinigte Königreich und die Vereinigten Staaten läßt sich aufgrund der 
verfügbaren Unterlagen die Aufteilung zwischen den verschiedenen Posten, die einerseits den „Umsatz 
Militär und Raumfahrt", andererseits den „Umsatz Zivilluftfahrt" darstellen, schätzungsweise ermitteln 
(Prozentangaben bezogen auf das Mittel der Jahre 1968/69). 


Tabelle 9 



F.E. Mili- 
tärische u. 
Raum- 
fahrt 

Milit. 

Beschaf- 

fung 

Export 

milit. 

Materiale 

Umsatz 
Milit. u. 
Raum- 
fahrt 

F.E. Zivil 
Sektor 

Absatz 

Binnen- 

markt 

Exporte 

Zivil- 

luftfahrt 

Umsatz 

Zivil- 

luftfahrt 

V.K. 32) 

12 

29 

13 

54 

12 

14 

20 

46 

Frankreich 33) 

13 1 

33 

27 

73 

12 

3 

12 

27 

Ver. Staaten 34) 

18 i 

57 

4 

79 

5 

7 ; 

9 

21 


Zu dieser Verteilung des Umsatzes ist folgendes zu bemerken: 

— Das günstigste Gleichgewicht zwischen „Umsatz Militär und Raumfahrt" und „Umsatz Zivilluftfahrt" 
besteht im Vereinigten Königreich ^^); 

— die Exporte spielen in Frankreich die größte Rolle; 

— der Absatz auf dem Binnenmarkt an andere Kunden als den Staat ist im Vereinigten Königreich am 
höchsten und in Frankreich am niedrigsten. 

Ein Umstand scheint jedoch, insbesondere hinsichtlich der Entwicklungsaussichten der europäischen 
Zivilluftfahrt, wesentlich größere Bedeutung zu haben: 

Die Regierungsaufträge für militärisches Material sind in den Vereinigten Staaten so bedeutend, daß 
trotz des hohen Prozentanteils des Umsatzes „Militär und Raumfahrt" in Europa (Frankreich und V. K.) 
zwischen den Umsätzen in den Vereinigten Staaten und in Europa im Bereich „Militär und Raumfahrt" 
ein größerer Unterschied besteht als im Zivilbereich: 

Als Mittel der Jahre 1968/69 wurden folgende Umsätze verzeichnet (Mio S): 

Frankreich + V.K. Vereinigte Staaten Unterschied 

Umsatz „Militär und Raumfahrt" 1 790 19 646 17 856 

Umsatz „Zivilluftfahrt" 1 076 5 272 4 196 
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Die prozentuale Verteilung ist nachstehend wiedergegeben: 


Tabelle lO^sa) 



F.E. 


Export 

Umsatz 


i 

j 





Milit. u. 

' Milit. 

milit. 

Milit. u. 

F.E. 

Absatz 

Exporte 

Umsatz 



Raum- 

! Besch af-; 

Mate- 

Raum- 

Zivil 

Binnen- 

Zivil- 

Zivil- j 

Ins- 


j fahrt 

fung 

rial 

fahrt 

Sektor 

markt 

luftfahrt 

luftfahrt 

gesamt 

Ver. Staaten 

18 

57 

4 

79 

5 

7 

9 

i 21 

100 

Frankreich + V.K. 

12 

31 

19 

62 

12 

9 

17 

38 

100 

Umsatz F + V.K. v.H. 

Umsatz V.St. 

8 

6 

59 

9 

24 

15 

23 

20 

12 


Berücksichtigt man das Größenverhältnis zwischen den Umsätzen der Luft- und Raumfahrtindustrie der 
Vereinigten Staaten einerseits und Frankreichs und des Vereinigten Königreichs andererseits (12 v. H.), 
so erkennt man - außer der Ursache für die größere Differenz zwischen den Umsätzen im Bereich 
„Militär und Raumfahrt" und dem Bereich „Zivilluftfahrt" - die sehr wesentliche Bedeutung der euro- 
päischen „Militär" -Exporte und - wenn auch in geringerem Maße - auch der europäischen „Zivil" - 
Exporte; darüber hinaus wird auch der hohe Einsatz der britischen und französischen Regierung zugunsten 
der Forschung und Entwicklung auf dem Sektor „Zivilluftfahrt" ersichtlich, der im Hinblick darauf, daß 
die Aktivität auf dem Zivilsektor im Gesamtrahmen der Luft- und Raumfahrtindustrie zunimmt, eine 
Garantie für die Zukunft darstellt. Diese Tatsache wird durch die Aufteilung des „Zivil" -Umsatzes zwi- 
schen F. E. und Produktion bestätigt (Mittel 68/69 - F. E. in Frankreich und im V. K., ausschließlich öffent- 
liche Mittel) : 

Tabelle 11 

Frankreich + V.K. Vereinigte Staaten 

F.E. 31 26 

Produktion 69 74 

100 100 

Von den F. E.-Bemühungen der beiden Regierungen auf dem Sektor der Zivilluftfahrt abgesehen sei 
darauf hingewiesen, daß in den Vereinigten Staaten und im Vereinigten Königreich 1968 und 1969 große 
Zivilprogramme in Produktion standen, während die französische Zivilproduktion relativ schwach war 
(Frankreich: F. E. = 44 v. H., Produktion = 56 v. H.). 

Im Militär- und Raumfahrtbereich ist bei einem Vergleich der Vereinigten Staaten einerseits und Frank- 
reichs sowie dem Vereinigten Königreich andererseits kein großer Unterschied in dem Verhältnis zwischen 
F. E. und Produktion festzustellen; tatsächlich kompensiert vor allem das Beschaffungsvolumen des D.O.D. 
die Bedeutung des NASA-Budgets. In beiden Zonen entfallen etwa 24 v. H. des Umsatzes „Militär- und 
Raumfahrt" auf F. E.-Tätigkeiten. 


Fußnoten zu Abschnitt 2: 

20) Quelle: SORIS - (21) ausg. - (22) umfaßt audi die Sektoren Raumfahrt und Raketen. 

23) USIAS-Berichte: die prozentuale Verteilung war folgende: 

(Umsatz ohne Angaben, ausg. Elektronik) 

in V. H. des Gesamtumsatzes (einsdiließ- 

lich Transaktionen zwischen Unternehmen Nettoumsatz (ohne Transaktionen zwischen 

des Sektors) den Unternehmen des Sektors) 



Zellen 

Flugkörper 

Motoren u. 
Triebwerke 

Aus- 

rüstungen 

Zellen 

Flugkörper 

Motoren u. 
Triebwerke 

Aus- 

rüstungen 

1967 

58,6 

20,7 

20,7 

66,4 

23,0 

10,6 

1968 

61,2 

20,3 

18,5 

67,9 

21,6 

10,5 

1969 

61,0 

20,0 

19,0 

67,8 

20,8 

11,4 

1970 

69,0 

18,2 

19,8 

69,0 

19,4 

11,6 


1969 entfielen 18 v. H. des Gesamtumsatzes auf Raketen- und Raumfahrtgerät und 82 v. H. auf Material für die 
Luftfahrt (Binnenmarkt und Export). 

24) Nach der S.B.A.C. gliedern sich diese Zahlen wie folgt: 

Flugzeugmotoren Andere 

Flu gzeuge und -triebwerke Ausrüstungen Raumfahrtgerät 


1967 

47,7 

37,9 

4,4 

10,0 

1968 

50,8 

37,3 

4,8 

7,1 

1969 

48,4 

38,1 

4,7 

8,8 

1970 

46,5 

40,2 

3,9 

9,4 


(vorl.) 
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-^) In Tabelle 5 bei „Vereinigte Staaten": Raketen und Raumfahrzeuge. Die AIA (Aerospace facts and figures 1971-72) 
nennt für die allgemeine Verteilung folgende Zahlen (nicht auf Luft- und Raumfahrt bezogene Tätigkeiten ^us- 


genommen) : 






Flugzeuge 

Flugkörper 

Raumfahrzeuge 

Insgesamt 

1967 

60,7 

17,9 

21,4 

100,0 

1968 

62,8 

17,9 

19,3 

100,0 

1969 

60,2 

21,6 

18,2 

100,0 

1970 

59,7 

24,2 

16,1 

100,0 

Der Umsatz der Großunternehmen der Luft- 

und Raumfahrtindustrie zeigt dagegen folgende Verteilung: 



Motoren und 

Flugkörper und 

Übrige Tätigkeiten 


Flugzeuge 

Triebwerke 

Raumfahrzeuge 

(Luft- u. Raumfahrt) 

1967 

43,5 

13,5 

“^0 

14,0 

1968 

47,2 

12,9 

26,4 

13,5 

1969 

45,1 

13,0 

25,8 

16,1 

1970 

46,4 

14,3 

24,6 

14,7 

für Frankreich: Zelle Flugkörper 





27) Quelle: SORIS; F. E. Zivilsektor = rückzahlbare Staatsfinanzierung zugunsten der kommerziellen Luftfahrt. 

27a) Vereinigte Staaten: Aerospace facts and figures; EWG + V.K.: SORIS 

28) Air statistics SR (71) 3 

29) USIAS-Bericht 1970-71 

39) AIA - Aerospace facts and figures 1971-72 
D.O.D.: Department of Defense 

31) Deutscher Bundestag. Drucksache VI/1044. 

32) Lt. folgenden Unterlagen: Survey of U.K. Aerospace Industry - July 70; Air statistics SR (71) 3; Auskünfte S.B.A.C. 
Der Posten „F. E. Zivilsektor" (an Staatsmitteln) beläuft sich auf etwa 26 bis 27 v. H. des Umsatzes „Zivilluftfahrt"; 
er enthält nicht die unternehmenseigenen Fonds mit einem Anteil von 5 bis 6 v. H. 

33) Lt. folgenden Unterlagen: USIAS-Berichte; „Die französische Luft- und Raumfahrtindustrie (1971)"; VI. Plan, Bericht 
des Comite de l'Industrie aeronautique et spatiale. 

34) Lt. AIA - Aerospace facts and figures 1971-72. 

33) „Umsatz Zivilluftfahrt" des V.K. 1970 schätzungsweise 46 v. H. 

33a) Im Posten „F.E. Zivilsektor" sind hier nur die öffentlichen Mittel erfolgt. 


3. Arbeitskräfte 

Die Gesamtbesdiäftigtenzahlen der Luft- und Raumfahrtindustrie in den Jahren 1969 und 1970 sind nach- 
stehender Tabelle zu entnehmen: 


Tabelle 12 



Deutsdi- 
land 36/43a) 

Bel- 
gien 37) 

Frank- 
reich 38) * Italien 3 ö) 

Nieder- 
lande 40) 

VMrr, 

V 4n 

EWG + 
V.K. 

Ver. 

Staaten 42) 

1969 

52 000 

4 500 

97 000 

27 000 

7 000 

187 500 

247 000 

434 500 

1 354 000 

1970 

56 000 

4 700 

103 000 

29 500 

8 000 

203 200 

237 000 

438 200 

1 159 000 


Internationale Vergleiche des Umsatzes je Beschäftigten sind wegen des Fehlens international geltender 
Definitionen der Begriffe „Umsatz" und „Beschäftigte" in der Luft- und Raumfahrtindustrie sehr schwierig. 
Ebenso dürften Vergleiche der Wertschöpfung je Beschäftigten wegen der uneinheitlichen Definitionen 
nicht zuverlässig sein. Angesichts dieser Schwierigkeiten scheinen Vergleiche der „Produktivität", soweit 
es die europäischen Herstellerländer betrifft, nur schwer möglich; im Vergleich zu den Vereinigten 
Staaten entspräche die europäische „Produktivität" etwa der Hälfte der amerikanischen Produktivität. 

Europa nimmt somit in dieser Beziehung eine ungünstige Stellung ein; dieser Nachteil wird jedoch 
teilweise durch die geringeren Personalkosten kompensiert (Index 1968) ^^): 

EWG V.K. Vereinigte Staaten 

53 37 100 

Nach Auskünften britischer Fachkreise verhalten sich die Personalkosten (Gesamtpersonal) im Vergleich 
zwischen den Vereinigten Staaten und dem Vereinigten Königreich im Jahresmittel (1963) wie 3,2 : 1. 
Berücksichtigt man jedoch den Unterschied in den Produktionsmengen, so berechnet sich das Produktions- 
verhältnis zwischen den Vereinigten Staaten und dem Vereinigten Königreich - nach den Ergebnissen 
verschiedener, voneinander unabhängiger Ermittlungsmethoden - auf 1,2 : 1 und 1,5 : 1, und diese Zahlen 
stellen das wirkliche Verhältnis zwischen den beiden Ländern in bezug auf die „Arbeitsproduktivität" 
dar. Vergleichbare Zahlen aufgrund von Statistiken für das Jahr 1968 sind nicht verfügbar, es ist jedoch 
anzunehmen, daß die Situation im allgemeinen unverändert blieb. Auf diesem Gebiet ist es jedoch 
wichtig, eine präzise Definition des Begriffes „Arbeits- bzw. Lohnkosten" festzulegen. 


Fußnoten zu Abschnitt 3: 

36) B.D.L.L 

37) GEBECOMA 
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38) USIAS-Bericht- 1970-71. 

Aus einer Untersuchung, die sich über 80®/o 

(21. Dezember 1970): Forschungsabteilungen: 

Dienste: 20,1 Vo. 

Aufteilung nach Firmen und nach Qualifikation: 

SNIAS und Tochterbetriebe : 38,9 ®/o 

Dassault-Breguet : 12,7 ®/o 

Reims-Aviation : 0,4 ®/o 

Avions Robins : 0,2 ®/o 

MATRA : 2,4 o/o 

Equipements : 22,0 ®/o 

SNECMA : 12,4 o/o 

Turbomeca : 4,0 ®/o 

SEP : 1,6 ®/o 

übrige : 5,4 ®/o 

39) Associazione Industria Aerospaziale 

49) Interavia data 70-A-l 

41) Air (2) 2. Statistics SR (71) 3. 

Aufgliederung des Personalbestands: 

— Verwaltungs-, technisches und Büropersonal 

hiervon Wissenschaftler, Ingenieure und Techniker: 11 000 - 14 000 

— qualifizierte Techniker und Facharbeiter 

— Arbeiter 

— Sonstiges Personal 

Aufgliederung des Personalbestands nach Sektoren - 1967 und 1970 


des Personalbestandes erstreckte, ergab sich folgende Verteilung 
18,2 o/o; Prototypenbau: 12,9 o/o; Produktion: 48,8 o/o; allgemeine 


Arbeiter 

qualifizierte Techniker 
Angestellte 
Ingenieure 
staatlicher Sektor 
Privatsektor 


53 000 
23 500 
13 500 
12 000 

50.5 o/o 

49.5 o/o 


1969 


105 000 

83 000 

29 000 

30 000 


1 970 
107 000 

80 000 
26 000 
25 000 


Aufgliederung des Personalbestandes nach Sektoren - 


1967 und 1970 

Motoren- und 



Zellenbaufirmen 

Triebwerkhersteller Ausrüstungsfirme 

Produktionspersonal 

35 

32 

30 

27 

37 

35 

Forschungsabteilung 

12 

14 

11 

13 

20 

23 

Indirekte Arbeiten 

53 

54 

59 

60 

43 

42 

42) AIA - Aerospace facts and figures 






1969: 93 600 Ingenieure und Wissenschaftler in 

der Luft- und 




Raumfahrtindustrie. 







1970: 

Luft- u. Raum- 

Flugzeuge 






fahrtindustrie 


hiervon Motoren- 

Raketen und 



insgesamt 


u. Triebwerkbau 

Raumfahrzeuge 

Sonstiges 

(1000) insgesamt 

1 159 

511 


101 

479 

169 

hiervon Arbeiter in der Produktion 578 

282 


53 

212 

84 

übrige 

581 

229 


48 

267 

85 

43) Quelle: SORIS 







43a) j)i0 genauen Zahlen über den Personalbestand der deutschen Luft- und Raumfahrtindustrie wurden 

am 12. Februa 

1972 vom B.D.LJ. mitgeteilt: 








1966 

1967 


1968 

1969 

1970 

Beschäftigte insgesamt 

43 745 

45 373 


48 182 

52 076 

56 206 

hiervon: Zellen 

32 470 

33 517 


35 249 

38 352 

40 670 

Triebwerkbau 

4 675 

5 856 


6 133 

6 124 

6 336 

Ausrüstungen 

6 600 

6 000 


6 800 

7 600 

9 200 


4. Struktur 

In den Vereinigten Staaten haben, abgesehen von einigen Fusions-, Übernahme- und Konzentrations- 
fällen (Mac Donnel-Douglas, Republic und Hiller in Fairschild, Sikorsky and Pratt & Whitney in United 
Aircraft), vor allem die Konzentration der öffentlichen Aufträge auf einige Unternehmen (mit starker 
Beteiligung der Zulieferfirmen) und die Mehrjahresprogrammierung der Aufträge durch die Regierungs- 
behörden zur Entwicklung der Unternehmen beigetragen. 

In Europa war im Laufe der letzten 20 Jahre eine Reihe von Firmenzusammenschlüssen zu beobachten, 
vor allem auf nationaler Ebene: in der Gemeinschaft (der Sechs) hat sich die Zahl der Zellenbaufirmen 
in Deutschland zwischen 1963 und 1970 von 12 auf 3 und in Frankreich zwischen 1952 und 1970 von 
5 auf 2 verringert; in Italien bestehen noch 5 Gruppen, von denen eine infolge eines Zusammenschlusses 
wesentlich bedeutender ist als die übrigen. Im Vereinigten Königreich ist die Anzahl der Zellenbau- 
firmen von 16 auf 4 zurückgegangen. Auf dem Sektor Triebwerkbau besteht in Deutschland nur noch 
eine bedeutende Firma, in Frankreich 2 und in Italien 3, die teilweise in Lizenz arbeiten. Im Vereinigten 
Königreich war 1966 die Konzentration fast des gesamten Produktionspotentials auf dem Sektor Trieb- 
werkbau in der Firma Rolls-Royce zu verzeichnen. 

Die Beschäftigtenzahlen und die Umsätze (ohne Abgaben) der wichtigsten dieser Firma beziffern sich 
wie folgt (Umsatz in Mio S ~ IMF-Wechselkurs) : 
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Tabelle 13 


Beschäftigte Umsatz 



1969 

1970 

1969 

1970 

S.N.I. Aerospatiale 

37 420 j 

39 170 

513 

600 

Rolls-Royce 

88 000 

87 000 

723 

645 

Hawker-Siddeley Aviation **) 

49 000 1 

* 

412 

496 

B.A.C. ") 

36 600 

* 

441 

* 

Dassault-Breguet 

1 1 536 

12 757 

258 

283 

VFW-Fokker «) Düsseldorf 

19 409 

20 300 

229 

258 

M.B.B. und «®®) 

18 944 

19 602 

230 

250 

SNECMA 5«) 

13 154 

16 500 

229 

216 

AERITALIA ^2) 

* 

8 500 

* 

128 

DORNIER5») und®«®) 

* keine Angaben 

6 053 

7 043 

99 

97 


Die übrigen Firmen des Sektors „Zellenbau" sind: 

in Italien: Costruzioni aeronautische G. AGUSTA, AERMACCHI, PIAGGIO und SIAI MARCHETTI 
in Belgien: SAB CA und Fairey 

im Vereinigten Königreich: Westland Aircraft und Short Bros. & Harland (69,5 v. H. staatL Beteiligung). 

Weitere wichtige Firmen auf dem Sektor „Triebwerkbau" sind: 

in Deutschland: M.T.U. 

in Frankreich: Turbomeca 

in Italien: Fiat, Alfa-Romeo und Piaggio 

in Belgien: Fabrique Nationale d'Armes. 

Der Luft- und Raumfahrtsektor umfaßt außerdem die Hersteller von Ausrüstungen, die Raketenbau- 
firmen (z. B. MATRA, Umsatz 1970: 59 Mio $, im Luft- und Raumfahrtsektor beschäftigtes Personal: 
3100 Personen sowie die in der F. E. und Herstellung von Raumfahrtausrüstungen spezialisierten 
Firmen, z. B. ERNO. In Großbritannien schließt die Industrieklassifikation außerdem das Herstellungs- 
unternehmen für „hovercrafts" mit ein. 

Die drei größten Firmen der EWG, des Vereinigten Königreichs und der Vereinigten Staaten erzielten 
1969 und 1970 folgende Umsätze: 


Tabelle 14 (s. Fußnote) 



Gemeinschaft 


Vereinigtes 

Königreich 

Vereinigte Staaten 5®) 



1969 

1970 


1969 

1970 

1969 


1970 


Snias 

513 

600 

RR 57) 

586 

522 

M.D.D. 

3024 

Boeing 

3677 

Dassault-Breguet 

258 

283 

H.S.Av 

412 

496 

Boeing 

2835 

Lockh. 

2540 

VFW-Fokker 

229 

258 

BAC 

441 

44158 

') N.A.R. 

2667 

N.A.R. 

2411 

insgesamt 

1000 

1141 


1439 

1459 


8526 


8628 


Erl. Die Zahlenangaben weisen nicht die Werts chöpfung, sondern die Umsätze der Firmen aus; die Käufe 
sind hierbei einbezogen, so daß die Angaben dieser Tabelle nicht mit den Angaben über die Gesamt- 
umsätze der Industrie (Tabelle 3) verglichen werden können, die die Netto-Umsätze nach der doppel- 
ten Buchführung nennen. Die Tabelle 14 ist für den Vergleich zwischen der Gemeinschaft, dem 
Vereinigten Königreich und den Vereinigten Staaten von Interesse. 

Bei Gegenüberstellung zum Mittel der Jahre 1969-1970 repräsentieren diese Summen folgenden Anteil 
am Umsatzvolumen der Luft- und Raumfahrtindustrie: 

EWG: 49,1 v. H.; Vereinigtes Königreich: 91,5 v. H.; Vereinigte Staaten: 33,6 v. H. 

Die Gegenüberstellung der Umsätze der Unternehmen der EWG und des Vereinigten Königreichs einer- 
seits und der der Vereinigten Staaten andererseits ergibt außerdem folgende Aufschlüsse (Mittel 
1969-70): 
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Tabelle 15 ^9) 

Firmen der EWG und des V,K. Firmen der Vereinigten Staaten 

Prozentualer Anteil am Umsatz der Luft- und Raumfahrtindustrie: 
die 5 größten Unternehmen 60,4 v. H. 52,5 v. H. 

6 bis 10 Unternehmen 24,7 v. H. 26,7 v. H. 

die 10 größten Unternehmen 80,1 v. H. 79,2 v. H. 

Tabelle 16 

Am Umsatz amerikanischer Firmen gemessen erreichen die Umsätze der Firmen 
der EWG und des V.K. folgende Vergleichswerte: 

Gesamte Luft- und Raumfahrtindustrie : 16,5 v.H. 

— die 5 größten Unternehmen : 19,0 v. H. 

— 6 bis 10 Unternehmen : 15,2 v.H. 

— die 10 größten Unternehmen : 17,7 v.H. 

Daraus ergibt sich, daß in der europäischen Luft- und Raumfahrtindustrie die Konzentration weiter 
vorangeschritten ist als in der Luft- und Raumfahrtindustrie der Vereinigten Staaten, insbesondere in 
der Gruppe der fünf größten Unternehmen. Hierbei ist jedoch hervorzuheben, daß sich das mittlere 
Umsatz Volumen der fünf größten europäischen Unternehmen auf 455 Mio $, der fünf größten Unter- 
nehmen der Vereinigten Staaten dagegen auf 2392 Mio $ berechnet. 

Die Begrenzung des Potentials, an der die europäische Industrie leidet, läßt sich mehr an der Unter- 
nehmensgröße als am Konzentrationsgrad ablesen: 


Tabelle 17 

Unternehmen der EWG und des V.K. 

Mittel der fünf größten Unternehmen Umsatz: 455 Mio $ 
Mittel der fünf folgenden Unternehmen 186 Mio $ 

Mittel der zehn größten Unternehmen 320 Mio $ 


Unternehmen der 
Vereinigten Staaten 

2 392 Mio $ 

1 219 Mio $ 

1 806 Mio $ 


Die mittlere Unternehmensgröße der fünf größten Firmen liegt somit in den Vereinigten Staaten um das 
5,2-fache, der fünf folgenden Firmen um das 6,5-fache höher. 

Auf dem Sektor Zellenbau liegt die mittlere Unternehmensgröße der sechs größten Unternehmen in den 
Vereinigten Staaten um das 5,8-fache höher. 

Auf dem Sektor Motoren- und Triebwerkbau liegt die mittlere Unternehmensgröße der beiden größten 
Unternehmen in den Vereinigten Staaten um das 6,1 -fache höher. Im Hinblick auf den Investitionsbedarf 
auf diesem Sektor scheint eine Restrukturierung der europäischen Firmen und ganz besonders der 
Unternehmen, deren Umsatzvolumen unter 200 Mio $ jährlich liegt, erforderlich. 


Die zu unterschiedliche Unternehmensgröße der potentiellen Partner schränkt auch die Möglichkeiten 
einer gleichgewichtigen Zusammenarbeit mit amerikanischen Unternehmen ein: 


Tabelle 18 

Anzahl der Unternehmen nach Umsatzgrößenklassen 

Vereinigte 

EWG u. V.K. Staaten 

Umsatzvolumen zwischen Mio $ 100 bis 200 - 6 

200 bis 300 4 4 

300 bis 400 - 4 

400 bis 500 2 3 

500 bis 1000 2 5 

1000 bis 2000 - 3 

2000 bis 3000 und höher - 4 


Die Potentiale auf dem Sektor Motoren- und Triebwerkbau sind: R. R. = 600 Mio $ (1971), SNECMA 
216 Mio $ (1970), MTU etwa 131 Mio $ (1970) sowie die weiterer italienischer und belgischer Firmen. Im 
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Hinblick auf die Größe der Motoren- und Triebwerkhersteller der Vereinigten Staaten (General Electric: 
1660 Mio S) scheint die Schaffung eines europäischen Unternehmens für Motoren- und Triebwerkbau 
angezeigt. 

Auf dem Sektor Zellenbau ist, von den drei größten Firmen (SNIAS, Hawker-Siddeley Aviation und 
BAC) abgesehen, die Größe der folgenden drei Unternehmen (Dassault-Breguet, VFW-Fokker und MBB) 
eindeutig unzureichend und entspricht der Größe von amerikanischen Firmen, die nicht als Hauptunter- 
nehmen von Zivilgroßprogrammen auftreten. 


Fußnoten zu Abschnitt 4: 

41) Bericht des Verwaltungsrats an die Generalversammlung vom 28. Juni 1971; NB: Das Umsatzvolumen der Gruppe 
einschließlich der Tochterunternehmen belief sich im Geschäftsjahr 1970 auf 640 Millionen $, der Personalbestand 
auf 45 680 Personen. 

45) Personal und Umsatz für alle Tätigkeitsbereiche von R. R. einschließlich der nicht auf die Luft- und Raumfahrt 
bezogenen Tätigkeiten: Interavia data IND 70-T und Rolls-Royce Ltd. Review of Activities 1968-69 und R. R. Ltd. 
„Power for flight“ März 1970. 1968 belief sich der Umsatz der Flugzeugtriebwerkabteilungen auf 626 Millionen $, 
im Februar 1970 waren in diesen Abteilungen 74 000 Personen beschäftigt. 1971 wurde die Rolls-Royce (1971) 
Limited gebildet, wobei die Aktivitäten auf dem Kraftfahrzeug- und Dieselsektor nicht übernommen wurden; ihr 
Personal beläuft sich auf etwa 63 000 Personen, der Umsatz wird für das erste Geschäftsjahr auf 600 Millionen $ 
geschätzt. 

46) Personal: Schätzung. Umsatz: Interavia data IND 70-T 2. 

47) Personal: Interavia data 69 S 2. Umsatz: Bericht des Präsidenten, 1970. 

48) Die französische Luft- und Raumfahrtindustrie, USIAS 1971 und USIAS-Berichte. 

49) Jahresbericht 1970 - Personalbestand 1971: 21 280. 

50) Personal; 1969 - Interavia data 69. S. 2; 1970 - Schätzung: Umsatz: Interavia data 70 T I. 

51) SNECMA: Bei den Angaben für 1970 handelt es sich um den Personalbestand der Gruppe, nicht der Luftfahrt- 
Abteilungen, in denen nur 13 500 Personen beschäftigt waren. Die Angaben betr. den Umsatz beziehen sich auf den 
gesamten Tätigkeitsbereich; der Umsatz im Sektor Luftfahrt berechnet sich auf 198 Millionen $ für 1969 und auf 
180 Millionen $ für 1970. 

52) Aeritalia. 

53) Interavia data. 

54) Die französische Luft- und Raumfahrtindustrie. USIAS 1971. Umsatz 1970 Luftfahrtsektor: 52,2 Mio $. 

55) British Hovercraft Corporation. 

56) Interavia data 70. T. 2, gesamter Tätigkeitsbereich. 

57) Umsatz „Luft- und Raumfahrt"' geschätzt. 

58) Umsatz 1969. 

59) Die Prozentsätze sind nach dem Mittel der Jahre 1969-70 berechnet. Da in Interavia data IND 70. T. 2 bei den 
amerikanischen Firmen darauf hingewiesen ist, daß es sich um den Umsatz „Gesamttätigkeitsbereich" handelt, 
wurden die Umsatzzahlen zur Ermittlung des Umsatzes „Luft- und Raumfahrt" um 10 o/o gekürzt (vgl. Aerospace 
facts and figures 197 1-72). 

59a) b.D.L.I. Tabelle vom 11. Februar 1972 


Umsatz Mio $: 

1966 

1967 

1968 

1969 

1970 

M.B.B. 

136 

174 

178 

212 

236 

VFW-Fokker (Bremen) 

80 

84 

101 

107 

150 

Dornier 

28 

73 

54 

85 

91 


5. Forschung und Entwicklung 


Es wäre eine unzutreffende Verallgemeinerung, wenn man annähme, daß Europa auf dem Gebiet der 
Luftfahrt gegenüber den Vereinigten Staaten technologisch im Rückstand wäre; man könnte höchstens 
sagen, daß bestimmte technologische Bereiche in Europa oder in Amerika mehr oder weniger entwickelt 
sind. Für die F. und E. im Bereich der Luft- und Raumfahrt standen 1968 insgesamt folgende Mittel zur 
Verfügung: 


Tabelle 19 ^o) 


(Mio S) 

EWG 

Vereinigtes 

Königreich 

Vereinigte 

Staaten 

Militärprogramme 

559 

456 

3 857 

Raumfahrtprogramme 

247 

45 

5 348 

Zivilprogramme 

210 

225 

1 253 

Insgesamt 

1 016 

726 

10 458 

hiervon öffentliche Mittel in Vo) 

93,0 

92,1 

89,0 
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Ein Teil dieser Gesamtmittel wird übrigens in den staatlichen Instituten und in den nicht auf Luft- und 
Raumfahrt bezogenen Industriesektoren aufgebraucht, so daß die F. E.-Ausgaben der Luft- und Raumfahrt- 
industrie wesentlich niedriger anzusetzen sind (1968, Mio $) : 
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Tabelle 20 ^^) 



EWG 

Vereinigtes 

Königreich 

Vereinigte 

Staaten 

öffentliche Mittel 

559 

358 

7 066 

Unternehmenseigene Mittel 

71 

57 

1 148 

Insgesamt 

630 

415 

8214 

Militärprogramme 

339 

171 

3 008 

Raumfahrtprogramme 

81 

19 

3 953 

Zivilprogramme 

210 

225 

1253 

Insgesamt 

630 

415 

8214 


Es ist festzustellen, daß sich bei einem Vergleich zwischen EWG + V. K. und den Vereinigten Staaten 
das Verhältnis auf der Ebene der Gesamtmittel auf 16,6 v. H., auf der Ebene der F. E.- Ausgaben in der 
Luft- und Raumfahrtindustrie dagegen auf nur 12,7 v. H. berechnet. 

Ferner berechnen sich die F. E. -Ausgaben in der Luft- und Raumfahrtindustrie von EWG + V. K. im 
Vergleich zu den Ausgaben der Vereinigten Staaten auf 8,7 v. H. für die Militär- und Raumfahrt- 
programme und auf 34,7 v. H. für die Zivilprogramme. 

Die F. E.-Ausgaben in der Luft- und Raumfahrtindustrie beliefen sich 1969 und 1970 im Vereinigten 
Königreich und in den Vereinigten Staaten auf: 


Tabelle 21 


(Mio $) Vereinigtes Königreich Vereinigte Staaten 







Unternehmens- 



F.E. 

„Assistance" 

Bundesmittel 

fonds 

öffentliche Mittel: 

1969 

192 

199 

4 524 

1277 


1970 

192 

192 

* 



Für das Jahr 1969 können die F, E.-Ausgaben für die Zivilprogramme in der Luft- und Raumfahrtindustrie 


schätzungsweise ermittelt werden: 

Tabelle 22 

(Mio $) 

Deutsdiland Frankreich 

V.K. »2) 

Insgesamt 

Vereinigte 
Staaten ®^) 

öffentliche Mittel 

20 

173 

199 

392 

180 

Private Mittel ®®) 

keine Angaben 

66a^ 

66aj 

128 

1 277 

Insgesamt 




520 

1 457 


Hieraus ist zu ersehen, daß die F. E.-Ausgaben dieser europäischen Länder für den Zivilsektor relativ 
bedeutend sind: 35,7 v. H. im Vergleich zu den entsprechenden Ausgaben in den Vereinigten Staaten. 

In Frankreich und dem Vereinigten Königreich beliefen sich - nach Schätzungen - die F. E.-Ausgaben 
1969 im Zivilsektor (öffentliche und private Mittel) auf 39 v. H. des Umsatzes des Zivilsektors; dieser 
Prozentsatz läge etwas höher als in den Vereinigten Staaten: 32 v. H. In absoluten Zahlen ausgedrückt 
hätten jedoch die französische und die britische Industrie zusammen nur über etwa 450 Mio Dollar 
verfügt, die Industrie der Vereinigten Staaten dagegen über 1457 Dollar 

Bekannterweise wird nur ein Teil der Zivilprogramme in Zusammenarbeit zwischen den beiden Ländern 
durchgeführt; somit ist anzunehmen, daß für die einzelnen Zivilprogramme in der französischen und 
britischen Industrie wesentlich geringere Mittel zur Verfügung stehen als für die Programme der 
amerikanischen Industrie (ausgenommen im Fall „Concorde"). 

Hervorzuheben ist jedoch die Bedeutung der staatlichen Förderung der zivilen Forschung und Ent- 
wicklung. 


So haben sich z. B. die Mittelbewilligungen für Programme in Frankreich wie folgt entwickelt (Mio $) : 



1966 

1967 

1968 

1969 

1970 

1971 

1972 

Mittelbewilligungen insgesamt 

83 

143 

159 

168 

180 

177 

254 

Kooperationsprogramme 

75 

136 

152 

164 

177 

173 

254 
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Von den für 1972 bewilligten 254 Mio $ entfallen auf: Concorde 158,2, Mercure 31,3 und Airbus 
64,5 Mio S. 

Im Vereinigten Königreich beliefen sich die staatlichen Beihilfen zum zivilen Flugzeugbau auf folgende 
Beträge (Mio $) : 

1966 1967 1968 1969 1970 (vorläufig) 

92 143 168 199 192 

In Deutschland dürfte sich der Gesamtbetrag der Bundesbeihilfe zum zivilen Flugzeugbau nach den 1970 
von der Regierung berechneten Vorausschätzungen wie folgt entwickeln: 

1963 bis 1969 1970 1971 1972 1973 1974 (Mio $) 

60,3 52 52 62 62 62 

Der größte Teil dieser Mittel ist für die Entwicklung des Airbus bestimmt: 1972 57 Mio S, 1973 60 Mio $. 


Fußnoten zu Absdinitt 5: 

60) Quelle: SORIS 

61) SORIS 

62) Air Statistics SR (71) 3 - Nicht auf Luft- und Raumfahrt bezogene Arbeiten und Entwicklung mit unternehmens- 
eigenen Mitteln nicht inbegriffen - Nach der SBAC betrifft die mit Staatsmitteln finanzierte F. E. die Zivilprogramme 
nur zu einem sehr geringen Prozentsatz. „Assistance" bedeutet: Entwicklung, Versuche und Herstellung von 
Verkehrsflugzeugen. 

63) Aerospace facts and figures: nach Schätzungen dürften 1969 etwa 4 v. H. der Bundesmittel auf den S.S.T. entfallen. 

64) Deutscher Bundestag, Drucksache VI/1044. 

65) Die französische Luft- und Raumfahrtindustrie; USIAS 1971. 

66) Schätzung. 

66a) können sowohl in Frankreich wie im Vereinigten Königreich auf etwa 40 bis 50 Mio $ geschätzt werden. 

66b) Hierzu ist zu bemerken, daß der Anteil der F. E. am Umsatzvolumen des amerikanischen Zivilsektors von einem 
Jahr zum anderen stark schwankt; 1968: 20,8 v. H.; 1969: 32,2 v. H.; Mittel 1968/69: 25,7 v. H.; vgl. Tabelle 11. 

*) keine Angaben 


6. Produktionsprozeß und Produktionskosten 

Der vollständige Tätigkeitszyklus (Grundlagenforschung, spezifische Forschung und Entwicklung, Produk- 
tion, Kommerzialisierung) fordert im Vergleich zu anderen Industrien außerordentlich lange Zeitspannen 
(10 bis 20 Jahre). Diese Besonderheit läßt die Bedeutung einer langfristigen Planung hervortreten und 
betont das Ausmaß der industriellen Risiken, die mit der Produktion in der Luft- und Raumfahrtindustrie 
verbunden sind. 

Hinsichtlich der Zeitspannen für die Forschung und Entwicklung bis zum ersten Flug bestehen für ver- 
gleichbare Flugzeugprogramme (z. B. Trident und Boeing 727) zwischen den Vereinigten Staaten und 
Europa keine wesentlichen Unterschiede. 

Dagegen ist die Zeitspanne bis zur ersten Auslieferung in den Vereinigten Staaten wesentlich kürzer. 
Dies ist natürlich ein entscheidender Vorteil und um so bedenksamer, als die amerikanische Produktion 
im Vergleich zur europäischen normalerweise größere Serien vorsieht, was die Errichtung umfangreicher 
Fertigungsanlagen bedingt. 

Aufgrund der Besonderheiten der Flugzeugproduktion ist die Automatisierung der Fertigungsstraßen 
nicht so weit vorangetrieben wie z. B. in der Kraftfahrzeugindustrie. Der abschließende Zusammenbau 
erfordert den Einsatz vieler teurer Spezialgeräte sowie zahlreichen, hochspezialisierten Personals. Aus 
diesen Gründen verzichten die Konstrukteure im zunehmenden Maße auf die Produktion von Bauteilen 
und Baueinheiten und spezialisieren sich mehr und mehr auf die Planung des Flugzeugs, die Durch- 
führung der F. und E., die Montage und die Kommerzialisierung. Diese Arbeitsteilung ermöglicht: 

— eine Risikenverteilung in F. und E. sowie in der Produktion auf mehrere Unternehmen; 

— hohe Einsparungen an Spezialausrüstungen und an den Produkten selbst, dank der Spezialisierung 
der Unternehmen-, 

— eine Verkürzung der Gesamtproduktionszeit. 

Die zunehmende Komplexität der Flugzeuge bringt es mit sich, daß die Flugzeugindustrie normaler- 
weise 25 bis 35 v. H. ihres Personals in F. und E. Arbeiten beschäftigt. 

Die Entwicklung der Militärflugzeuge erfordert sehr viel Zeit (4 bis 5 Jahre) und Aufwand: Die Gesamt- 
entwicklungskosten für ein neues Kampfflugzeug (einschließlich Triebwerken), Ausrüstungen und 
Produktionseinrichtungen) erreichen heute die 200-Millionen-Grenze. 
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Für Hochleistungsflugzeuge können sie sogar 400 Millionen S überschreiten. Noch wesentlich höhere 
Zahlen beziehen sich auf Flugzeuge, die z. Z. entwickelt werden, so z. B. die M.R.C.A. 75. 

Im Hinblick auf das nationale Bedarfsvolumen besteht somit für alle europäischen Länder die Notwendig- 
keit, im Interesse einer besseren Amortisierung dieses hohen Kapitaleinsatzes ihre militärischen Pro- 
duktionen zu exportieren. 

Dasselbe trifft auch für die zivilen Verkehrsflugzeuge zu, deren Komplexität mit dem Leistungsniveau 
und den Sicherheitsanforderungen zunimmt. 

Die Concorde hält einen Rekord in der Größenordnung der Entwicklungskosten - sie belaufen sich 
auf das 60- bis 70fache des Preises für das Serienflugzeug (31,3 Mio $ X 64 = 2 Milliarden $) - und der 
Entwicklungszeit bis zur Serienreife - mehr als 10 Jahre. Selbst für technisch weniger anspruchsvolle 
Flugzeuge wie den Airbus erreichen die F. E. -Kosten noch das 30- bis 40fache des Preises des Serien- 
flugzeugs, und ihre Entwicklungszeit beläuft sich auf etwa 5 Jahre (ähnliche Zahlen gelten für die 
D-C 10). 

Bei den Triebwerken, die ebenfalls lange Entwicklungszyklen (5 bis 8 Jahre) mit sehr bedeutenden 
Investitionen (insbesondere für Versuchsstände) erfordern, kann das Verhältnis F. E. -Kosten/ Preis des 
Serientriebwerks Werte in der Größenordnung von mehreren Hundert erreichen. Hierzu ist jedoch zu 
sagen, daß eine erfolgreiche Entwicklung in der Regel den Ausgangspunkt für eine „Triebwerkfamilie" 
bildet, deren verschiedene Versionen in mehrere Flugzeugtypen eingebaut werden, und daß die Umsätze 
für Reservetriebwerke und Ersatzteile höher sind als bei Flugzeugmotoren (etwa um das lV 2 fache) ®^) 
und®^^). 


Die Entwicklung der Anlaufkosten im Rahmen der Gesamtkosten des Flugzeugbaues ist ein wesent- 
liches Merkmal dieses Sektors? zwischen den verschiedenen Kosten in Abhängigkeit von der Anzahl 
der gebauten Flugzeuge ist folgendes Verhältnis festzustellen ®®) : 


Stückzahl 

Produktionskosten (a) 

Anlaufkosten (b) 

Gesamtkosten 

1 

9,63 

200,00 

209,63 

30 

8,35 

6,66 

15,01 

100 

8,00 

2,00 

10,00 

200 

7,85 

1,00 

8,85 


a) Unmittelbare Lohnkosten, Rohstoffe, Bauteile und Komponenten, allgemeine Produktionskosten 
(variable und feste), Gemeinkosten. 

b) F. und E. -Kosten, Modellbau, Fertigungsaniagen, Betriebs- und Wohnungskosten, „learning costs". 

Hieraus geht klar hervor, daß die Amortisierung der Anlaufkosten der kritische Faktor jeden Flugzeug- 
bau-Programms ist. Daraus ergibt sich die Notwendigkeit, Flugzeuge in genügend großen Stückzahlen 
zu bauen, damit die Anlaufkosten gedeckt werden. 

Unglücklicherweise liegt bei den zwischen 1955 und 1968 in Europa gebauten Serien von Zivilflugzeugen 
die durchschnittliche Stückzahl nur bei 138 Flugzeugen, gegenüber 492 in den Vereinigten Staaten ®®). 

Abgesehen vom Umfang der Serien ist der Einsatz umfangreicher Fabrikationsanlagen nur bei einem 
raschen Produktionstempo gerechtfertigt; verzichtet man auf solche Fabrikationseinrichtungen, weil sie 
bei einem langsamen Produktions rhythmus nicht rentabel wären, so besteht die Gefahr, daß Aufträge 
nicht termingerecht erledigt werden können, und somit könnte letzten Endes die Modernisierung der 
Anlagen in Frage gestellt sein. In diesem Zusammenhang sei als Beispiel erwähnt, daß in den ersten 
beiden Produktionsjahren von der D-C 9 mehr als 150 Stück gebaut wurden, dagegen von der Caravelle 
nur etwa 40 Stück ^®). 


Fußnoten zu Abschnitt 6: 

67) Nach dem Bericht des Comite de l'Industrie aeronautique et spatiale - VIe Plan frangais 

67a) Nach verschiedenen Schätzungen beliefen sich die Gesamtentwicklungskosten für das Triebwerk R. B. 211 auf 
mehr als 600 Mio $. 

68) SORIS 

69) und 70) SORIS 
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Anlage 111 

Die Flugzeugbaugroßprogramme in europäischer Zusammenarbeit *) 

Die meisten europäischen Flugzeugbauprogramme, insbesondere für Zivilflugzeuge, werden in internatio- 
naler Zusammenarbeit durchgeführt. Diese Zusammenarbeit zeigt verschiedene Formen; im nachfolgenden 
werden die Programme im Hinblick auf die gewählte Kooperationsform untersucht. 


A. Flugzeugbauprogramme (komplette Flugzeuge) 


1. Internationale Zusammenarbeit im industriellen Bereich 

Mehrere Unternehmen aus verschiedenen Ländern arbeiten bei der Durchführung eines Projekts zusammen, 
indem sie sich in die Arbeiten wie in die finanziellen Risiken teilen. Diese Kooperationsform wird gewählt, 
wenn das führende Unternehmen nicht die gesamte Finanzierung selbst tragen will. Die kooperierenden 
Unternehmen können eine staatliche Beihilfe erhalten, jedoch greift der Staat nicht direkt in das Projekt 
bzw. in die Beziehungen zwischen den Kooperationspartnern ein. 

Im Rahmen solchen Kooperationen werden die MERCURE, die F 28 und die VFW 614 entwickelt. 

1. MERCURE (Kurzstreckenflugzeug mit etwa 150 Fluggastsitzen, z. Z. im Stadium der Flugerprobung) 

Die Societe des Avions Marcel Dassault hat 1966 eine Studie zur Ermittlung des besten Zivilverkehrs- 
flugzeuges für Kurzstrecken mit 60 bis 180 Sitzen lanciert. Im folgenden hat sie insbesondere FIAT, 
SABCA (Belgien) und CASA (Spanien) an ihren Arbeiten beteiligt. 

Die Mercure ist ein Kurzstreckenflugzeug mit 134 bis 155 Fluggastsitzen; es handelt sich um ein privates 
Programm, das von der französischen Regierung unterstützt wird. Die Firmen Aeritalia und SACA 
(Italien), SABCA (Belgien), CASA (Spanien), die Eidgenössischen Flugzeugwerke Emmen (Schweiz) und 
Canadair sind an der Herstellung beteiligt und tragen, mit Ausnahme des schweizerischen Unternehmens, 
auch die finanziellen Risiken entsprechend ihrer Beteiligung an der Herstellung. 

Die gesamte Verantwortlichkeit für die Arbeiten der Forschungsabteilungen, die Produktion und den 
Absatz hat Dassault-Breguet übernommen. 

Der französische Anteil an der Produktion beläuft sich auf 70 v. H. der Gesamtkosten, wovon der Staat 
80 V. H., d. h. 56 v. H. der Gesamtkosten deckt. Dassault trägt die restlichen 20 v. H., d. h. 14 v. H. der 
Gesamtkosten. Die italienische Beteiligung beläuft sich auf 16,8 v. H. an der Produktion und etwa 10 v. H. 
der Finanzierung, der Anteil Spaniens auf etwas mehr als 10 v. H., Belgiens etwa 6 v. H. und Kanadas 
etwa 5 V. H. Der schweizerische Produktionsanteil gehört zu dem auf die SABCA entfallenden Betrag ^). 
Die Entwicklungskosten für die Mercure, einschließlich des Baus der beiden Prototypen und der Zellen 
für die statischen Versuche, belaufen sich auf etwa 200 Millionen $ 2). 

Das erste der beiden vorgesehenen Prototyp-Flugzeuge führte seinen ersten Probeflug am 28. Mai 1971 
durch. Der erste Probeflug des zweiten Prototyps wird in einigen Monaten stattfinden. Die Arbeiten 
am Serienflugzeug haben bereits begonnen; der Produktionsrhythmus wird in der Anfangszeit bei drei 
Flugzeugen liegen und kann eventuell verdoppelt werden. 

Die Musterzulassung soll zwischen März und September 1973 erfolgen; das erste Flugzeug dürfte dann 
im Oktober 1973 an die AIR INTER geliefert werden. Die Auslieferung der 10 Flugzeuge, die AIR INTER 
1972 für einen Gesamtbetrag von 78 Millionen $ in Auftrag gegeben hat, dürfte bis Ende 1975 abge- 
schlossen sein (2^ und “^). 

Eine Version der Mercure mit längerem Flugzeugrumpf und 180 Flugzeugsitzen wird mit einem Minimum 
an zusätzlichem Aufwand gebaut werden können, eine Produktion dieses Typs ist jedoch nicht vor 1978 
vorgesehen. Dieses neue Flugzeug soll nicht mehr wie der derzeitige Mercure-Typ mit Pratt & Whitney- 
Strahltriebwerken (SNECMA-Beteiligung etwa 20 v. H. ausgerüstet werden, sondern mit dem von 
SNECMA und General Electric unter Beteiligung von Rolls-Royce, Volvo Flygmotor und MTU ent- 
wickelten Strahltriebwerk CFM 56 mit einem Schub von 22 000 Lb ^). 

Für diesen Typ wird der Markt auf etwa 1500 Flugzeuge geschätzt. Abgesehen von den Aufträgen der 
AIR INTER ist zu erwarten, daß die MERCURE in weitem Umfang an die Stelle der CARAVELLE treten 
wird, insbesondere in der französischen und spanischen Luftflotte. 


*) Fußnoten siehe am Ende dieser Anlage 
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Der französische potentielle Markt für dieses Flugzeug wird auf 80 Einheiten geschätzt Im gesamten 
wird der Markt für die Mercure von seinen Herstellern auf etwa 300 Flugzeuge veranschlagt. 

Die Exportkredite könnten sich auf 80 v. H. bis 84 v. H. für eine Laufzeit von 7 bis 8 Jahren mit einem 
Zinssatz von 7 v. H. belaufen ^). 

2, Die F 28 Fellowship (zweistrahliges Kurzstreckenflugzeug, im Stadium der Serienproduktion) 

Der Prototyp A 1 der F 28, deren Bauherr die Firma Fokker-VFW (Amsterdam) ist, flog zum erstenmal 
am 9. Mai 1967; die Musterzulassung fand am 15. November 1968 statt 4). Die erste Version F 28- 1000 
bietet 60 Fluggastsitze für Flugstreien bis zu 2000 km, die neue Version (1970) F 28 -2000 75 Sitze 
für Flugstrecken bis zu 1360 km ®). 

Das F 28-Programm wird in Zusammenarbeit mit den Firmen VFW-Fokker (Bremen), M. B. B. und der 
britischen Firma Short Brothers & Harland durchgeführt. Die Triebwerke liefert Rolls-Royce. 

„Der niederländische Anteil beläuft sich auf 67 v. H. der Entwicklungskosten und damit auf einen 
Betrag von 40,5 Mio $. Der Finanzierungsbeitrag der niederländischen Regierung deckt 50 v. H. dieses 
Anteils; dieser Beitrag ist von Fokker-VFW aus dem Verkaufserlös der 26. bis 215. Einheit zurück- 
zuerstatten. Zur Deckung der restlichen 50 v, H. nahm Fokker-VFW den Kapitalmarkt in Anspruch, 
insbesondere durch die Emission von Anleihen (mit Staatsbürgerschaft; die Tilgung erfolgt vom Verkauf 
des 126. Flugzeugs ab" ®). 

Die Fertigungsstraße für die F 28 wird sich im Prinzip vom 175. Flugzeug ab amortisiert haben®). 
Nach den vorsichtigsten Marktforschungen kann die Firma damit rechnen, innerhalb der kommenden 
10 Jahre mindestens 250 Flugzeuge abzusetzen ^). 

Bis zum Januar 1972 wurden 50 F 28 in Auftrag gegeben und 35 Flugzeuge geliefert ®). 

Am 18. November 1971 lagen 47 Aufträge für die F 28 vor; sie verteilten sich wie folgt: 

— Niederlande: 2 

— übrige Märkte der Gemeinschaft: 18 

— dritte Länder: 27 ®^). 


3. VFW 614 (zweistrahliges Flugzeug für regionale Flugdienste und Zubringerlinien - 40 Fluggastsitze> im 
Stadium der Flugerprobung) 

Es handelt sich um ein Programm, das in internationaler Zusammenarbeit zwischen folgenden Firmen 
durchgeführt wird: VFW-Fokker als Hauptunternehmer, M. B. B., SABCA und FAIREY (Belgien); die 
Triebwerke - M 45 H - werden von Rolls-Royce und SNECMA hergestellt. 

Die für das VFW 614-Programm gewählte Kooperationsform geht aus dem Nachfolgenden hervor®); die 
Kostenverteilung stützt sich auf Kostenaufwand für Flugzeug: 

Beteiligung der verschiedenen Länder an den Entwicklungskosten für die Flugzeugzelle, das Triebwerk 
und die Ausrüstungen sowie an den Kosten für Marktforschung und die Errichtung der Vertriebs- und 


Kundendienstorganisation ; 

Zelle 

Triebwerk 

Ausrüstungen 

Vertrieb und 
Kundendienst 

100 : 

54,4 

16,9 

22,7 

6,0 

Deutschland 

70 



100 

Niederlande 

16 




Belgien 

8 




Vereinigtes Königreich 

6 

72 

35 


Frankreich 


28 

8 


Vereinigte Staaten 
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100 

100 

100 

100 


Die Regierungen der beteiligten Länder treten für 60 bis 80 v. H. des Betrages dieser F. E.-Kosten ein. 

Die Entwicklungskosten einschließlich der Produktionsanlagen und der Herstellung der drei Prototyp- 
Flugzeuge wurden auf 165 Millionen $ geschätzt, wovon 80 Millionen auf die Zelle und die Systeme 
und 85 Millionen auf das Triebwerk entfallen. Die deutsche Regierung gewährt Beihilfen in Höhe 
von 80 V. H. für die Zelle und die Systeme und von 50 v. H. für das Triebwerk ^®). 

Angesichts der erhöhten Entwicklungskosten hat sich die deutsche Regierung jedoch bereit erklärt, bis 
1975 zusätzliche Mittel in Höhe von 36,6 Millionen $ bereitzustellen und gegebenenfalls eine Garantie 
in Höhe von 41,4 Millionen $ zu übernehmen; ferner wird die deutsche Regierung, vorbehaltlich der 
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Billigung durch den Finanzausschuß des Bundestages, auch einen Betrag von etwa 68 Millionen % über- 
nehmen, der zur Finanzierung des Vertriebs dieses Flugzeuges erforderlich ist 

Die Kosten für die Entwicklung des Triebwerks RR-SNECMA M 45 H stiegen um etwa 33 Millionen $ 
an und belaufen sich nun auf mehr als 109 Millionen S; die deutsche Regierung wäre zur Zahlung eines 
Anteils an den zusätzlichen Kosten unter der Bedingung bereit, daß die Flugzeugbaufirma von den 
Triebwerkherstellern Leistungs- und Preisgarantien erhält und VFW-Fokker sich zur Abnahme einer 
bestimmten Mindestanzahl von Triebwerken verpflichtet^^). Unseres Wissens war dieses Problem bis 
Ende Januar 1972 noch nicht geregelt. 

Für die Serienproduktion ist im Zellenbau folgende Verteilung vorgesehen: Deutschland: 64 v. H., 
Niederlande: 22 v. H., Belgien: 10 v. H., Vereinigtes Königreich: 4 v. H. 

Der Weltmarkt für Flugzeuge dieser Art wird auf 1200-1400 Einheiten geschätzt, und VFW-Fokker 
rechnet damit, ein Drittel dieses Marktes übernehmen zu können. Die Rentabilitätsschwelle läge bei etwa 
175 Flugzeugen 

Der erste Prototyp führte seinen ersten Probeflug am 14. Juli 1971 aus; unglücklicherweise ging er durch 
einen Unfall bei den Probeflügen am 1. Februar 1972 verloren. 


11. Zusammenarbeit auf Regierungsebene 

Die Zusammenarbeit auf Regierungsebene assoziiert mehrere Regierungen und die Industrie. Hier sind es 
die Regierungen, die die führende Rolle spielen: sie legen die Programme fest und finanzieren sie; ferner 
treffen sie die Auswahl der Unternehmer und unterstützen und überwachen ihre Tätigkeit. 

Die beiden wichtigsten europäischen Programme, die in Zusammenarbeit auf Regierungsebene durch- 
geführt werden, sind die Concorde und der Airbus. 

1. CONCORDE (Überschall-Langstreckenflugzeug mit 128 bis 144 Fluggastsitzen) 

Die Durchführung des Concorde-Programms war auf vollintegrierter Grundlage organisiert, deren Grund- 
sätze in einem französisch-britischen Regierungsabkommen von November 1962 festgelegt worden sind. 
Für das gesamte Programm war eine Aufteilung zu gleichen Teilen zwischen den beiden Ländern sowohl 
der Kosten wie der Einnahme vorgesehen. Die British Aircraft Corporation und die SNIAS sind 
gemeinsam für die Entwicklungsarbeiten und die Produktion verantwortlidi (SNIAS: 60 v. H., BAC: 
40 V. H. der Arbeiten); die Rolls-Royce- Abteilung Bristol und die SNECMA teilen sich in die Verant- 
wortung in bezug auf das Olympus-Triebwerk (R. R. 67 v. H. und SNECMA 33 v. H. der Arbeiten). Jede 
Gesellschaft ist an der Entwicklung und der Produktion der Systeme verantwortlich beteiligt. Die 
F. E.-Kosten für die Concorde wurden 1972 auf etwa 2 Milliarden $ geschätzt. 

Außer den beiden Prototypen (001 und 002, die seit 1969 fliegen) und zweier Vorserien-Flugzeuge 
(01 bereits in Dienst gestellt) wurde inzwischen mit dem Bau von 10 Flugzeugen begonnen; diese Flug- 
zeuge befinden sich gegenwärtig in verschiedenen Produktionsstadien in den Werken der BAC (Con- 
corde 2 hat das Werk bereits verlassen) und der Aerospatial. 

Nadi der Planung soll die Flugerprobung Ende 1973 abgeschlossen sein, die Musterzulassung und die 
ersten Auslieferungen sollen dann im Frühjahr 1974 erfolgen. Anfang Dezember 1971 hatten die beiden 
Prototyp-Flugzeuge bereits 700 Flugstunden - hiervon 200 mit Überschallgeschwindigkeit - zurückgelegt. 
Nach den derzeitigen Schätzungen werden bis Ende 1974 18 Flugzeuge, 1975 38, 1976 73 und bis 

Ende 1978 150 Flugzeuge zur Auslieferung gekommen sein. 1976 sollen monatlich drei Flugzeuge das 

Werk verlassen ^^). 

Für die Concorde liegen 74 Optionen von insgesamt vierzehn Luftverkehrsgesellschaften vor. Sämtliche 
Optionen wurden 1971 erneuert. 

Anfang Dezember 1971 kamen die französische und die britische Regierung über eine Preisformel über- 
ein, die die gesamten Produktionskosten und einen Teil der F. E.-Kosten deckt; der Preis der Concorde 
liegt hiernach 1972 bei etwa 33 Millionen 

Nach den Schätzungen von BAC und Aerospatial besteht für die Concorde in den kommenden zehn 
Jahren ein potentieller Markt von etwa 250 Flugzeugen. 

2. AIRBUS A 300 B 

Die A 300 B ist ein Kurzstreckenflugzeug mit 250 bis 300 Fluggastsitzen. Das Programm befindet sich im 
Stadium des fortgeschrittenen Baus des ersten Prototyp-Flugzeugs. 

Das zwischen Frankreidi und Deutschland am 29. Mai 1969 geschlossene Abkommen ist inzwischen 
durch Abkommen mit den Niederlanden und mit Spanien ergänzt worden. 
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Nach den Schätzungen der Deutschen Airbus (60 v. H. M. B. B. und 40 v. H. VFW-Fokker) werden die 
Entwicklungskosten für den Airbus auf 479,21 Millionen $ veranschlagt! dieser Betrag teilt sich wie folgt 
auf : 



Herkunft der Mittel 

Ausgaben 


BRD 

193,80 Mio 1 : 

40,5 o/o 

151,84 Mio $ 

31,65 o/o 

Frankreich 

193,80 Mio $ 

40,5 »/o 

199,57 Mio $ 

41,70 o/o 

Prototyp-Verkäufe 

32,39 Mio $ : 

6,8 ®/o Triebwerk 

und Triebwerksgehäuse 

10,33 Mio $ 

2,16 o/o 

Niederlande 

29,64 Mio S : 

6,2 «/o 

18,31 Mio 1 : 

3,82 o/o 

Hawker-Siddeley 

29,58 Mio S : 

6,2 o/o 

22,01 Mio $ : 

4,59 o/o 


In diesen Prozentangaben ist die spanische Finanzierungsbeteiligung von 2 v. H. t«) noch nicht berück- 
sichtigt. Es ist vorgesehen, die spanische Industrie an der Herstellung der A 300 B mit 4,2 v. H. zu 
beteiligen^®). Der CASA soll die Fertigung bestimmter Bauelemente für dieses Flugzeug übertragen 
werden. 

Alle Flugzeuge werden mit zwei Triebwerken amerikanischer Konzipierung, der General Electric 
CF 6-50 ausgerüstet, die je nach der Version zwischen 22 000 und 23 000 kp Schub entwickeln können. 
Für Frankreich führt die SNECMA die Montage dieser Triebwerke durch, ihr Fertigungsanteil entspricht 
30 V. H.; die deutsche M. T. U. hat 10 v. H. der Fertigung übernommen ^®). 

Die Gesamtheit der Kooperanten gerechnet, waren zum 30. Oktober 1971 insgesamt 10 523 Personen an 
den Arbeiten für den Airbus beteiligt, die Ausgaben beliefen sich bis 1972 auf etwa 300 Millionen $ ^®). 
Der erste Prototyp wird z. Z. in Toulouse fertiggebaut und wird das Werk im Juni 1972 verlassen. Der 
erste Probeflug wird noch vor Ende dieses Jahres erfolgen. Die erste Lieferung ist für 1974 vorgesehen. 
Nach offiziellen Schätzungen werden bis Ende 1974 10 Flugzeuge, 1975 40 und bis Ende 1976 73 Flug- 
zeuge zur Auslieferung gekommen sein. Pro Monat sollen etwa 6 bis 10 Flugzeuge das Werk ver- 
lassen 

Das Flugzeug Nr. 1, das gegenwärtig in Toulouse montiert wird, entspricht der als A 300 B 1 bezeich- 
neten Version, die 259 Fluggäste über Fluckstrecken bis zu 2200 km befördern kann. Die Version 
A 300 B 2, für die sich Air-France im November 1971 entschieden hat (sechs Aufträge und 10 Optionen), 
kann 270 bis 290 Fluggäste über die gleiche Flugstrecke wie die B 1 befördern. Die von der IBERIA 
gewählte Version B 4 (4 Aufträge und 8 Optionen) kann 270 bis 290 Fluggäste für Entfernungen bis zu 
4000 km aufnehmen, dank der Ausnutzung des zentralen Holmschuhs als Treibstofftank und vier weiterer, 
in die Tragflächen integrierter Reservetanks^®). Die Kosten für die Entwicklung der geänderten Ver- 
sionen werden auf 40,3 Millionen $ (1972) geschätzt ^‘^). 

Der Markt für den zweistrahligen Airbus wird - nach verschiedenen Quellen - auf 850-1050 Einheiten 
veranschlagt. Die „Airbus Industrie", ein „Groupment dTnteret Economique" nach französischem Recht, 
das die Arbeiten der Kooperanten koordiniert, hofft mindestens 400 und eventuell sogar 600 Airbus 
verkaufen zu können (davon 70 bis 80 an die Gesellschaften der ATLAS-Gruppe) ^®). 

Am 21. Dezember 1971 wurde in Luxemburg durch den Präsidenten der Europäischen Investitionsbank 
und den Präsidenten von Aerospatiale ein Darlehensvertrag unterzeichnet. Gegenstand dieses Vertrags 
ist ein Darlehen von 14,4 Millionen Rechnungseinheiten, rückzahlbar innerhalb von zwölf Jahren, das 
für die Finanzierung der für den Bau und die Erprobung des Airbus erforderlichen Investierungen in den 
Werken der Aerospatiale in Toulouse, Nantes und St.-Nazaire verwendet wird ^®). 

Nach einem Beschluß vom 22. Dezember 1971 übernimmt die deutsche Regierung die Bürgerschaft für die 
Finanzierung der Serienherstellung von acht Flugzeugen und billigt die Finanzierung der abgeleiteten 
Versionen. Die Bürgschaft für die Finanzierung der Verkäufe beläuft sich, soweit es den deutschen 
Anteil betrifft, auf 620 000 $ (1972) je Flugzeug ^^). 

3. Diese Anlage bezieht sich lediglich auf die Großprogramme des Zivilflugzeugbaus, die in europäischer 
Zusammenarbeit durchgeführt werden. Sie geht somit nicht auf die Besonderheiten der nationalen Groß- 
programme, wie z. B. für die Caravelle, die BAC 111 oder die britische Trident noch auf die Kooperations- 
programme mit Drittländern ein. Diesbezüglich sei jedoch erwähnt, daß die italienische Regierung vor 
kurzem den Bau - in Zusammenarbeit zwischen Aeritalia und Boeing - eines Kurzstarters mit 100 bis 
150 Fluggastsitzen gebilligt hat, der ab 1975 auf den Markt kommen soll. 


Fußnoten zur Anlage III: 

1) Interavia data - 15. Dezember 1971 

2) Aviation Week and Space Technology - 31. Mai 1971 
2a) Le Monde: 1. Februar 1972 

2b) Handelsblatt: 2. Februar 1972 

3) Interavia data 15. Dezember 1971 

4) Interavia mensuel 6/1967 
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5) Air et Cosmos - 16. Mai 1970 

6) Etudes SORIS - Anhang 4, S. 120 

7) Interavia 10/1969, S. 1630 

8) Interavia data IND 71-S-12 

8a) Flight vom 18. November 1971 

9) Interavia 3/1970 

10) Aviation Week and Space Technology - 31. Mai 1971 

11) Interavia courrier aerien vom 27. September 1971 

12) Interavia data - 15. Dezember 1971 

13) Interavia data - 15. Dezember 1971 

14) Flugrevue 2/1972 

15) Interavia data - 15. Dezember 1971 

10) Aerospatiale - Monatsschrift - Januar 1972 


B. Programme für Triebwerke 


Auf dem Gebiet der Triebwerke ist die international-europäische Zusammenarbeit bis heute bei weitem 
nicht so weit entwickelt wie auf dem Flugzeugsektor. 

Das R. B. 211 ist ein britisches Projekt; das neue Projekt der SNECMA für ein Triebwerk mit 10 000 kp 
Schub, das CFM 56, wird in Zusammenarbeit mit General Electric durchgeführt, und es ist noch nicht 
sicher, daß es Gegenstand einer europäischen Kooperation sein wird; dieses Triebwerk ist vor allem für 
eine zweite Version der MERCURE und eventuell für die Flugzeugprojekte STOL bestimmt. 

Die zwei wichtigsten Triebwerke für den Zivilsektor, die in europäischer Zusammenarbeit entwickelt 
wurden und gebaut werden, sind das Olympus 593, d. h. das Triebwerk für die Concorde und das M 45 H, 
das Triebwerk der VFW 614. Diese beiden Triebwerke wurden von den zwei wichtigsten europäischen 
Firmen des Untersektors Triebwerke, Rolls-Royce und SNECMA, entwickelt. 


Olympus 593 

Rolls-Royce führt zwei Drittel der Vorarbeiten und der Entwicklung für dieses Triebwerk aus, SNECMA 
ist für den hinteren Teil des Strahltriebwerkes zuständig 

Die F. E.-Kosten wurden im September 1970 auf 240 Millionen $ bei der SNECMA (ohne Angaben, 1969) 
und auf 440 Millionen $ bei Rolls-Royce geschätzt 

Für das Flugerprobungsprogramm wurden bereits 28 Triebwerke eingesetzt. Der Bau 16 weiterer Trieb- 
werke ist genehmigt. Schließlich werden noch 17 weitere Versuchstriebwerke für die Erprobung in Meeres- 
höhe, in hohen Luftschichten und für die Flugerprobung in der Vulcan verwendet. 

Mit dem Bau von 40 Serientriebwerken wurde bereits begonnen; hiervon werden 20 zusammen mit den 
Entwicklungs trieb werken für die Musterzulassung der beiden Vorserienflugzeuge und der drei ersten 
Serienflugzeuge eingesetzt. Die 20 übrigen Triebwerke werden in die Serienflugzeuge Nr. 4 u. f. einge- 
baut. Vom 41. Flugzeug ab wird das Triebwerk Mk 621 Olympus mit einem Schub von 39 940 Lb verfügbar 
sein, so daß es dann möglich sein wird, Frankfurt in den Verkehrsbereich für die Transatlantikflüge der 
Concorde einzubeziehen 

Die Musterzulassung des Triebwerks wird für 1973 nach 32 000 Stunden Flugerprobung und Prüfstandtests 
erwartet. 

Rolls-Royce und die SNECMA haben unter der Firma „Concorde engines support Organisation Ltd"' eine 
gemeinsame Tochter gebildet, die die Verkaufsverhandlungen und die Abwicklung der Lieferverträge 
für die zum Einbau in die Flugzeuge bestimmten Triebwerke, Reservetriebwerke und Ersatzteile wahr- 
nimmt. 


M 45 H (Rolls-Royce/SNECMA) 

Von einem Triebwerk für militärische Zwecke ausgehend hat die SNECMA in Zusammenarbeit mit Rolls- 
Royce im M 45 H ein Triebwerk für Zivilflugzeuge entwickelt, das zu der Klasse der Triebwerke mit einem 
Schub von 3500 kp gehört und besonders für Kurzstreckenverkehrsflugzeuge geeignet ist. Mit diesem 
Triebwerk wird die VFW 614 ausgestattet. Mit seinem geringen Lärmpegel wird es den neuen Spezifika- 
tionen der F. A. A. und der ICAO genügen ^®). 

Rolls-Royce ist für die technische Seite des Programms verantwortlich. Die SNECMA hat die Verant- 
wortung für den Entwurf, die Entwicklung und die Herstellung des Niederdruckteils ^i). 
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Die Entwicklungskosten, die 1967 nodi auf 50 Millionen $ veransdilagt wurden, sind 1971 auf 82 Millionen $ 
angestiegen 

Die Finanzierung des Triebwerks M 45 H ist im Prinzip wie folgt geregelt: 

SNECMA 

Rolls-Royce (Angaben in v. H.) Bundesrepublik Deutschland 

Finanzierung 25 25 50 

Entwicklung und Bau 55 45 

Der für die Entwicklung vorgesehene Betrag umfaßt die Lieferung und die Erprobung von 21 Triebwerken 
(6 für Prüfstandversuche und 15 für die Flugerprobung), die Anlaufkosten für die Serienherstellung sind 
jedoch nicht einbezogen. 

Obgleich bestimmte Informationen die Möglidikeit eines Abkommens erwähnen, waren die Verhand- 
lungen insbesondere zwischen den deutschen Behörden und Rolls-Royce in bezug auf die Finanzierung 
der Triebwerksentwicklung und die erhöhten Kosten Anfang Februar 1972 noch nicht abgeschlossen. 

Abgesehen vom Fall VFW-Fokker ist die Zusammenarbeit bei der Herstellung bisher nur in Firmen- 
abkommen, die sich auf die Durchführung eines Programms beschränken, zum Ausdruck gekommen; zur 
Bildung übernationaler europäisdier Strukturen hat sie noch nidit geführt. 

Fußnoten zu Anlage III, Abschnitt B 

17) Jane's all world aircraft - 1967-68 und 1969-70 

18) Journees d'Etudes sur les problemes poses par Taviation commerciale supersonique - Toulouse, April 1971. 

19) Flight - 22. April 1971 

20) Die französische Luft- und Raumfahrtindustrie 1971. 

21) Interavia - 7/1971 

22) Interavia - 6/1971 
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Anlage IV 

Rechtsvorschriften auf dem Sektor Luftfahrt 
Derzeitige Situation in bezug auf Zölle für Produkte dieses Sektors 

I. Protokoll Nr, XVII zum Abkommen über die Liste G 

a) In den derzeit noch geltenden Tarifvorschriften in bezug auf vollständige Luftfahrzeuge ist vor allem 
folgendes festgelegt: 

„Die Wiederanwendung der Zollsätze für Luftfahrzeuge mit einem Leergewicht von mehr, als 15 000 kg 
zu irgendeinem Zeitpunkt ist mit der hiermit beschlossenen Gewährung eines Gemeinschaftskontingents 
zu einem Zollsatz gleich Null verbunden. Der Umfang dieses Gemeinschaftskontingents stellt den 
Gesamteinfuhrbedarf dar, der von den Regierungen der einzelnen Mitgliedstaaten angegeben worden 
ist. 

Von dem Anspruch auf ein Kontingent kann jeder Flugzeugtyp ausgesdilossen werden, wenn ein ähn- 
licher Flugzeugtyp, der alle geforderten Wettbewerbsbedingungen erfüllt, in der Gemeinschaft herge- 
stellt wird. 

Der Antrag auf Ausschluß von Kontingent muß dem Rat, der hierfür einstimmig zu beschließen hat, 
vorgelegt und begründet werden." 

Bis zum 31. Dezember 1972 sind die Zollsätze für Flugzeuge mit einem Leergewicht bis zu 15 000 kg 
vollständig ausgesetzt (s. nachstehenden Punkt B.I.). 

Wenn der Rat für den Zeitraum nach dem 31. Dezember 1972 keine andere Entscheidung erläßt, können 
die Bestimmimgen des oben erwähnten Protokolls durch alle beteiligten Mitgliedstaaten geltend gemacht 
werden. 

b) Ähnliche Bestimmungen wie oben unter Punkt a) angeführt gelten für Hubschrauber mit einem Leer- 
gewicht von mehr als 2000 kg. Bis zur Gegenwart wurden jedoch keinerlei Tarif maßnahmen (Tarif- 
kontingent bzw. Aussetzung der Zollsätze) erlassen. 

c) In bezug auf 

— Teile von Luftfahrzeugen, schwerer als Luft (Tarifnummer 88.03), 

— Motore, Strahltriebwerke und Gasturbinen für Luftfahrzeuge, schwerer als Luft, und Teile hiervon 
(Tarifnummern ex 84.06 und ex 84.08) sieht das Protokoll vor: „Die Aussetzung gilt für die oben- 
genannten eingeführten und für die Montage bestimmten Teile für Luftfahrzeuge, schwerer als Luft, 
die selbst zollfrei eingeführt worden sind oder in der Gemeinschaft hergestellt werden." 


II. Tarif Situation am 1. Januar 1972 


A. 1. Luftfahrzeuge, schwerer als Luft: 

Durch die Verordnung (EWG) Nr. 2780/71 des Rates vom 20. Dezember 1971 ^) werden die autonomen 
Zollsätze für Flugzeuge für maschinellen Antrieb mit einem Leergewicht von mehr als 15 000 kg 
(Tarifnummer 88.02 B II c) vom 1, Januar bis zum 31. Dezember 1972 vollständig ausgesetzt. 


2. Bestimmte Werkstoffe und Zubehör; 


Durch die vorgenannte Verordnung werden die autonomen Zollsätze für die nachstehend aufgeführten 
Produkte vom 1. Januar bis zum 31. Dezember 1972 vollständig ausgesetzt: 

Nummer des 

Gemeinsamen Warenbezeichnung 
Zolltarifs: 


ex 38.19 T 
ex 39.01 C VII 
ex 40.11 B 
ex 44.15 
ex 62.05 C 
ex 73.24 


Amine, chemisch nicht einheitlich, für den Bau, zum Instandhalten und zum 
Instandsetzen von Flugzeugen bestimmt. 

Epoxydharze, flüssig, teigförmig oder als Pulver, für den Bau, zum Instandhalten 
und zum Instandsetzen von Flugzeugen bestimmt. 

Laufdecken und schlauchlose Reifen, neu, bestimmt zur Instandhaltung von Luft- 
fahrzeugen: Laufdecken und schlauchlose' Reifen folgenden Typs: 24X7,7; 14 PR. 
Holzplatten, auf beiden Seiten mit Alumniumblättern verkleidet, zur Verwen- 
dung in Flugzeugen. 

Rettungsrutschen und Schwimmwesten für Passagiere, für die Ausrüstung von 
Flugzeugen. 

Behälter für den Luftdruckausgleich in Flugzeugen. 


1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 287/71, S. 22/23 
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ex 84.22 D Apparate und Geräte zum Heben, Beladen und Entladen, zum festen Einbau in 

Luftfahrzeuge bestimmt. 

ex 89.01 B II Rettungsboote für die Ausrüstung von Flugzeugen. 

ex 89.05 Schwimmende Rettungsinseln für die Ausrüstung von Flugzeugen. 

3. Motoren, Strahltriebwerke usw. 

Nach den Bestimmungen des Protokolls Nr. XVII ist die Anwendung der Zollsätze für die einge- 
führten Teile (Tarifnummer 88.03) und die Motoren, Strahltriebwerke, Gasturbinen sowie Teile 
hiervon (Tarifnummer ex 84.06 und ex 84.08) für Luftfahrzeuge, schwerer als Luft, die selbst zollfrei 
eingeführt worden sind oder in der Gemeinschaft hergestellt werden, vorläufig ausgesetzt. 


B. Befreiung von Abgaben für bestimmte Waren, die zum Instandhalten oder Instandsetzen 
bzw. zum Bau von Flugzeugen verwendet werden 


Weitere durch den Rat erlassene Tarifmaßnahmen sehen unter bestimmten Voraussetzungen die teilweise 
oder vollständige Aussetzung der Zollsätze für eine Reihe von Waren vor, die zu insgesamt 67 Zoll- 
positionen oder Unterpositionen gehören. Die Liste dieser Waren ist in den Anhängen des Gemeinsamen 
Zolltarifs enthalten ^). 

Diese Anhänge enthalten: 

1. die Liste der Waren, die unter vollständiger Aussetzung der Zollsätze des Gemeinsamen Zolltarifs 
eingeführt werden können, wenn sie zum Instandhalten oder Instandsetzen von Flugzeugen mit einem 
Leergewicht von mehr als 15 000 kg verwendet werden; 

2. die Liste der Waren, die unter vollständiger oder teilweiser Aussetzung der Zollsätze des Gemein- 
samen Zolltarifs eingeführt werden können, wenn sie zum Bau von Flugzeugen (ausgenommen Hub- 
schrauber) oder zum Instandhalten oder Instandsetzen von Flugzeugen einschließlich Hubschraubern 
mit einem Leergewicht von mehr als 2000 kg bis 15 000 kg bestimmt sind. 

Diese Listen geben zu folgenden Bemerkungen Anlaß; 

1) Waren, die zum Instandhalten oder Instandsetzen von Flugzeugen mit einem Leergewicht von mehr 
als 15 000 kg verwendet werden 

Um möglichen Entwicklungen in der Gemeinschaftsindustrie oder der mit ihr verbundenen Industrien 
Rechnung zu tragen, war für die ursprünglich durch die Entscheidung 66/74/EWG des Rates vom 22. De- 
zember 1966^) festgelegten Vorschriften eine beschränkte Geltungsdauer von drei Jahren vorgesehen. Aus 
praktischen Gründen wurde jedoch hierbei bestimmt, daß die vollständige Aussetzung sich stillschweigend 
um jeweils 3 Jahre verlängert, wenn nicht ein Mitgliedstaat oder mehrere Mitgliedstaaten mindestens 
6 Monate vor Ablauf der ursprünglich vorgesehenen Frist dem Rat ihre Ablehnung einer Verlängerung 
bekanntgeben. Diese Ablehnung kann sowohl die Gesamtheit als auch nur einen Teil der betreffenden 
Erzeugnisse umfassen. Die Geltungsdauer der 1966 eingeführten Maßnahmen wurde bisher einmal - bis 
zum 31. Dezember 1972 - verlängert. 

2) Waren, die unter vollständiger oder teilweiser Aussetzung der Zollsätze des Gemeinsamen Zolltarifs 
eingeführt werden können, wenn sie zum Bau von Flugzeugen (ausgenommen Hubschrauber) mit 
einem Leergewicht von mehr als 15 000 kg bestimmt sind. 

Die gemäß Entscheidung 68/261/EWG des Rates vom 18. Juni 1968^) ursprünglich für eine Dauer von 
3 Jahren vorgesehenen Bestimmungen über die vollständige oder teilweise Aussetzung der Zollsätze sind 
nach dem in vorgenannter Ziffer 1 vorgesehenen Verfahren stillschweigend um einen entsprechenden 
Zeitraum verlängert, der am 31. Dezember 1974 ausläuft. Sie sind nur auf gewisse Waren anwendbar, 
die dazu bestimmt sind, zum Bau von Flugzeugen derjenigen Typen verwendet zu werden, in deren 
Herstellungsprogramm die Stufe der ersten Versuchsflüge am 1. Juli 1968 überschritten war. 

Seit dem 1. Januar 1971 sind die Bestimmungen außerdem auch dann anwendbar, wenn diese Waren zur 
Herstellung von Flugzeugteilen bestimmt sind, die zum Bau von Flugzeugen desselben Typs verwendet 
werden. 


2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 1/72 vom 1. Januar 1972 

3) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 246 vom 31. Dezember 1966 

4) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 141 vom 24. Juni 1968 


59 



Drucksache VI/3733 


Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


3) Waren, die zum Instandhalten oder Instandsetzen von Flugzeugen oder Hubschraubern mit einem 
Leergewicht von 2000 kg bis 15 000 kg bestimmt sind. 

Die durch Entscheidung 68/261/EWG ursprünglich für eine Geltungsdauer von drei Jahren vorgesehenen 
Bestimmungen zur Festsetzung der Liste dieser Waren sind nur auf solche Erzeugnisse anwendbar, die 
für Flugzeuge bestimmt sind, die in der Gemeinschaft vor dem 1. Juli 1968 registriert wurden. Die 
Geltungsdauer dieser Bestimmungen ist am 31. Dezember 1971 ausgelaufen, eine automatische Verlänge- 
rung war nicht vorgesehen; für die meisten dieser Erzeugnisse wurde jedoch die Geltungsdauer bis zum 
31. Dezember 1972 verlängert, außerdem sind die Bestimmungen ohne Rücksicht auf das Datum der 
Registrierung der Flugzeuge anwendbar. 
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Anlage V 


Beihilfen für den Luftfahrtsektor in den Mitgliedstaaten 

Mehrere Mitgliedstaaten leisten finanzielle Beiträge zugunsten des Sektors durch Beihilfen, die meistens 
spezifischen Charakter haben und die Forsdiungs- und Entwicklungstätigkeit sowie die Entwicklung bis 
zur industriellen Produktionsreife betreffen. Die staatliche Beteiligung auf diesem Gebiet ist hauptsächlich 
dadurch begründet, daß die Flugzeugbauunternehmen während der Forschung und Entwicklung über Jahre 
hinaus bedeutende Kapitalbeträge investieren müssen und diese Projekte wegen ihrer Größe und ihres 
wirtschaftlichen Risikos nicht auf dem Wege der üblichen Kapitalbeschaffung finanziert werden könnten. 

In dieser Phase konkretisieren sich die Beteiligungen der Mitgledstaaten, insbesondere Frankreichs, der 
Bundesrepublik und der Niederlande, die für den Sektor wegen seiner Bedeutung für die nationale Volks- 
wirtschaft Beihilfen gewähren, durch eine Unterstützung entweder in Form zinsloser und im Falle wirt- 
schaftlichen Erfolgs rückzahlbarer Kredite oder in Form von Subventionen (s. Übersicht am Ende dieser 
Anlage) . 

Ihrem Umfang nach deckt die Beteiligung in manchen Fällen die gesamten Forschungs- und Entwicklungs- 
kosten; hierüber entscheiden die zuständigen Regierungsstellen unter Berücksichtigung der Bedeutung 
der in Betracht gezogenen Projekte. 

In jüngerer Zeit wandte sich die Aufmerksamkeit der Behörden ganz besonders den Projekten zu, die in 
Zusammenarbeit auf Gemeinschafts- oder internationaler Ebene durchgeführt werden. 

Die im folgenden erwähnten und durchwegs spezifischen Beteiligungen sind der Schwerpunkt der staat- 
lichen Unterstützung für den Flugzeugbau. Einige Mitgliedstaaten fördern diesen Sektor außerdem durch 
Bestimmungen allgemeiner Art. 

In Frankreich genießen die Flugzeugbauuntemehmen in bezug auf den Export ihrer Produkte bestimmte 
Vergünstigungen durch das COFACE-Versicherungssystem gegen die Risiken der Preissteigerung. (Auf 
den innergemeinschaftlichen Handel ist dieses System prinzipiell nicht anwendbar.) In der Bundesrepublik 
Deutschland werden aufgrund allgemeiner Regelungen Kredite für die Entwicklung der Zivilluftfahrt 
gewährt. Für bedeutende Projekte ist außerdem die Übernahme von Garantien durch die Bundesregierung 
und die Länder für die Serienfabrikation vorgesehen. 

In Belgien bestehen für den Sektor zwar keine spezifischen Beihilfen, doch greift der Staat zu seinen 
Gunsten auf Maßnahmen allgemeiner Art zurück. Insbesondere werden aufgrund des belgischen Gesetzes 
über die Wirtschaftsexpansion Beihilfen in Form von Zuschüssen, die zu bestimmten Bedingungen rück- 
zahlbar sind, für die Entwicklung und Durchführung eines zivilen Luftverkehrsprogramms gewährt. 

„Auf dem Gebiet der Zivilluftfahrt spielt die britische Regierung eher die Rolle eines Kapitalgebers als 
eines Klienten. Die Regierung verfolgt damit die Politik, vielversprechende Zivilprojekte im Sektor 
Zellenbau und Motoren-ZTriebwerkbau zu unterstützen, die eine Finanzierung in Größenverhältnissen 
erfordern, daß es für ein Wirtschaftsunternehmen unvernünftig wäre, einen so großen Anteil seiner 
verfügbaren Mittel in einem einzigen Projekt zu binden; aus diesem Grunde war die Regierung bereit, 
zu intervenieren und einen Teil des Kapitalrisikos zu übernehmen. Bei dem derzeitigen, seit 1960 ange- 
wandten „Starthilfesystem" (launching aid) liegt es in der Initiative des Zellenherstellers, einen Vorschlag 
für eine Staatsbeihilfe (Government assistance) zu einem bestimmten Projekt zu unterbreiten. Die techno- 
logischen Faktoren, wirtschaftlichen Perspektiven und die Gesamtkosten des Projekts werden dann durch 
die Regierung sorgfältig geprüft. Entschließt sich die Regierung zur Unterstützung des Projekts, wird 
normalerweise eine Beihilfe in Höhe von 50 v. H. der insgesamt veranschlagten Anlaufkosten - hierzu 
zählen die Kosten für Planung und Entwicklung, Montageanlagen und Ausrüstungen sowie die „learning 
costs", d. h. die erhöhten Arbeitskosten beim Anlaufen der Serienproduktion - gewährt. Die „Starthilfe" 
der Regierung wird im Rahmen eines bestimmten Plafonds erteilt, der normalerweise nicht erhöht wird, 
wenn die Projektkosten über den ursprünglich veranschlagten Betrag hinauswachsen, d. h. daß das Unter- 
nehmen das Risiko für Kostensteigerungen trägt. 

Der Ausgleich des Regierungsbeitrags ist in der Weise geregelt, daß die Regierung ihren Investierungs- 
anteil durch Vereinnahmung eines Teils des Verkaufserlöses zurückerhält. Dieser Teil wird in einem 
Abkommen im voraus festgesetzt, und zwar in einer Höhe, durch die die Rückzahlung der Regierungs- 
beihilfe zu den Anlaufkosten nach dem Verkauf einer im voraus festgelegten Anzahl von Flugzeugen 
sichergestellt ist. Wird eine größere Stückzahl verkauft, so kommt die der Regierung zugute; liegt der 
Absatz dagegen unter der festgesetzten Stückzahl, so erhält die Regierung nur einen Teil ihres Kapital- 
einsatzes zurück. Auf diese Weise ist die „Starthilfe" ein Partnergeschäft mit Risikenteilung; sie ist nicht 
im Sinne einer Subventionierung konzipiert." 

(Auszug aus einem Dokument des Department of Trade and Industry). 

Die Unterschiedlichkeit der Hilfsquellen sowie die verschieden hohe Beteiligung an der Kostendeckung 
sind weitere fühlbare Elemente der Disparität zwischen den nationalen Beihilfesystemen. 
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Bundesrepublik Deutschland 

1. Kredite aus dem Bundeshaushalt für die 
Entwicklung von Prototypen für Zivilflug- 
zeuge bis zur Serienproduktion. 

2. Subventionen aus öffentlichen Mitteln 
durch den Bund und die Länder. 


Form der Beihilfe 

Zinslose Darlehen oder Subventionen an die 
Flugzeugkonstrukteure bis zu 60 v. H. der Ent- 
wicklungskosten. Eine Überschreitung dieses 
Satzes ist möglich zur Förderung von Ver- 
suchsprojekten oder von Projekten, die in in- 
ternationaler Zusammenarbeit entwickelt wer- 
den. 

Rückzahlung 

Die Rückerstattung der Beihilfen richtet sich 
nach den Verkaufsergebnissen. Sofern ein 
wirtschaftlicher Erfolg nicht erzielt wird, kön- 
nen die Darlehen in Subventionen umgewan- 
delt werden. 


Rechtsgrundlagen 

1. Richtlinien des Bundeswirtschaftsministe- 
riums vom 15. Juli 1968 (Bundesanzeiger 
vom 26. Juli 1968, Nr. 137). 

Jahresbetrag: 

1967: 30 Mio DM 


Frankreich 

— Haushaltsmittel (Staatshaushalt) für die 
Forschung und Entwicklung von Material 
für die Zivilluftfahrt. 

— Kredite nach dem „Verfahren Artikel 90" 
für die Entwicklung bestimmter Materialien 
und Ausrüstung für die Luftfahrt. 

— Zur Entwicklung von Großprogrammen 
nationalen Interesses auf dem Gebiet des 
zivilen Flugzeugbaus werden in Frankreich 
Beihilfen für die Serienfabrikation in Form 
von Staatsdarlehen und von Staatsbürg- 
schaften für den Fall wirtschaftlichen Miß- 
erfolgs gewährt. 

Form der Beihilfe 

Staatliche Beteiligung an den Forschungs- und 
Entwicklungskosten in unterschiedlicher Höhe 
(in manchen Fällen bis zu 100 v. H.) je nach 
der Art des jeweiligen Programms. 


Rückzahlung 

Finanzbeiträge des Staates werden diesem aus 
dem Verkaufserlös zurückerstattet. Die Zahl 
der Verkäufe, durch die eine vollständige 
Rückerstattung des Staatsbeitrages erzielt 
wird, ist je nach dem Programm unterschied- 
lich hoch. 

Re chts grundlag en 

a) Die Vorschriften in den Haushaltsgesetzen 

b) Anwendungsdekrete des Staatsrats 

c) Interministerielle Ausführungserlasse 

d) Mittelzuweisung nach dem „Verfahren 
Artikel 90" (Artikel 5 des Finanzberechti- 


Niederlande 

— Aus staatlichen Mitteln gebildeter „revolv- 
ing" -Fonds, der einem Spezialinstitut, dem 
Niederländischen Institut für die Entwick- 
lung von Zivil- und Militärflugzeugen" 
(N. I. V.) zur Verfügung gestellt wird. Die- 
ses Institut wurde durch Gesetz gegründet. 


Form der Beihilfe 

Die dem N. 1. V. zur Verfügung gestellten Mit- 
tel ermöglichen ihm, die Forschung und Her- 
stellung von Flugzeugen und Fluggerät durch 
Vergabe von Aufträgen an Industrieunterneh- 
men zu steuern und zu erleichtern. Die vom 
N. 1. V. genehmigten Vorhaben werden von 
ihm zu 100 v. H. finanziert. 

Rückzahlung 

Die vom N. 1. V. gewährten Mittel werden so- 
weit wie möglich durch den Verkauf der 
Serienflugzeuge und durch die Gewährung von 
Lizenzen auf die im Auftrag des N. 1. V. her- 
gestellten Flugzeuge wieder eingebracht. 


Rechtsgrundlagen 
Gesetz vom 24. Februar 1955 
Staatsblad No. 107 vom 29. März 1955. 
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Spezifische Beihilfen für die zivile Luftfahrtindustrie in der EWG 


Bundesrepublik Deutschland 

1968: 54 Mio DM 

1969: 79 Mio DM 

1970: 150 Mio DM 

2. Richtlinien des Bundeswirtsdiaftsministe- 
riums vom 29. Mai 1969 (Bundesanzeiger 
vom 11. Juni 1969, Nr. 104) 


Frankreich 

gungsgesetzes Nr. 63 1293 vom 21. Dezem- 
ber 1963, geändert durch Artikel 90 des 
Finanzgesetzes 67 1114 vom 21. Dezember 
1967, Anwendungsdekret 64 1123 vom 
12. November 1964, geändert durch Dekret 
70 388 vom 24. April 1970). 

1970: 52 Mio FF (Zivilluftfahrt). 
Gesamthaushalt für das Jahr 1970 (insbeson- 
dere für die Programme Concorde, Airbus, 
Mercure) : Programmbewilligungen in Höhe 
von 1 Milliarde FF. 


Niederlande 


Bundesrepublik Deutschland 

1. Kredite für rückzahlbare 
Darlehen (unter bestimm- 
ten Bedingungen) für die 
Entwicklung der Zivilluft- 
fahrt 

2. Für bedeutende Projekte 
ist die Übernahme von 
Bürgschaften durch die 
Bundesregierung und die 
Länder auch zur Förde- 
rung der Serienproduk- 
tion vorgesehen. 


Allgemeine oder Regionalbeihilfen für den Flugzeugbau in der EWG 


Belgien 

Aufgrund des Wirtschafts- 
expansionsgesetzes vom 
17. Juli 1959 wurde eine Bei- 
hilfe in Höhe von 30 Mil- 
lionen FB in Form von Dar- 
lehen an den Sektor Flug- 
zeugbau (Entwicklungsko- 
sten) gewährt. 

1970 wurde aufgrund des- 
selben Gesetzes eine Beihilfe 
in Form von rückzahlbaren 
Darlehen in Höhe von 452 
Mio FB bewilligt. 


Frankreich 

Regionale Beihilfen werden 
neben den spezifischen Bei- 
hilfen nicht gewährt. 


Niederlande 

Die allgemeinen oder regio- 
nalen Beihilfesysteme finden 
auf diesen Sektor keine An- 


italien 

Die allgemeinen oder regio- 
nalen Beihilfesysteme finden 
auf diesen Sektor keine An- 


wendung. 


Wendung. 


CO 


I 
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